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Die Bilder zu unserem Titelthema zeigen chinesische Arbeitswelten. 
Der Fotograf Wolfgang Müller blickt in seiner Serie «Mingong – die 
Suche nach dem Glück» auf Menschen, die vom Land in die Groß-
städte des Landes ziehen. Die Fotos sind Teil der Ausstellung «Wan-
derarbeit – Gesichter einer neuen Arbeiterklasse» des Weiterbil-
dungsträgers «Arbeit und Leben DGB/VHS» in Nordrhein-Westfalen 
(www.aulnrw.de/wanderarbeit). Junge ArbeiterInnen porträtiert 
auch der Autor Micho Merten. Seine Aufnahmen zeigen Beschäftigte 
von Textil-Miniunternehmen in der Stadt Guangzhou.
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Editorial

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
ist am 5. Dezember in Thüringen mit Bodo Ramelow ein Ministerprä-
sident einer Partei links der Sozialdemokratie ins Amt gewählt wor-
den. Das sorgte für eine mediale und politische Resonanz, die weit 
über das übliche Maß bei einer solchen Wahl hinausging und zuwei-
len beinahe hysterische Züge annahm. Der ersten von der LINKEN 
geführten rot-rot-grünen Landesregierung gingen Regierungsbetei-
ligungen unter sozialdemokratischer Führung in Mecklenburg-Vor-
pommern (1998 bis 2006), Berlin (2002 bis 2011) und Brandenburg 
(seit 2009) sowie ein Tolerierungsmodell in Sachsen-Anhalt (1994 
bis 2002) voraus. Nach Winfried Kretschmann für die Grünen in 
Baden-Württemberg im Jahr 2011 ist Bodo Ramelow überhaupt 
erst der zweite Ministerpräsident seit den 1950er Jahren, der weder 
CDU/CSU noch SPD angehört. Für die Rosa-Luxemburg-Stiftung ist 
die Wahl Bodo Ramelows, in dessen Landesregierung auch andere 
Mitglieder und bisherige MitarbeiterInnen der Stiftung tätig sein wer-
den, ein besonderes Ereignis. Der neue Ministerpräsident gehörte bis 
zum November 2014 vier Jahre lang dem Vorstand an. Er widmete 
sich dort in besonderem Maße dem geplanten Neubau der Stiftung. 
Zudem unterstützte er die Stiftungsarbeit durch Initiativen für einen 
jüdisch-linken Dialog im Inland wie im Ausland, etwa in Polen und Is-
rael, und wirkte zudem bei verschiedenen Kirchentagen federführend 
mit. Wir danken ihm für seine intensive Mitarbeit und wünschen ihm 
für sein neues Amt viel Erfolg und alles Gute.
Aufmerksamkeit in den Medien erregte auch ein Wahlausgang in 
Słupsk, einer Stadt von knapp 100.000 Einwohnern im Norden Po-
lens. Dort entschied vor wenigen Tagen der erste offen schwule Par-
lamentsabgeordnete, Robert Biedroń, die Stichwahl um das Bürger-
meisteramt für sich. Für die Stiftung ist seine Wahl von besonderem 
Interesse: Ihr Warschauer Regionalbüro kooperiert seit vielen Jahren 

Dagmar Enkelmann Florian Weis

Neue Vorstände Die Mitgliederversammlung hat im Novem-
ber fünf neue Vorstandsmitglieder der Stiftung berufen: Neben dem 
linken Bundestagsabgeordneten Jan Korte und dem Geschäftsfüh-
rer der Landesstiftung Brandenburg, Detlef Nakath, gehören dem 
Gremium nun die linke Bildungspolitikerin Dörte Putensen, der Poli-
tologe Rainer Rilling sowie die Integrationsbeauftragte des Berliner 
Bezirks Tempelhof-Schöneberg, Gabriele Gün Tank, an.

www.rosalux.de/news/40932

mit Biedroń und der «Kampagne gegen Homophobie». Darüber hi-
naus bringt es Akteure aus feministischen und schwul-lesbischen, 
gewerkschaftlichen und intellektuell-akademischen Spektren, linke 
ParteipolitikerInnen und Menschen aus jüdischen Institutionen so-
wie der jüdisch-polnisch-deutschen Erinnerungsarbeit zusammen. 
Die Verbindung von bürgerrechtlichen Themen mit sozialen und 
ökonomischen Anliegen sowie einem geschichtspolitischen und 
auch interreligiösen Dialog macht einen beträchtlichen Teil des Wer-
tes der internationalen Arbeit der Rosa-Luxemburg-Stiftung aus.
Schwerpunkt dieser Ausgabe der RosaLux sind die prekären Ar-
beits- und Lebensverhältnisse, die es in fast allen Teilen der Welt 
gibt – freilich in sehr unterschiedlichem Ausmaß. Mit der Abkehr 
von einem sozialstaatlich und wirtschaftspolitisch mehr oder weni-
ger stark eingehegten Kapitalismusmodell in den 1940er bis 1970er 
Jahren in vielen westlichen Ländern (ein Beispiel ist der «rheinische 
Kapitalismus»), forciert durch die Regierungen von Margret That-
cher in Großbritannien ab 1979 und Ronald Reagan in den USA ab 
1981 und nochmals verstärkt nach 1990, haben gesicherte Arbeits-
verhältnisse abgenommen und ist die Ungleichheit gewachsen. 
Diese Unsicherheit greift tief in den Alltag vieler Menschen ein. Sie 
fällt mit Krisen und Konflikten zusammen. Der Erfolg eines Buchs 
wie «Das Kapital im 21. Jahrhundert» von Thomas Piketty zeigt, 
dass nicht nur die soziale Ungerechtigkeit viele Menschen berührt, 
sondern auch die soziale Spaltung als ein gravierendes ökonomi-
sches und demokratiegefährdendes Problem wahrgenommen wird 
(Seite 13). Wir wünschen Ihnen eine spannende und aufschlussrei-
che Lektüre  – verbunden mit guten Wünschen für das Jahr 2015.

Dagmar Enkelmann ist Vorstandsvorsitzende der Rosa-Luxemburg-
Stiftung. Florian Weis ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der rosa-luxemburg-stiftung

Blockupy Rund 500 AktivistInnen kamen im November zum 
Protest-Festival gegen die Verarmungspolitik von EU, EZB und IWF 
nach Frankfurt am Main. Das Spektrum der Unterstützer reichte 
von Attac über europäische Gewerkschaften und Linksparteien wie 
DIE LINKE, Podemos, Syriza und die slowenische «Initiative for De-
mocratic Socialism» bis zu linksradikalen Gruppen. Mittendrin bei 
«Talk, Dance, Act – Runter vom Balkon!»: die Stiftung.

http://www.youtube.com/user/MrMarxismo/videos
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Florian Horn

Aggressives Bündnis
Mit TTIP wollen die GroSSmächte EU und USA eine wirtschafts-nato schaffen

Hilary Clinton zu verstehen, TTIP sei als «Wirtschafts-Nato» geplant. 
TTIP soll, wenn es nach den Plänen der westlichen Eliten geht, den 
Aufstieg der BRICS-Staaten aufhalten. So werden nebenbei Ängste 
geschürt, dass China, Indien oder Russland die Ausgestaltung der 
globalen Wirtschaftsordnung übernähmen, falls TTIP scheitern 
sollte. Darüber hinaus muss TTIP als Versuch verstanden werden, 
eine wettbewerbsorientierte Freihandelsordnung vor dem Hinter-
grund der Krise in Europa zu etablieren.
Es ist wichtig, dieser Vorstellung eine linke Perspektive gegenüber-
zustellen, mit Vorschlägen für Alternativen, die gegen eine Handels-
politik im Interesse der Mächtigen gerichtet sind. Als das Brüsseler 
Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung Ende 2013 zum ersten Mal ein 
Strategietreffen der Anti-TTIP-AktivistInnen ausrichtete, war das 
Thema noch wenig bekannt. Das änderte sich 2014: Zu den weite-
ren Strategietreffen des Anti-TTIP-Netzwerkes reisten Hunderte Ak-
tivistInnen von beiden Seiten des Atlantiks an, unsere Publikationen 
von John Hilary und Ulrike Herrmann stoßen auf ungebrochenes 
Interesse und wurden mittlerweile in viele Sprachen übersetzt. Auf 
Informationsveranstaltungen in Athen, Rom, Paris und London war 
zu erfahren, aus welchen Gründen das Thema TTIP den Menschen 
in verschiedenen Teilen Europas unter den Nägeln brennt. Diese Er-

Dieser Fisch stinkt gewaltig, vom Kopf bis zur Schwanzflosse: 
das transatlantische Handels- und Investitionsabkommen TTIP, 
so wie es die Europäische Kommission und die US-Regierung 
vorstellen.
Daher versuchen Umwelt- und Verbraucherorganisationen, Ge-
werkschaften und linke Parteien das Abkommen zu stoppen. TTIP 
wird auch von weiten Teilen der Bevölkerung in Deutschland und 
Teilen Europas abgelehnt. Das Abkommen, so scheint es, kann 
gemeinsam verhindert werden. TTIP muss als erneuter Versuch 
verstanden werden, ein globales Freihandelsregime zu etablieren. 
Dieses Vorhaben wird von interessierter Seite in regelmäßigen Ab-
ständen angegangen. Viele erinnern sich an die Bemühungen, ein 
Multilaterales Investitionsabkommen (MAI) unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit abzuschließen oder an die Doha-Runde der Welthan-
delsorganisation (WTO). Mit TTIP soll dies nun durch den Abschluss 
eines bilateralen Abkommens zwischen der Europäischen Union 
und den Vereinigten Staaten endgültig erreicht werden. Denn auf-
grund der wirtschaftlichen Macht dieses Handelsraums ist davon 
auszugehen, dass ein solches Abkommen, wenn es erst einmal 
beschlossen ist, zum weltweiten «Goldstandard» wird. Vor diesem 
Hintergrund ist auch die Aussage der früheren US-Außenministerin 

Blickpunkt

Qualitätskontrolle von Maissamen in einem Produktionsbetrieb in Celaya (Mexiko). Foto: X. Fonseca/Flickr, CIMMYT (CC BY-NC-SA 2.0)

Kapitalismus global Freihandel und Investorenschutz 
befreien Unternehmen von lästigen Zöllen, Sozial- und Um-
weltabgaben. Sie können schalten und walten wie sie wol-
len. Abkommen wie die geplanten Vereinbarungen TTIP und 

CETA für Europa und Nordamerika sind von diesem Geiste: 
gut für die Profite der Konzerne, schlecht für Demokratie, 
Menschenrechte und Umweltschutz. Deren ArchitektInnen 
planen im Geheimen – doch der Protest wächst und wächst. 
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Sanya Reid Smith

Schaden auch im süden
freihandelsabkommen wie TTIP bringen nachteile für entwicklungsländer

pflichten. Doch das würde hohe Preise etwa für Medikamente oder 
Lehrbücher langfristig festschreiben, Landwirte wären mit steigen-
den Einkaufspreisen für Saatgut konfrontiert. Schon im Jahr 2009 
forderte der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für das 
Recht auf Gesundheit, Anand Grover, dass die Industriestaaten auf 
diese Bestimmungen bei Medikamenten verzichten und die Ent-
wicklungsländer ihnen nicht zustimmen sollten. Der UN-Sonder-
berichterstatter für das Recht auf Nahrung, Olivier De Schutter, äu-
ßerte ebenfalls Bedenken über die Auswirkungen solcher Klauseln.

Die EU bemüht sich darüber hinaus um den Investo-
renschutz, etwa mit Hilfe von Schiedsverfahren 
gegen Staaten (ISDS). Dies schränkt die Mög-
lichkeiten ein, Gesetze und Bestimmungen zu 
ändern, die den Profitinteressen von Investo-
rInnen entgegenstehen. Ähnliche Bestimmun-
gen in BIT und anderen Freihandelsabkommen 
werden bereits heute genutzt, um Umwelt- und 
Gesundheitsregulierungen anzufechten und 
gegen die Rechte von ArbeitnehmerInnen und 
gegen Mindestlöhne vorzugehen. Die Mechanis-
men zum Investorenschutz sind derart kontrovers, 
dass Deutschland das Handelsabkommen CETA 

zwischen der EU und Kanada inzwischen ablehnt. Auch das TTIP-
Abkommen hätte gravierende Auswirkungen auf die 

Die Handels- und Investitionsabkommen, die von der Europäi-
sche Union (EU) derzeit verhandelt werden, schaden Entwick-
lung, Arbeitnehmerrechten und der Umwelt in den Ländern 
des globalen Südens.
Verhandelt wird etwa über das geplante transatlantische TTIP-
Abkommen mit den USA hinter verschlossenen Türen. Erst nach 
Abschluss der Verhandlungen soll der Inhalt veröffentlicht werden. 
Doch geleakte Verhandlungspapiere, Erfahrungen mit anderen 
Abkommen, öffentlich zugängliche Re-
gierungsdokumente und Medienberichte 
ermöglichen mittlerweile ein recht um-
fassendes Bild. Derzeit verhandelt die EU 
über Freihandelsabkommen mit Ländern 
in Afrika, Asien und Lateinamerika. Trotz 
variierender Inhalte tauchen einige grund-
legende Forderungen immer wieder auf, so 
die nach Abschaffung von Einfuhrzöllen für 
EU-Erzeugnisse. Diese Zölle sind für viele 
Regierungen insbesondere einkommens-
schwacher Länder eine wichtige Einnah-
mequelle. Auch die Möglichkeiten, Exportzölle zu erheben, 
mit denen Entwicklungsländer ihre Güterausfuhren auf-
werten, Staatseinnahmen generieren und Arbeitsplätze schaffen, 
sollen eingeschränkt werden. Von manchen Entwicklungsländern 
verlangt die EU die Liberalisierung des Dienstleistungssektors, an-
dere will sie auf einen stärkeren Schutz geistigen Eigentums ver-

Dem Freihandelsabkommen TTIP widmen sich Bildungsbroschüren der Stiftung 
von Ulrike Herrmann und John Hilary

fahrungen sind motivierend, zeigen aber auch ganz deutliche Unter-
schiede innerhalb Europas auf. Die verheerenden Folgen der Krise 
in Teilen Europas werden in Deutschland nur begrenzt wahrgenom-
men. Andererseits kümmern sich die Menschen andernorts ange-
sichts ihrer konkreten, teils dramatischen wirtschaftlichen Lage 
noch wenig um die aus heutiger Perspektive abstrakten Gefahren, 
die von TTIP ausgehen. Im Gegenteil, in den krisengeschüttelten 
Teilen der Europäischen Union sind die Versprechen der wirtschaft-
lichen Effekte einer transatlantischen Freihandelszone Hoffnungs-
träger. Dort ist es dementsprechend schwer, gegen TTIP zu mo-
bilisieren. Das gilt zum Beispiel für Portugal und für die östlichen 
Mitgliedstaaten ebenso wie für Teile Nordeuropas. Das verwundert 
wenig, denn TTIP ist eben auch Teil einer neoliberalen Agenda für 
Europa, welche die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
im Jahr 2013 in Davos darlegte und von welcher sich Teile Europas 
immer noch einen Ausweg aus der Krise versprechen. Im Zuge der 
Krise, so Merkel, gehe es nun darum, das Projekt der Europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit um jeden Preis umzusetzen.
Die Filetstücke von TTIP im Rahmen dieser aggressiven Wettbe-
werbspolitik sollen dabei zum einen Schiedsgerichte und zum ande-
ren die «Regulatorische Kooperation» sein. Werden die Schiedsge-
richte im Rahmen von TTIP umgesetzt, wären in Zukunft politische 
Richtungsentscheidungen keine Frage der demokratischen Willens-
bildung mehr, sondern eine Frage des Geldes. Dies wird beispiels-

weise in Deutschland deutlich, wo der von einer großen gesellschaft-
lichen Mehrheit geforderte Atomausstieg nach Ansicht von Vattenfall 
einen hohen Preis haben sollte. Die Voraussetzungen für diese Finan-
zialisierung der Demokratie soll das zweite Filetstück des Abkom-
mens liefern: Die sogenannte «Regulatorische Kooperation» sieht 
vor, dass Konzerninteressen bereits im Prozess der Europäischen Ge-
setzgebung verbindlich eingespeist werden, jenseits der demokra-
tischen Kontrolle durch den Souverän. So werden Regeln etabliert, 
in kaum durchschaubaren Prozessen, die nur durch hohe Entschä-
digungszahlungen verändert werden können. Daher sind Austeri-
tätspolitik und TTIP Teil derselben Wettbewerbsideologie, und in 
den kommenden Monaten werden wir unser Augenmerk stärker auf 
diese inhaltlichen Zusammenhänge richten. Vorangetrieben werden 
sollte zugleich die weltweite Netzwerkbildung. Einen Auftakt dazu 
bildete Sommeruniversität von Attac im Juli 2014 in Paris. Dort gab 
es Diskussionen mit VertreterInnen aus den BRICS-Staaten und dem 
globalen Süden zu den weltweiten Gefahren von TTIP. Es gibt bereits 
ausreichend Beispiele für unerfüllte Hoffnungen in die Versprechen 
des Freihandels, etwa das NAFTA-Abkommen. Um TTIP zu verhin-
dern muss sein Herz getroffen werden: die Ideologie des Freihandels. 

www.rosalux.de/freihandel 
www.rosalux-europa.info

Florian Horn ist Projektmanager im Büro Brüssel  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung

  Seite 8
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Kürzel des 
Schreckens
ACTA, TRIPS UND WTO – Was steckt 
hinter all den Abkürzungen? 

CETA Zunächst geheim verhandeltes 
europäisch-kanadisches Freihandels-
abkommen (Comprehensive Economic 
and Trade Agreement). Umfasst Zoll-
senkungen, Abbau von Handelsbarrie-
ren und Maßnahmen zum Investitions-
schutz. Zwischen EU-Kommission und 
kanadischer Regierung besteht bereits 
Einigkeit, bedarf aber noch der Legiti-
mation durch Europäisches Parlament 
und den Europäischen Rat. Gilt als Test-
fall für TTIP.

EPA So genannte Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen (Economic Part-
nership Agreements) will die EU mit 
Staaten aus dem afrikanischen, karibi-
schen und pazifischen Raum abschlie-
ßen. Viele davon sind ehemalige euro-
päische Kolonien. Die EPAs sehen eine 
gegenseitige Öffnung der Märkte vor. 
Schwindender Zollschutz hat für die 
AKP-Länder etwa in der Landwirtschaft 
einen erhöhten Wettbewerb mit sub-
ventionierten EU-Produkten zur Folge – 
gefährlich vor allem für Länder südlich 
der Sahara.

FTA Freihandelszonen (Free Trade 
Areas) sollen vermeintliche Handelsbar-
rieren abschaffen und den Austausch 
von Gütern erleichtern. Sie kommen in 
erster Linie internationalen Unterneh-
men zugute und liegen daher vor allem 
im Interesse der großen Industrienatio-
nen. Beispiele für größere Freihandels-
zonen sind Nafta (Kanada, Mexiko, USA) 
und Mercosur (Argentinien, Brasilien, 
Paraguay, Uruguay). Jüngst gibt es vor 
allem Zuwachs bei bilateralen FTAs.

GATT Das allgemeine Zoll- und Han-
delsabkommen (General Agreement on 
Tariffs and Trade) regelt seit 1947 den 
weltweiten Handel mit Gütern und legte 
den Grundstein für die Welthandelsor-
ganisation WTO. Ziele sind die Senkung 
der Zölle, der Abbau nichttarifärer Han-
delsschranken und der Abbau von Sub-
ventionen – also die Liberalisierung der 
Märkte. Inzwischen gibt es verwandte 
Abkommen, etwa GATS für Dienstleis-
tungen, TRIPS für geistiges Eigentum, 
NAMA für nicht agrarische Güter und 
das Agrarabkommen.

BIT Ein Bilateral Investment Treaty ist 
ein völkerrechtlicher Vertrag zwischen 
zwei Staaten, mit dem Investitionen von 
z. B. deutschen Unternehmen in einem 
anderen Staat geschützt werden – etwa 
vor staatlichen Enteignungen im Zuge 
von Landreformen. Sehen Unterneh-
men Investitionen, die sie im Staat des 
anderen Vertragspartners tätigen, be-
droht, können sie vor einem internatio-
nalen Schiedsgericht auf Schadenser-
satz klagen. Deutschland unterhält mit 
130 Ländern solche bilaterale Investi
tionsschutzabkommen.

ACTA Das Anti-Piraterie-Abkommen 
ACTA sollte internationale Standards im 
Kampf gegen Urheberrechtsverletzun-
gen etablieren. KritikerInnen warnten 
vor mehr Überwachung und Zensur im 
Internet. So sollte ACTA Internetprovi-
der für Verstöße ihrer UserInnen (etwa 
illegale Downloads) haftbar machen. 
Auf diese Weise sollten Provider dazu 
gedrängt werden, ihre NutzerInnen zu 
kontrollieren und sanktionieren. Im Juli 
2012 lehnte das Europäische Parlament 
ACTA ab. Ähnliche Inhalte finden sich 
aber im CETA und im TTIP.
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Sprache der 
Freihändler

Ausgleichszölle Dies sind zusätz-
liche Zölle, die auf Importprodukte eines 
bestimmten Landes erhoben werden 
können, um einen Ausgleich zu schaffen 
zur Verwendung von staatlichen Sub-
ventionen. Im Agrarabkommen wurde 
eine Anzahl staatlicher Subventionen als 
«nicht-anfechtbar» kategorisiert. Damit 
wird ein System legitimiert, in dem Län-
der den Verkauf von subventionierten 
Importprodukten akzeptieren müssen, 
die nicht die wahren Produktions- und 
Absatzkosten widerspiegeln.
Freihandel bedeutet Beseitigung 
von Zöllen und nichttarifären Handels-
hemmnissen. Die BefürworterInnen ar-
gumentieren, Barrieren schaffen künst-
lich hohe Kosten. Das Problem: Stärkere 
Volkswirtschaften drängen auf umfas-
sende Liberalisierung und können durch 
ihre Dominanz Marktakteure des Sü-
dens verdrängen, z. B. durch Dumping.
Handelshemmnisse  Als Handels-
hemmnisse werden Eingriffe in Märkte 
und Handelsströme bezeichnet. Tarifäre 
Handelshemmnisse sind Zölle. Alle üb-
rigen handelshemmenden Maßnahmen 
sind nichttarifär, zum Beispiel Einfuhr-
quoten für Produkte, Umwelt- und So-
zialstandards.
Inländerbehandlung  Die Inlän
derbehandlung (National Treatment) 
bzw. die Gleichbehandlung der WTO 
Mitgliedstaaten nach Artikel III des 
GATT soll garantieren, dass ausländi-
sche Akteure auf einem Binnenmarkt 
der gleichen Gesetzgebung unterliegen 
wie inländische Akteure.
Spezielle Produkte Die Regelung 
für Spezielle Produkte ist eine Forderung 
der Entwicklungsländer. Diese Produkte 
sollen nicht den allgemeinen Regeln 
zum Zollabbau unterliegen, weil sie für 
die Ernährungssicherheit, Existenzsi-
cherung und Entwicklung des ländli-
chen Raums in Entwicklungsländern 
von zentraler Bedeutung sind. Die Rege-
lungen über Spezielle Produkte sind Teil 
der derzeitigen Verhandlungen.

zusammengetragen von Ramona Hering 
Mitarbeit: Ophelie Ivombo

Quellen: Germanwatch, BUND, Greenpeace,  
Campact
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ISDS Investor-Staat-Schiedsverfahren 
sind weltweit in hunderten Investitions-
verträgen verankert und auch in den 
aktuellen Entwürfe zu TTIP und CETA 
vorgesehen. Sie sind eine juristische 
Parallelstruktur und untergraben die 
Souveränität der jeweiligen Länder. Der 
Investitionsschutz durch Schiedsge-
richte soll die Interessen ausländischer 
InvestorInnen schützen, etwa durch die 
Möglichkeit von Schadenersatz. Wird 
etwa dann eingeführt, wenn Länder 
keine Gesetze zum Schutz gegen Enteig-
nung haben.

WTO  Die Welthandelsorganisation 
(World Trade Organization) wurde 1994 
gegründet. Sie verfolgt eine an den Be-
dürfnissen der Privatwirtschaft orien-
tierte Politik. Ziel ist etwa die Liberalisie-
rung des internationalen Handels. Die 
WTO hat 160 Mitglieder, darunter mehr 
als 100 Entwicklungsländer. Sie haben 
sich zur Einhaltung einiger Grundregeln 
verpflichtet, so dem Abbau von Zöllen 
und der Gleichbehandlung aller Mitglie-
der Die wichtigsten WTO-Abkommen 
sind GATT, GATS und TRIPS.

TRIPS  Bezeichnet das WTO-Abkom-
men zum Schutz handelsbezogener 
Rechte an geistigem Eigentum (Trade-
related Aspects of Intellectual Property 
Rights). Es umfasst unter anderem Be-
stimmungen zum Schutz von Patenten, 
Copyrights sowie Handelsmarken. Ins-
besondere im Zusammenhang mit Ge-
nerikamedikamenten zur Bekämpfung 
von Aids wird das Abkommen kritisiert.
Denn die Patentierung der Medikamente 
steht ihrer kostengünstigen Weitergabe 
entgegen.

MAI Das Multilaterale Investitions-
abkommen (Multilateral Agreement on 
Investment) sah eine umfassende Stär-
kung der Rechte von InvestorInnen vor 
gegenüber den Ländern, in denen sie 
investierten. So sollten Staaten bei Ent-
eignungen – wozu auch Umwelt- und 
Sozialstandards zählen sollten – oder 
Unruhen Entschädigungen an die Unter-
nehmen zahlen müssen. Nachdem das 
zunächst geheim verhandelte Abkom-
men öffentlich wurde, scheiterte es im 
Jahr 1998 an Differenzen zwischen den 
beteiligten OECD-Staaten.

TISA Der Vertrag zum Handel mit 
Dienstleistungen (Trades in Services Ag-
reement) wird seit 2012 parallel zu TTIP 
von den USA, der EU und weiteren 20 
Staaten verhandelt. Durch TISA würde 
auch die öffentliche Daseinsvorsorge – 
Gesundheit, Bildung, Trinkwasser – dem 
privaten Wettbewerb unterworfen. Für 
Privatisierungen soll es ein Rekommu-
nalisierungsverbot geben. Eine demo-
kratische Kontrolle ist nicht vorgesehen: 
Die Verhandlungspapiere sollen erst 
fünf Jahre nach Vertragsabschluss an 
die Öffentlichkeit gehen.

TTIP Das Transatlantische Freihandels
abkommen (Transatlantic Trade and In-
vestment Partnership, auch Trans-Atlan-
tic Free Trade Agreement TAFTA) wird 
seit Juli 2013 zwischen der EU und den 
USA verhandelt. Die Vertragsbedingun-
gen sind geheim, weder nationale noch 
das EU-Parlament erhalten detaillierten 
Informationen. Bekannt ist aber, dass 
das ABC des Freihandels und der Inves-
torenschutzes auf der Agenda stehen – 
auf Kosten von Arbeitnehmerrechten, 
Umwelt- und Gesundheitsstandards.



Online unterschreiben gegen  TTIP unter  https://stop- ttip.org«Wir können  
das schaffen»
Aktivistin Eberhardt zur euro
päischen Bürgerinitiative gegen TTIP

Die Politologin Pia Eberhardt arbeitet bei der lobbykriti-
schen Organisation Corporate Europe Observatory in Brüs-
sel (www.corporateeurope.org).

Wie bewertest du die bisherigen Proteste gegen CETA/TTIP?
Eberhardt: Der Widerstand gegen TTIP ist der stärkste europäi-
sche Protest gegen ein neoliberales Projekt der EU seit Jahrzehn-
ten. In Ländern wie Deutschland oder Österreich ist die Bewegung 
breit verankert und thematisch vielfältig. In immer mehr EU-Län-
dern gibt es eine ähnliche Entwicklung. Und dieser Protest zeigt 
Wirkung – ob bei den gefährlichen Konzernklagerechten, die auf-
grund des Drucks aus den Verhandlungen fliegen könnten, oder 
bei der aktiven Geheimhaltungspolitik, gegen die die Europäische 
Bürgerbeauftragte derzeit vorgeht. Trotzdem bleibt viel zu tun. 
Auf kommunaler Ebene brauchen wir noch mehr TTIP/CETA-freie 
Städte; die Gewerkschaften brauchen nicht nur eine klare Posi-
tion, sondern auch eine Strategie zum Verhindern dieser Abkom-
men. Letztendlich wird die Auseinandersetzung um die Ratifizie-
rung des CETA-Abkommens nächstes Jahr ein erster Lackmustest 
dafür, was wir mit unserem Widerstand erreichen können.
Welche Aussichten hat die Klage der Europäischen Bürgerini-
tiative «Stop TTIP» vor dem Europäischen Gerichtshof?
Eberhardt: Das kann ich schwer einschätzen. Bis zu einer Ent-
scheidung wird es sicher mehrere Jahre dauern. Aber es ist 
wichtig, das Nein der Europäischen Kommission zur formalen 
Bürgerinitiative gerichtlich anzugreifen und gleichzeitig die 
selbstorganisierte Bürgerinitiative von unten voranzutreiben. 
Beides macht klar, dass der Widerstand gegen TTIP und CETA 
nicht zum Schweigen gebracht werden kann.
Welche Chance gibt es, TTIP/CETA vollständig zu stoppen?
Eberhardt: Ich will niemandem Illusionen machen. Es gibt 
starke politische und ökonomische Interessen hinter dem Pro-
jekt. Vor allem TTIP hat für die Kapitalseite globale Bedeutung. 
Und der undemokratische Charakter der EU macht es sehr 
schwer, ein Projekt wie TTIP/CETA innerhalb der EU zu stoppen, 
wenn es erstmal auf dem Weg ist. Aber: Unser Widerstand hat 
die Verhandlungen schon ordentlich ins Schleudern gebracht. 
Wenn wir so weitermachen, werden wir auch in fünf oder zehn 
Jahren keinen Abschluss haben. Zehn Jahre sind zwar eine zer-
mürbende Perspektive, aber für mich ist das das realistischste 
«Stopp-TTIP»-Szenario. Beim CETA geht es dagegen schon in 

den nächsten zwei Jahren um die 
Wurst – da müssen wir die Rati-
fizierung im Europaparlament, 
im Bundestag und im Bundesrat 
verhindern. Auch das wird alles 
andere als leicht, aber wir können 
das schaffen.

Fragen: Ramona Hering

Pia Eberhardt

Entwicklungsländer. Die Marktanteile ihrer Exporte in die EU und 
die USA würden wahrscheinlich sinken. Auch wären sie gleich in 
mehreren Bereichen mit nachteiligen Regelungen konfrontiert, etwa 
beim öffentlichen Beschaffungswesen oder bei den Exportzöllen. 
Nicht zuletzt sollen die Investor-Staat-Schiedsverfahren im TTIP Mo-
dellfunktion für den Rest der Welt haben. Das Abkommen zum Han-
del mit Dienstleistungen (TISA) betrifft Industriestaaten wie jene 
in der Europäischen Union, Neuseeland und die USA sowie einige 
Entwicklungsländer. Allerdings haben die EU und die USA erklärt, 
das Abkommen auf alle 160 Mitgliedstaaten der Welthandelsor-
ganisation (WTO) ausweiten zu wollen. TISA ist eine Initiative der 
US-Dienstleistungsunternehmen, die frustriert waren, dass sie ihre 
Ziele innerhalb der WTO nicht durchsetzen konnten. Das Abkom-
men zielt auf eine sehr weitgehende Liberalisierung des Dienstleis-
tungssektors. Eine spätere Rücknahme von Liberalisierungen soll 
das Abkommen verhindern. So kann eine Rückverstaatlichung im 
Falle gescheiterter Privatisierungen, wie sie bei der Wasser- und 
Energieversorgung sowohl in Industriestaaten als auch in Entwick-
lungsländern notwendig wurde, verhindert werden. Dieser Ver-
such, Liberalisierung und Privatisierung dauerhaft zu verankern, 
soll verhindern, dass demokratisch gewählte Nachfolgeregierun-
gen diese Prozesse umkehren – selbst wenn sie zu genau diesem 
Zweck gewählt wurden.
Im geleakten Anhang zum Thema Finanzdienstleistungen – zu finden 
im Internet auf der Webseite https://wikileaks.org –, über den trotz 
globaler Finanzkrise und vielfachen Re-Regulierungswünschen wei-
ter verhandelt wird, finden sich nahezu sämtliche Forderungen der Fi-
nanzindustrie wieder. Jane Kelsey, Jura-Professorin an der University 
of Auckland (Neuseeland), wies darauf hin, dass die bekannt gewor-
denen Vorhaben nicht nur die Deregulierung und Liberalisierung des 
Finanzsektors zementieren und weiter vorantreiben, sondern auch da-
rauf abzielen, schädliche Versicherungsprodukte zu genehmigen und 
Klagen gegen TISA-Mitgliedstaaten zu ermöglichen, die Maßnahmen 
zur Regulierung des Finanzsektors ergreifen. Auch dem Datenschutz 
geht es an den Kragen. So dringen die USA darauf, dass Daten euro-
päischer BürgerInnen an Finanzunternehmen in den USA weiterge-
geben werden dürfen, wo laxere Datenschutzbestimmungen gelten. 
Auch in anderen Bereichen fordern die USA einen «freieren Daten-
verkehr». Die von der EU vorgeschlagenen Regeln zum Datenschutz 
werden allgemein als unbrauchbar eingestuft. TISA soll schließlich 
die Möglichkeiten einschränken, grundlegende Dienstleistungen zu 
regulieren und so die Wasser-, Strom und Gasversorgung bezahlbar 
zu halten. Für politische Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen 
würde die Luft dann sehr dünn.

www.twnside.org.sg 
www.rosalux.de/news/40943

Sanya Reid Smith ist Senior Researcher bei der Nichtregierungs
organisation «Third World Network» mit Sitz in Penang (Malaysia) 
und Genf

Die Abkommen TTIP und TISA  standen im Mittelpunkt einer 
Abendveranstaltung der Stiftung Mitte September in Berlin. Neben 
Sanya Reid Smith sprachen Martin Beckmann, Jürgen Buxbaum, 
Ulrike Herrmann, John Hilary und Sven Hilbig. Es moderierten Ra-
mona Hering und Andreas Zumach. Eine Videodokumentation ist 
abrufbar unter www.rosalux.de/documentation/51526.
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Bernd Schneider/Helmut Scholz

Wichtiger Moment
EU-Parlament muss Handelsabkommen mit den USA erst noch zustimmen

Das neu gewählte Europaparlament (EP) wird sich Anfang 
2015 mit einem Zwischenbericht erstmals zu den Verhandlun-
gen zum TTIP positionieren – unter Federführung des Handels-
ausschusses.
Nach dem einstimmigen Ja des Europäischen Rates und einer 
mehrheitlichen Befürwortung durch das Europäische Parlament 
2013 ist dies die erste Möglichkeit für das neu gewählte Parlament, 
zu TTIP Stellung zu nehmen. Berichterstatter ist der sozialdemo-
kratische Abgeordnete und Vorsitzende des Handelsausschusses, 
Bernd Lange. Er hat sich wie die gesamte S&D-Fraktion in der Ver-
gangenheit als Befürworter der Verhandlungen, aber als entschie-
dener Kritiker von Schiedsgerichten (ISDS) geäußert. Begleitet wird 
der Arbeitsprozess von zahlreichen Anhörungen und Diskussio-
nen mit VertreterInnen aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Gewerk-
schaften und anderen Interessengruppen. Erst im Anschluss daran 
wird sich zeigen, mit welchen Mehrheiten wir es im neu zusam-
mengesetzten Europaparlament in Bezug auf TTIP zu tun haben. 
Der Zeitraum, in dem der Zwischenbericht erarbeitet wird, ist ein 
wichtiger Moment, um gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern, 
Organisationen der Zivilgesellschaft und Medien die Meinungsbil-
dung voranzutreiben. Dass das Europaparlament in der Lage ist, 
ein solches Handelsabkommen zu verhindern, hat die Ablehnung 
des ACTA-Abkommens durch die ParlamentarierInnen im Juli 2012 
eindrücklich bewiesen. Auch bei TTIP gibt es fraktionsübergreifend 
viele Abgeordnete, bei denen das Unbehagen gegenüber einem 
solchen Freihandelsabkommen zunimmt. Die Mehrheit jedoch er-
liegt bislang den verführerischen Versprechungen nach mehr Wirt-
schaftswachstum und mehr Arbeit für alle. 
Eindeutige Kritik kommt aus der Linksfraktion GUE/NGL, die nach 
den Wahlen im Mai dieses Jahres auf 52 Abgeordnete angewach-
sen ist. Abgelehnt wird TTIP aber auch von der großen Mehrheit der 
Grünen im EP. Einige der grünen Abgeordneten glauben jedoch, 
dass eine Abschwächung der Inhalte des Abkommens möglich ist. 
Zudem ist die grüne Fraktion die zweitkleinste im Europaparlament. 
Gewachsen ist leider die Zahl der Abgeordneten rechtsextremer 
Parteien. Sie lehnen TTIP zwar ab, verstehen dies aber vor allem 
als Haltung gegen die EU. Die Liberale Fraktion (ALDE) kritisiert die 
mangelnde Transparenz der Verhandlungen, befürwortet aber das 
Ziel des Freihandels. Bei den zwei konservativen EU-kritischen Frak-
tionen gibt es einmal die BefürworterInnen von den Europäischen 
Konservativen und Reformisten (ECR). Die Zustimmung dieser Frak-
tion ist vor allem auf die hinzugewählten britischen Tories zurückzu-
führen. Die Alternative für Deutschland (AfD), die ebenfalls zur ECR 
gehört, vertritt keine einheitliche Meinung. Die Sozialdemokraten 
(S&D) als zweitgrößte Fraktion lehnen ISDS mehrheitlich ab, spre-
chen sich aber unter besonderen Bedingungen für TTIP insgesamt 
aus. Die größte Fraktion, die konservative Europäische Volkspartei 
(EVP), steht voll hinter TTIP – inklusive ISDS. Nicht wenige fran-
zösische Abgeordnete sehen allerdings durch TTIP ihr Kulturgut 
gefährdet. Sie fordern die aktive Förderung und den «Schutz» hei-
mischer, europäischer Märkte, wollen aber weiter fremde Märkte 
«penetrieren». Die Linksfraktion steht hinter den Menschen, die 

wegen der weitreichenden Folgen des TTIP in Sorge sind. Mit De-
batten, Änderungsanträgen, Veranstaltungen innerhalb und außer-
halb des Parlaments und mit Hilfe von PartnerInnen informiert die 
Fraktion über die Gefahren der Freihandelsabkommen, neben TTIP 
auch CETA und TISA. Am 9. Dezember 2014 wird eine Konferenz 
der Fraktion im Europaparlament zu TTIP stattfinden. Dabei werden 
Aspekte wie Transparenz und regulatorische Kompetenzen in den 
Blick kommen. So sollen die Gefahren, die TTIP für die Demokratie 
birgt, herausgearbeitet werden. Die Konferenz wird live im Internet 
übertragen. Die LINKE wird auch weiterhin über den Verlauf der 
Verhandlungen informieren. Im Internet finden sich auch eine Stu-
die zu den negativen wirtschaftlichen Folgen sowie Materialien zu 
diversen Aspekten von TTIP (siehe Link-Hinweis).

TTIP ist mehr als nur ein weiteres Handelsabkommen. Es geht um 
die Schaffung eines transatlantischen Binnenmarktes, dessen Re-
geln weder demokratisch zustande kommen noch kontrolliert wer-
den können. Letztlich geht es bei TTIP um die Frage, wie wir leben 
wollen, wie wir produzieren und konsumieren, wie wir uns ernähren, 
unsere Gesundheit und unsere Daten – die im amerikanischen Wirt-
schaftsraum auch Waren sind – schützen. Und es geht darum, wie-
viel Macht wir Konzernen über unser Leben und unsere Lebensbe-
dingungen geben. Deshalb ist die gesellschaftliche Debatte über die 
neuen Handelsabkommen so wichtig. Denn neben TTIP verhandelt 
die EU-Kommission im Auftrag des Rates der Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten derzeit über 30 weitere Abkommen. Die Abkommen 
mit Kanada (CETA) und Singapur, die ebenfalls ISDS enthalten, sollen 
schon Ende 2015 im Europaparlament zur Abstimmung kommen. 
Auch die sogenannten Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA) 
mit afrikanischen Regionen wurden gerade abgeschlossen und sol-
len 2015 zur Abstimmung gebracht werden. Sie zwingen diese Län-
der zur ungebremsten Marktöffnung. Sozialen Belangen und ökolo-
gischen Fragen widmen sie gerade mal einer halbe Textseite. Dabei 
nährt der wachsende Druck auf die Löhne, den die Abkommen ent-
falten, auch Befürchtungen über eine Ausweitung der Kinderarbeit.
Die Debatte zu TTIP, CETA und TISA bietet die Möglichkeit, eine 
grundsätzliche Neuausrichtung der Außenwirtschaftspolitik Euro-
pas auf die Agenda zu setzen. Neben einer sicher notwendigen Ener-
giewende ist eine Wende hin zum Primat der Solidarität, der Teilhabe 
und Nachhaltigkeit in der Wirtschaftspolitik dringend vonnöten.

www.dielinke-europa.eu/topic/1026.dossiers.html?tcid=21 
www.helmutscholz.eu

Bernd Schneider arbeitet in der europäischen Linksfraktion  
GUE/NGL zu Handels- und Entwicklungspolitik. Helmut Scholz MdEP 
ist Schattenberichterstatter der Fraktion zu TTIP

«Bei TTIP geht es um die Frage, 

wie wir künftig produzieren und 

konsumieren wollen.»

http://www.dielinke-europa.eu/topic/1026.dossiers.html?tcid=21
http://www.helmutscholz.eu
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Michael T. Klare

Kriegerischer Treibstoff
Die Gier nach Öl und Gas heizt Konflikte wie im Mittleren Osten an

Irak, Syrien, Nigeria, Südsudan, Ukraine, das Ost- und das Süd-
chinesische Meer: Wohin wir auch sehen, neue oder eskalie-
rende Konflikte lodern überall auf der Welt.
Auf den ersten Blick scheint es sich um voneinander unabhän-
gige Ereignisse zu handeln, die von ihren jeweils besonderen und 
einzigartigen Umständen angetrieben werden. Aber wenn wir 
genauer hinsehen, finden wir einige gemeinsame zentrale Merk-
male – insbesondere einen Hexenkessel aus ethnischen, religiösen 
und nationalen Gegensätzen, die durch die Fixierung auf Energie 
bis zum Siedepunkt aufgeheizt wurden. In jedem dieser Konflikte 
werden die Kämpfe zum größten Teil angetrieben von historisch 
tradierten Gegensätzen zwischen benachbarten und oftmals mit-
einander vermischten Stämmen, Konfessionen und Volksgruppen. 
Es wäre leicht, all dies dem uralten Hass zwischen diesen Gruppen 
zuzuschreiben, wie es viele Analytiker tun. Aber während solche 
Feindseligkeiten in der Tat zur Eskalation dieser Konflikte beitragen, 
werden sie auch von einem höchst modernen Impuls befeuert: dem 
Bestreben, die Kontrolle über wertvolle Bestände an Öl und Erdgas 
zu gewinnen. Lassen wir uns nicht täuschen, es handelt sich um 

Energiekriege des 21. Jahrhunderts. Wir leben in einer energiezen-
trierten Welt, in der die Kontrolle über Öl- und Gasreserven und ihre 
Transportwege zu geopolitischer Macht für die einen und ökono-
mischer Verwundbarkeit für die anderen führt. Weil so viele Länder 
von Energieimporten abhängig sind, können Nationen mit expor-
tierbaren Überschüssen – zu denen der Irak, Nigeria, Russland und 
der Südsudan gehören – oftmals einen unverhältnismäßig großen 
Einfluss auf das Weltgeschehen ausüben.
Was in diesen Ländern geschieht, betrifft manchmal uns alle in 
gleicher Weise wie die dort lebenden Menschen. Daher ist das 
Risiko äußerer Einmischung in die Konflikte – sei es durch direkte 
Interventionen, Waffenlieferungen, die Entsendung von Militär-
beratern oder durch Wirtschaftshilfe – in diesen Regionen größer 
als irgendwo sonst auf der Welt.In vielen der letzten Konflikte wie 
dem Krieg zwischen Iran und Irak von 1980 bis 1988, dem Golf-
krieg 1990/91 und dem Bürgerkrieg im Sudan von 1983 bis 2005 
war der Kampf um Energieressourcen ein offensichtlicher Faktor. 
In den sich in jüngster Zeit zuspitzenden Spannungen und Kämpfen 
scheint die Rolle der fossilen Brennstoffe auf den ersten Blick nicht 

Arbeit auf den Ölfeldern südlich von Girkê Legê im kurdischen Kanton Cizîrê/Rojava, Nordostsyrien. Foto: Yann Renoult/Flickr

Krieg und Frieden Gewaltsame Konflikte dominieren 
das Weltgeschehen. Sie scheinen undurchsichtiger denn 
je: In Syrien und Irak zelebrieren religiöse Fanatiker eine un-
gekannte Brutalität. Ihr grenzübergreifendes Terrorregime 

bringt die politischen Verhältnisse einer ganzen Region ins 
Wanken. Was steht hinter dem Erfolg der Dschihadisten? 
Welche Interessen verfolgen regionale Akteure und der Wes-
ten? Und warum bleibt die Linke so stumm und sprachlos?



so eindeutig zu sein. Aber bei genauerer Betrachtung können wir er-
kennen, dass im Mittelpunkt jeder dieser Konflikte ein Energiekrieg 
steht. Der «Islamische Staat im Irak und in Syrien» (IS), eine sun-
nitische Extremistengruppe, die große Gebiete im Westen Syriens 
und im Norden des Iraks kontrolliert, ist eine mit modernen Waffen 
ausgerüstete Miliz, die in ihrem Einflussbereich die Schaffung eines 
islamischen Kalifats anstrebt. In gewisser Hinsicht handelt es sich 
um eine fanatische religiöse Sekte, die die reine und unverfälschte 
Frömmigkeit des frühen Islams wiederherstellen will. Gleichzeitig 
betreibt sie aber ein ganz normales Projekt des «nation-building» 
mit dem Ziel, einen voll funktionsfähigen modernen Staat aufzu-
bauen. Die USA hatten im Irak und in Afghanistan zu ihrem Entset-
zen feststellen müssen, dass «nation-building» viel Geld kostet: Ins-
titutionen müssen aufgebaut und finanziert, Armeen rekrutiert und 
bezahlt, Waffen und Treibstoffe bereitgestellt und die Infrastruktur 
muss aufrechterhalten werden.
Ohne Öl oder eine andere lukrative Einkommensquelle kann der IS 
nicht im Entferntesten daran denken, seine ehrgeizigen Ziele zu er-
reichen. Aber mit der jetzigen Besetzung von Ölfördergebieten in 
Syrien und von Ölraffinerien im Irak befindet er sich in einer einmalig 
günstigen Ausgangsposition. Daher ist Öl absolut zentral für die Ge-
samtstrategie dieser Organisation. Syrien gehörte nie zu den gro-
ßen Ölförderländern, aber aus der Vorkriegsproduktion von etwa 
400.000 Barrel pro Tag bezog das Regime von Bashar al-Assad ei-
nen guten Teil seiner Einkünfte. Heute befinden sich die meisten 
Ölfelder des Landes unter der Kontrolle von Rebellengruppen, zu 
denen der IS, die mit Al Qaida verbundene Al-Nusra-Front und örtli-
che kurdische Milizen gehören. Die Förderung auf den Ölfeldern ist 
zwar deutlich zurückgegangen, aber über verschiedene geheime 
Kanäle kann immer noch genug verkauft werden, um den Rebellen 
Einkünfte und Geldmittel zu verschaffen. «Syrien ist ein Ölförder-
land und verfügt über Ressourcen, die aber in der Vergangenheit 
alle vom Regime gestohlen wurden», sagt Abu Nizar, ein oppositio
neller Aktivist. «Heute werden sie von denjenigen gestohlen, die 
von der Revolution profitieren.» Zu Beginn beteiligten sich viele Re-
bellengruppen an dieser Ausplünderung, aber seitdem der IS im 
Januar die Kontrolle über Raqqa, die Hauptstadt der gleichnamigen 
Provinz gewonnen hat, ist er zum wichtigsten Spieler auf den Ölfel-
dern geworden. Außerdem hat er die Ölfelder in der benachbarten 
Provinz Deir al-Zour an der Grenze zum Irak besetzt. So sind viele 
der von den USA gelieferten Waffen, die er nach seinem kürzlich 
erfolgten Vormarsch nach Mosul von der fliehenden irakischen Ar-
mee erbeuten konnten, nach Deir al-Zour gebracht worden, um bei 
der Übernahme der vollständigen Kontrolle dieser Region einge-
setzt zu werden.
Im Irak kämpft der «Islamische Staat» um die Kontrolle über die 
größte Raffinerie des Landes in Baiji, im Zentrum des 

Lutz Brangsch

Hilflose Linke  
in der Friedensfrage
Mehr als «Nein»-Sagen ist nicht  
im politischen Angebot

Hundert Jahre nach Ausbruch des Ersten Weltkrieges se-
hen wir uns mit neuen Kriegen konfrontiert. Sie sind freilich 
keine Besonderheit des Jahres 2014. Ebenfalls nicht neu 
ist, dass die politische Linke den Konflikten hilflos gegen-
übersteht.
Linke können den Zusammenhang von Kapitalismus und Krieg 
erklären, die geopolitischen und innenpolitischen Interessen 
analysieren – aber mehr als ein «Nein» zu Waffenlieferungen und 
Auslandseinsätzen im Moment des Krieges können sie nicht an-
bieten. Die Forderung nach dem Boykott der Geld- und Waffen-
quellen des Islamischen Staates (IS) ist richtig, aber hilft den von 
deren Terror betroffenen Menschen nicht. Dieser Boykott hätte 
dann viel früher einsetzen müssen – wir wissen aber, dem stehen 
mächtige Interessen entgegen. Die Forderung bleibt also kurz-
fristig zahnlos. Es entsteht ein Dilemma: Das Prinzip des Auftre-
tens gegen Waffenlieferungen kollidiert mit einiger Wahrschein-
lichkeit mit dem Interesse an der Rettung von Menschenleben. 
Das Beharren auf diesem Prinzip verwandelt sich gleichzeitig, 
und das ist das Schlimme, in ein Hindernis für eine strategische 
Diskussion. Das Dilemma ist im Moment nicht lösbar, jede Lö-
sung ist falsch. Aber – warum sind wir in die Situation gekom-
men, nur Fehler machen zu können? Das ist die eigentlich inter-
essante Frage – nicht die, ob man bei Prinzipien bleibt oder nicht. 
Für Rosa Luxemburg war der Umgang mit dem imperialistisch-
kaiserlichen deutschen Staat von einem Prinzip bestimmt: So-
weit demokratische und soziale Rechte gewährleistet wurden, 
war er für sie wichtige Bedingung für den erfolgreichen Kampf 
der Arbeiter. Insofern war er zu akzeptieren und zu nutzen, an-
sonsten zu bekämpfen. Krieg und Militarismus sah sie prinzipi-
ell als unvereinbar mit sozialdemokratischer Politik. Sie stützte 
sich in dieser Bewertung auf einen entscheidenden Faktor: eine 
mächtige Sozialdemokratie, die durch internationale Massenak-
tionen 1914 einen Krieg hätte verhindern können. Antikoloniale 
Kämpfe waren für sie selbstverständliches Recht. Was bedeutet 
aber dieses Prinzip, wenn eine solche Massenbewegung nicht 
existiert und wenn es auch nicht um einen klassischen imperia-
listischen Krieg, sondern um eine Kombination aus spätfeudal-
religiös-fundamentalistischem und Stellvertreterkrieg geht? Die 
Widerspruchskonstellation in den kurdischen Gebieten ist weit 
komplexer als zu Luxemburgs Zeiten – wie übrigens auch im 
ukrainischen Bürgerkrieg, in dem sich die Linke ähnlich hilflos 
zeigt. Natürlich ist IS ein Produkt der Politik «des Westens», aber 
es ist ein Produkt, das nun auch den Interessen «des Westens» 
im Wege steht. Natürlich spielt die Türkei ihr eigens Spiel, will 
durch Nichtstun oder auch durch aktive dosierte Unterstützung 
der IS die Kurden schwächen – egal, welcher Strömung sie na-
hestehen – gleichzeitig aber verhindern, dass IS zum Konkurren-
ten wird. Natürlich steht hinter diesem Krieg ein ganzes Bündel 
sozialer Fragen, die bis in die Zeiten der Kolonialreiche nachzu-
verfolgen wären. Dass in diesem Gestrüpp der Interessen die 

ZUR LAGE IN NORDSYRIEN und dem Vordringen des «Is-
lamischen Staats» hat die Stiftung im Internet ein Onlinedos-
sier veröffentlicht. Dort sind auch Veranstaltungen zur Situa-
tion im kurdischen Kobane/Rojava dokumentiert. Mehr unter 
www.rosalux.de/syrien-irak. Die globale Krisenpolitik bildet 
zudem den Schwerpunkt der Ausgabe 3-2014 der Zeitschrift 
«LuXemburg». Sie erscheint Mitte Dezember. Weitere Infor-
mationen unter www.zeitschrift-luxemburg.de.
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«Weltgemeinschaft» versagen muss, ist nicht verwunderlich. 
Die «Weltgemeinschaft» ist eben nun mal eine, die heute von 
den Interessen des Kapitals – oder wenn man das lieber hört – 
des freien Marktes bestimmt wird. Freilich gibt es hier einen 
gemeinsamen Fluchtpunkt dieser ominösen Gemeinschaft – 
Alternativen müssen undenkbar und unlebbar gemacht wer-
den. Hin- und hergerissen zwischen diesem Prinzip und dem 
Bewusstsein, dass IS ein noch schwerer zu fassender Gegner 
«westlicher Werte» ist, bleibt das Verhalten zu beiden Seiten un-
entschieden – im Zweifel eher IS-freundlich.
Was bedeutet vor diesem Hintergrund das programmatische 
Prinzip der Ablehnung militärischer Intervention und von Rüs-
tungslieferungen? Als Anleitung zum augenblicklichen Handeln 
nicht viel. Lediglich die Erinnerung daran, dass der Krieg seine 
Geschichte hat, die eben eng mit der Funktionsweise der kapita-
listischen Globalisierung zu tun hat und dass es andere notwen-
dige Formen der Intervention – etwa die Isolation der Geld- und 
Waffenquellen der IS – gibt. Das ist eine prinzipielle und richtige 
Aussage. Verbessern sich damit aber die Bedingungen für den 
Kampf emanzipatorischer Bewegungen in der betroffenen Re-
gion? Das ist unwahrscheinlich. IS verfolgt eine Politik der Aus-
rottung, nicht einfach der Beherrschung. Wenn die Ausrottung 
der KurdInnen in Kobane zu einer Verschärfung der Auseinan-
dersetzungen in der Türkei führt, so wird das auch nicht gerade 
die Spielräume für die in den kurdischen Bewegungen präsen-
ten emanzipatorischen Projekte erweitern. Der Fall von Kobane 
bringt die Türkei – und das ist ja auch das Kalkül der türkischen 
Regierung – in eine komfortable Situation, in der die Gewalt ge-
gen die Kurden, sei es offen, sei es durch gezielte Regulierung 
der Flüchtlingsströme oder andere Formen der Desorganisation 
der kurdischen Bewegungen, gezielter eingesetzt und wie ge-
habt als Krieg gegen den Terror legitimiert werden kann. Der 
Fall von Kobane wird genau das Ziel der Isolierung der Türkei 
und der Geldgeber des IS nicht erreichen – die USA und andere 
westliche Mächte werden ein Arrangement mit ihnen finden, in 
der die Kurden keine Rolle spielen werden.
Wenn eine programmatische Aussage dieser Komplexität von 
Widersprüchen nicht gerecht werden kann, ist sie falsch. Die 
Reduktion aller Konflikte dieser Welt auf den Widerspruch 
Kapital-Arbeit ist spätestens seit dem sowjetischen Afghanis-
tan-Krieg und dem innersowjetischen Krieg um Nagorny Kara-
bach obsolet. Der von den früheren imperialistischen Kriegen 
geprägte Pazifismus bietet offensichtlich auch keine Lösung. 
Dass frühere Marionetten politischer und wirtschaftlicher Am-
bitionen Eigeninteressen entwickeln und zu konkurrierenden 
Machtfaktoren werden, ist inzwischen ein Normalfall. Eine Ur-
sache dessen ist, nebenbei bemerkt, auch die Unfähigkeit der 
Linken, wirksame Solidarität zu entwickeln. Es rächt sich, dass 
der Beschluss des Münsteraner Parteitages der PDS nicht als 
Beginn einer Debatte, sondern als Fixierung einer ewigen Wahr-
heit behandelt wurde. Die Diskussionen und Aktionen von PDS 
und LINKE wurden bzw. werden so der Komplexität der Wider-
sprüche nicht gerecht. Das ist es, was sie unglaubwürdig – und 
ungefährlich – macht.

www.brangsch.de/blog 
www.rosalux.de/news/40491

Lutz Brangsch ist Referent für Demokratie und Staat  
in der Rosa-Luxemburg-Stiftung

Landes. Wie es aussieht, verkauft er Öl aus den von ihm kontrol-
lierten Feldern über verborgene Mittelsmänner, die im Gegenzug 
seinen Transport vor allem mit Tanklastwagen organisieren, an 
Käufer im Irak, in Syrien und in der Türkei. Aus diesen Verkäufen 
soll das Geld stammen, mit denen die Organisation ihre Truppen 
bezahlt und sich die enormen Vorräte an Waffen und Munition be-
schaffen kann. Viele Beobachter behaupten zudem, dass der «Isla-
mische Staat» zudem Öl an das Assad-Regime verkauft, um dafür 
von den Luftschlägen des Regimes verschont zu werden, denen 
die anderen Rebellengruppen ausgesetzt sind. «Viele Bewohner 
von Raqqa beschuldigen IS der Kollaboration mit dem syrischen 
Regime», berichtete der kurdische Journalist Sirwan Kajjo. «Sie 
sagen, das Hauptquartier des IS sei kein einziges Mal angegriffen 
worden, während andere Rebellengruppen in Raqqa regelmäßig 
das Ziel von Luftangriffen des Regimes waren.» Wie auch immer 
die gegenwärtigen Kämpfe im Norden des Iraks ausgehen werden, 
offensichtlich spielt auch dort Öl eine zentrale Rolle. Der IS ver-
sucht, die Regierung in Bagdad von Benzinlieferungen und Ölein-
nahmen abzuschneiden und zugleich seine eigenen Einnahmen zu 
steigern, um Voraussetzungen ihres «nation-building» und ihres 
weiteren militärischen Vordringens zu schaffen. Auf der anderen 
Seite ringen die KurdInnen und verschiedene sunnitische Stämme, 
von denen einige mit dem IS verbündet sind, um die Kontrolle über 
die Ölfelder in ihren Einflussgebieten und eine größere Beteiligung 
am Ölreichtum des Landes.
All diese und ähnliche Konflikte zeigen, dass der Kampf um die 
Kontrolle über wichtige Energiequellen im größten Teil des heu-
tigen Kriegsgeschehens eine zentrale Rolle spielt. Ethnische und 
religiöse Spaltungen mögen den politischen und ideologischen 
Zündstoff dieser Kämpfe liefern, aber erst die Möglichkeit gigan-
tischer Ölprofite hält die militärischen Auseinandersetzungen am 
Leben. Ohne die Aussicht auf solche Ressourcen würde das Feh-
len der Geldmittel, mit denen Waffen gekauft und Truppen bezahlt 
werden können, viele dieser Konflikte schließlich zum Erliegen 
bringen. Solange jedoch das Öl fließt, verfügen die Kontrahenten 
sowohl über die Mittel wie über die Motive, weiterzukämpfen. In 
einer Welt der fossilen Brennstoffe bildet die Kontrolle über Öl- und 
Gasreserven eine wesentliche Komponente nationaler Macht. «Öl 
treibt nicht nur Autos und Flugzeuge an», erklärte Robert Ebel vom 
Center for Strategic and International Studies bei einer Anhörung 
im State Department. «Öl ist der Treibstoff für militärische Macht, 
nationalen Reichtum und internationale Politik.» In weit größerem 
Maße als eine normale Handelsware «verleiht es denjenigen, die 
über diese lebenswichtige Ressource verfügen, Wohlstand, natio
nale Sicherheit und internationale Macht, und schmälert sie für 
jene, die nicht über sie verfügen». Diese Einschätzung hat nichts 
von ihrer Gültigkeit verloren. Mit der Ausweitung der Energiekriege 
wird ihre Wahrheit nur noch offensichtlicher werden. Eines Tages 
könnte vielleicht die Entwicklung von erneuerbaren Energien die-
sem Diktum seine Gültigkeit nehmen. Aber in unserer heutigen 
Welt sollten wir bei jedem sich entwickelnden Konflikt die Rolle der 
Energie berücksichtigen. Auf unserem von fossilen Brennstoffen 
angetriebenen Planeten wird sie irgendwo im Hintergrund lauern.

www.tomdispatch.com/blog/175865 
http://gleft.de/KP

Michael T. Klare ist Professor für Peace and World Security Studies 
am Hampshire College. Gekürzte Fassung aus dem Englischen.  
Übersetzung: Christian Frings
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Thema

Klaus Dörre

Die neuen VagabundInnen
Schlechte Arbeitsbedingungen zwingen immer mehr Menschen in die 
Armut – in Europa ist der Motor das vermeintliche deutsche Jobwunder

teile erfasst, die zuvor zu den Gesicherten zählten. Die Betroffe-
nen erleben sich als Angehörige von Gruppen, deren Alltag von 
den Standards der «Mehrheitsgesellschaft» abweicht. Dieser 
Sonderstatus wird auch über Geschlecht, Nationalität und Ethnie 
konstruiert; er stellt jedoch etwas Eigenes dar. Immer scheint es, 
als lasse sich die nächste Stufe in der sozialen Hierarchie, die ein 
wenig mehr «Normalität» verspricht, durch eigene Anstrengung 
erklimmen. Dieses Kontroll- und Disziplinierungsregime hat die 
Arbeitsgesellschaften insgesamt verändert. Prekarität ist hinter 
der Fassade einer vermeintlichen Rekorderwerbsbeteiligung zu 
einer «normalen» Organisationsform der Arbeit geworden, wie 
Castel schreibt. Offiziell registrierte Arbeitslosigkeit verschwin-
det, weil Erwerbslose in unsichere, instabile Jobs integriert wer-

Die feudalen Gesellschaften des 15. bis 18. Jahrhunderts 
ließen BettlerInnen und VagabundInnen die disziplinierende 
Gewalt von Zünften und der Armenpolizei spüren. Der Über-
gang zur industriell-kapitalistischen Produktionsweise be-
deutete für die Betroffenen häufig Zwangsverarmung – es 
entstand «unwürdige Lohnarbeit».
Nun ist es zu einer Wiederkehr dieses Phänomens gekommen – 
wenn auch auf einem völlig anderen gesellschaftlichen Reich-
tums- und Sicherheitsniveau. Die prekarisierten Gruppen der 
postwohlfahrtsstaatlichen Ära sind die «Vagabunden» des 21. 
Jahrhunderts, so der französische Soziologe Robert Castel. Sie 
sehen sich mit einem historisch neuen Typus diskriminierender 
Prekarität konfrontiert, der zunehmend auch jene Bevölkerungs-
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den, die ihrerseits sozial geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
verdrängen. Hartz IV entfaltet dabei eine ähnliche Wirkung wie die 
Armenhäuser und die Zwangsmaßnahmen in der zerfallenden Feu-
dalordnung. LeistungsbezieherInnen der Grundsicherungen gehö-
ren in Deutschland zu den «neuen Vagabunden», denen mit dem 
Sozialbürgerstatus zugleich ihre Würde genommen wird.
Prekäre Beschäftigung und Niedriglohnsektor hängen wie ein Blei-
gewicht an den Löhnen und Gehältern abhängig Beschäftigter. Und 
die Ungleichheit wächst. Mitte der 1990er Jahre verdienten Ma-
nager von Dax-Unternehmen in Deutschland das 14-fache der im 
selben Unternehmen beschäftigten ArbeiterInnen und Angestell-
ten. Seit der Jahrtausendwende ist er auf das 54-fache gestiegen. 
Demgegenüber sind die Reallöhne um durchschnittlich rund vier 
Prozent gesunken. Erst in jüngster Zeit ist es den Gewerkschaften 
gelungen, die Produktivitätsspielräume wieder auszuschöpfen.
Mit einem Anteil von 30,5 Prozent an der Bruttowertschöpfung der 
EU ist Deutschland die wichtigste europäische Wirtschaftsnation. 
Der Industrieanteil daran hat seit der Jahrtausendwende gegen den 
allgemeinen Trend leicht zugenommen. Mit Österreich ist Deutsch-
land das einzige EU-Land, in dem die Industriebeschäftigung nach 
2008 um rund sechs Prozent gestiegen ist. Herzstück des Sektors 
sind der Maschinenbau und die Automobilindustrie. Beide Bran-
chen zeichneten sich im Jahr 2012 durch ihren hohen Exportanteil 
von mehr als 60 Prozent aus. Viele Unternehmen kooperieren eng 
mit etablierten Zuliefernetzen, Ausrüstern und Forschungseinrich-
tungen und sind trotz ihres häufig mittelständischen Charakters 
und ihrer von Familien geprägten Eigentümerstrukturen internatio-
nal gut positioniert. Zur Stabilität des industriellen Sektors trägt bei, 
dass die Exportbranchen besonders gut auf die wachsende Nach-
frage aus Asien, insbesondere aus China eingestellt sind. Produkte 
deutscher Unternehmen werden für den wirtschaftlichen Aufhol-
prozess benötigt oder von den rasch wachsenden Mittelschichten 
dieser Länder nachgefragt
Erfolgreich ist die deutsche Wirtschaft vor allem dort, wo die di-
versifizierte Qualitätsproduktion noch einigermaßen funktioniert. 
Während die Beschäftigten in anderen Sektoren überdurchschnitt-
liche Einbußen hinnehmen mussten, ist es in der industriellen Ex-
portwirtschaft gelungen, die effektiven Löhne zumindest zu halten 
oder gar zu steigern. Dieses «Industriemodell» lässt sich aber nicht 
auf andere Länder übertragen. Es funktioniert aufgrund lange ge-
wachsener Kooperationsbeziehungen und wegen vergleichsweise 
hoher Löhne. Dass es während der großen Krise von 2008/09 ge-
lungen ist, diesen industriellen Sektor zu erhalten, ist das Resultat 
eines Krisenmanagements, das – unter maßgeblichem Einfluss der 
Industriegewerkschaften – faktisch eine Abkehr von der Agenda-
Politik der Regierung Schröder und eine Rückkehr zur Industriepoli-
tik und zu beschäftigungspolitischen Maßnahmen aus den 1980er 
und 1990er Jahren bedeutete. Staatlich finanzierte Langzeitkurzar-
beit und Subventionen des Autokaufs durch Prämien für das «Ab-
wracken» älterer Pkw sorgten dafür, dass die Beschäftigung wäh-
rend der Krise nicht dramatisch einbrach.
Allerdings war dieser Krisenkorporatismus nicht überall gleicher-
maßen erfolgreich. Das Krisenmanagement hat den Industriege-
werkschaften zu neuer gesellschaftlicher Anerkennung verholfen 
und ihnen neue Mitglieder beschert. Erfolgreich war es vor allem 
für Stammbeschäftigte in Exportbranchen. In schwächer organi-
sierten Dienstleistungsbereichen mit hohen Frauenanteilen ließ 
sich Vergleichbares nicht durchsetzen. Die Förderung des expor-

torientierten Industriesektors ist in Deutschland traditionell mit 
einer Geringschätzung und Abwertung von Humandienstleistun-
gen und reproduktiven Tätigkeiten verbunden. Den exportstarken 
Branchen mit hohen Anteilen an qualifizierten Beschäftigten im 
Hochtechnologiebereich steht ein expandierender Sektor mit nied-
rig entlohnten, instabilen und häufig wenig anerkannten Dienst-
leistungstätigkeiten gegenüber, dessen Arbeitsproduktivität nach 
herkömmlichen Maßstäben hinter der des industriellen Sektors zu-
rückbleibt. Allein in der stark expandierenden Sozialwirtschaft, de-
ren Anteil an der Gesamtbeschäftigung innerhalb eines Jahrzehnts 
von 4,5 auf 6,2 Prozent gestiegen ist, arbeiten rund 1,7 Millionen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. In den Bereichen Alten-
pflege, Kinder-, Jugend- und Behindertenhilfe sind damit ebenso 
viele Menschen tätig wie im Maschinen- und Fahrzeugbau, dem 
industriellen Herzstück der deutschen Wirtschaft. Daran zeigt sich: 
In Relation zu den hochproduktiven Exportbranchen nimmt das 
Gewicht des weniger produktiven, aber beschäftigungsintensiven 
Sektors mit bezahlten Sorgearbeiten zu. Gemeint sind damit alle 
Tätigkeiten, die der «Herstellung von Arbeitskraft» dienen.
Aus der Exportperspektive erscheint dies als Kostenproblematik, 
weil die professionellen Reproduktionstätigkeiten zu einem erhebli-
chen Teil über staatliche Transfers finanziert werden. Eine Steuerpo-
litik, die den Zufluss von liquidem Kapital sichern soll, Vermögende 
und Unternehmen entlastet und so Einnahmeprobleme des Staa-
tes verursacht, lässt großzügige Transfers zugunsten von Human-
dienstleistungen und bezahlten Sorgearbeiten nicht zu. Während 
die privaten Vermögen wachsen und ihre Konzentration zunimmt, 
werden öffentliche Vermögenswerte «abgeschmolzen». Eine hö-
here Nachfrage nach Sorgeleistungen ist daher staatlich kaum zu 
finanzieren. Darauf reagieren die maßgeblichen Akteure mit einem 
Mix aus Kommodifizierung, Verwettbewerblichung, Prekarisierung 
der Arbeitsbedingungen und Rückverlagerung von Sorgeleistun-
gen in die Privathaushalte. Verwettbewerblichung bedeutet, dass 
(halb-)staatliche und Non-Profit-Organisationen, die Sorgeleistun-
gen bereitstellen, sich in ihrer Funktionsweise mehr und mehr ge-
winnorientierten Unternehmen annähern. Entgegen ihrer an der 
Person und dem Körper orientierten Logik werden helfende und 
pflegende Tätigkeiten standardisiert, zerlegt, in Zeitvorgaben ge-
zwängt, betriebswirtschaftlichen Kalkülen unterworfen und auf 
diese Weise vereinnahmt. Beschäftigte in Sozialunternehmen gera-
ten zunehmend in prekäre Arbeitsverhältnisse, die bei Einkommen, 
Arbeitsbedingungen und gesellschaftlicher Wertschätzung staat-
lich normierte Standards deutlich unterschreiten.
Das deutsche Exportmodell beruht auf einer kapitalistischen Land-
nahme auch der Humandienstleistungen und Sorgearbeiten. Land-
nahme bedeutet im deutschen Fall Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit des Exportsektors mittels verstärkter Abwertung und 
Prekarisierung von Sorgearbeiten. Dabei stehen sich die Sektoren 
keineswegs als Blöcke mit antagonistischen Interessen gegenüber. 
Auch im Exportsektor finden sich prekär Beschäftigte und die Dis-
ziplinierung von Stammbelegschaften. In der Sorgearbeit ist ein 
Sozialbürgerstatus aber gar nicht oder nur schwach institutiona-
lisiert. Traditionell eine Domäne von Frauenarbeit, lassen sich ge-
schlechterspezifische Diskriminierungsmechanismen nutzen, um 
die gesellschaftliche Abwertung dieses Bereichs zu konservieren 
und so Reproduktionskosten zu senken. In der politischen Ausein-
andersetzung agieren die politischen Eliten in Deutschland mit ei-
ner Art Doppelstrategie. Im Inneren sind sie, nicht zuletzt aufgrund 
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des Drucks aus der Gesellschaft, dabei, mit einem gesetzlichen 
Mindestlohn zumindest die schlimmsten Folgen der Agenda-Politik 
zu korrigieren. In Europa verfolgt die Regierung Merkel einen ande-
ren Kurs. Hier ist sie die Protagonistin eines Austeritätsregimes, das 
den Geist von Hartz IV auf die Krisenländer anwendet. Inmitten der 
Eurozone bilden sich Gesellschaften wie in Griechenland heraus, 
die in ihrer informellen Struktur lange Zeit nur aus dem globalen Sü-
den bekannt waren. In diesen Gesellschaften leben Bevölkerungs-
mehrheiten in prekären Verhältnissen, soziale Unsicherheit ist zu ei-
nem Dauerzustand geworden. In einem Regime, das auf Instabilität 

in Permanenz gegründet ist, bedeutet Regieren eine Maximierung 
von Unsicherheit bei gleichzeitiger Gewährung jenes Minimums an 
sozialer Absicherung und Regulierung, das gerade noch notwendig 
ist, um Aufstände und Revolten zu vermeiden. Ob und wie lange 
dies gelingen kann, ist völlig offen. 

www.rosalux-europa.info/publikationen/buecher/Jobwunder_de/

Klaus Dörre ist Professor für Wirtschaftssoziologie in Jena und 
gehört dem wissenschaftlichen Beirat von Attac an. Redaktionell 
bearbeiteter Auszug aus der Stiftungspublikation «Das ‹deutsche 
Jobwunder› – Vorbild für Europa»

Klaus Pickshaus

Gute Arbeit
Die erstaunliche Karriere eines gewerkschaftspolitischen Begriffs

Der Aufstieg des Begriffs «Gute Arbeit» ist beachtlich. Entstan-
den ist er als Projekt der Gewerkschaften zur Humanisierung 
der Arbeitswelt.
War Gute Arbeit anfangs ein ausschließlich gewerkschaftlich ge-
prägter Begriff, so führte der Erfolg des Agenda Settings durch die 
Gewerkschaften zur mittlerweile fast beliebigen Nutzung in Politik 
und Publizistik. Umso erforderlicher ist es in einer Bilanz des poli-
tischen Projekts Gute Arbeit, an die inhaltlichen Kernelemente und 
die strategische Ausrichtung zu erinnern.
Zweifellos hat vor allem die Entwicklung des DGB-Index Gute Ar-
beit mit den jährlich erhobenen repräsentativen Daten dazu beige-
tragen, das Verständnis von guter Arbeit aus Beschäftigtensicht 

öffentlichkeitswirksam zu profilieren. Angesichts zunehmender 
prekärer Jobs, einem anwachsenden Niedriglohnsektor und psy-
chisch belastender Arbeitsbedingungen liefert Gute Arbeit einen 
Gegenentwurf, zu dem unter anderem ein festes, verlässliches Ein-
kommen, eine unbefristete Beschäftigung sowie die Achtung bzw. 
der Schutz der Gesundheit gehören. Dass es zu diesem Instrument 
einen Meinungsstreit und heftige Angriffe der Arbeitgeberverbände 
gab, bezeichnete der renommierte Arbeitswissenschaftler Kurt 
Landau als einen «Glücksfall für die Arbeitswissenschaft», denn nun 
musste eine inhaltliche Auseinandersetzung geführt werden. Mitt-
lerweile wurde der DGB-Index Gute Arbeit durch die Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin evaluiert und wird seit der Er-

In der chinesischen Stadt Guangzhou. Foto: Micho Merten
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hebung 2013 in überarbeiteter Form einge-
setzt. Doch für eine politische Bilanz ist es 
sinnvoll, die Ziele und das Profil insgesamt 
zu skizzieren. Schließlich stand das ge-
werkschaftliche Projekt Gute Arbeit, zuerst 
entwickelt innerhalb der IG Metall mit dem 
Anspruch einer neuen Humanisierungs
offensive, Pate bei der erfolgreichen Revi-
talisierung von Arbeitspolitik. Der Anspruch 
war ehrgeizig: Es sollte um «ein arbeitspo-
litisches, Einzelthemen integrierendes Re-
formkonzept für eine moderne, humane Ar-
beitswelt» gehen, um ein «Projekt, das (…) 
den Bedingungen des neuen, flexiblen Fi-
nanzkapitalismus Rechnung zu tragen hat» 
(Pickshaus/Urban). Damit waren zumindest 
zwei anspruchsvolle Aufgaben vorgegeben: 
Zum einen die strategische Verortung und 
Zielbestimmung durch eine zeitdiagnosti-
sche Analyse des Gegenwartskapitalismus. 
Und zum anderen die Konkretisierung der 
einzelnen Themen der Initiative Gute Arbeit 
in den unterschiedlichen Handlungsfeldern. 
Die Bearbeitung dieser Aufgaben ist an an-
derer Stelle umfassend erfolgt.
Man kann festhalten: Aus Sicht der Gewerk-
schaften steht Gute Arbeit für einen arbeits-
politischen Neuaufbruch. Eine auf Gute 
Arbeit zielende Strategie muss nach Auffas-
sung der Initiatoren aus der IG Metall «ge-
gentendenziell» angelegt sein, weil sie die 
arbeitspolitischen Zumutungen des Finanz-

marktkapitalismus analysieren und offensiv 
zurückweisen muss. Dies ist in der gewerk-
schaftlichen Diskussion sicherlich nicht 
unumstritten. Aber würde gesundheitsför-
derliche Arbeit lediglich als wichtiger Faktor 
zur Wettbewerbsförderung angesehen, so 
würde dies auf eine wettbewerbspolitische 
Vereinnahmung hinauslaufen, die Gute Ar-
beit und Arbeitsschutz einem kurzfristigen, 
betriebswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-
Kalkül unterwürfe. Sicherlich sind auch auf 
dem Feld der Gesundheit Interessenkom-
promisse notwendig und auch möglich, 
wenn auch zunehmend schwierig. Sie sind 
aber weniger das Resultat vernünftigen Ma-
nagementhandelns und gemeinsamer wett-
bewerbspolitischer Interessen, als vielmehr 
Resultat konfliktorischer Aushandlungspro-
zesse, die den Druck des Wettbewerbs und 
die Maßlosigkeit der Ökonomie dämpfen. 
Die Initiative Gute Arbeit zielt darauf, die 
Rolle der Beschäftigten selbst als Gestal-
tungssubjekte zu stärken und nicht nur 
als Zielobjekte von Prävention zu betrach-
ten. Das Expertenwissen der Beschäftig-
ten, ihr Engagement und ihre Kompetenz 
nutzbar zu machen, dies gehört zu einem 
Ansatz einer Arbeitspolitik von unten. Der 
DGB-Index Gute Arbeit, der die Ansprü-
che der Beschäftigten und ihre Beurtei-
lung der Arbeitsbedingungen ins Zentrum 
stellt, ist ein Element eines solchen neuen 

gewerkschaftlichen Herangehens. Wenn 
nach der großen Krise 2007/2010 unter 
den Beschäftigten das Gefühl der Arbeits-
platzgefährdung zumindest vorübergehend 
abgenommen hat, so hat zweifellos gene-
rell das Gefühl der Arbeitskraftgefährdung 
zugenommen, also das Gefühl, auch in An-
betracht mangelnder Ressourcen den maß-
losen Leistungsanforderungen nicht mehr 
gerecht werden zu können, vor allem nicht 
im Hinblick auf ein steigendes Rentenein-
trittsalter. Die Verknüpfung vielfältiger be-
trieblicher Initiativen mit einer politischen 
Anti-Stress-Initiative gehört zu den kleinen 
Erfolgsgeschichten der Gewerkschaften, 
denn zumindest hat der politische Druck zur 
einer «Klarstellung» im Arbeitsschutzgesetz 
im Jahre 2013 geführt, nach der psychische 
Belastungen ausdrücklich in den Präven-
tionsauftrag gehören. Die daraus in der 
Konsequenz folgende und von den Gewerk-
schaften, der SPD, der CDA, den Grünen 
und der LINKEN geforderte verbindliche 
Anti-Stress-Verordnung erscheint derzeit im 
Koalitionsstreit blockiert (RosaLux 2-2014).
Die strategische Aufwertung der aktiven 
Beteiligung der Beschäftigten in einer Ar-
beitspolitik von unten führt zu einer wei-
teren Überlegung: Die Forderung nach 
«Demokratisierung der Arbeit» gewinnt an 
Bedeutung. Es geht immerhin um hart um-
kämpfte Konfliktfelder wie mehr Einfluss 
auf die Leistungsverausgabung und Per-
sonalbemessung, um Einfluss auf Investi-
tionsentscheidungen, Produktionsplanung 
und Zeitressourcen. Das greift in unterneh-
merische Freiheiten ein. 
Mit anderen Worten: Es geht um ein neues 
und erweitertes Verständnis von Mitbe-
stimmung und Beteiligung im Sinne einer 
Wirtschaftsdemokratie. Dies wird die be-
triebliche, tarifpolitische und auch die po-
litisch-gesetzgeberische Handlungsarena 
gleichermaßen herausfordern. Die Initiative 
Gute Arbeit liefert hierfür eine inhaltliche 
Fundierung. Gute Arbeit muss auch demo-
kratische Arbeit sein. Dies alles kann nur im 
Rahmen eines gesellschaftspolitischen Pro-
jektes angegangen werden, in dem den Ge-
werkschaften eine zentrale Rolle zukommt, 
das aber ohne Unterstützung einer gesell-
schaftlichen Mosaiklinken kaum Erfolg ha-
ben wird.

www.klaus-pickshaus.dE 
www.rosalux.de/publication/24499

Klaus Pickshaus ist Publizist. Er leitete  
den Bereich Arbeitsgestaltung und Qualifi-
zierungspolitik beim IG Metall-Vorstand

Vom Autor  ist beim Hamburger VSA-Verlag das Buch «Rücksichtslos gegen Gesundheit 
und Leben» über das politische Projekt «Gute Arbeit» erschienen. Mehr Informationen dazu 
sowie zum Verlagsprogramm im Internet unter www.vsa-verlag.de.

Mehr Stress im Job – aber auch mehr Sicherheit
Wie Beschäftigte die Qualität ihrer Arbeit bewerten
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Peter Ullrich

Besondere Härte
Arbeitsbedingungen im wissenschaftsbereich sind oft nicht hinnehmbar

Die aktuellen Prozesse der Prekarisierung von Arbeits- und 
Lebensbedingungen zeigen sich im Bildungs- und Wissen-
schaftsbereich mit besonderer Härte.
Die dort Tätigen arbeiten mit ungeheurer intrinsischer Motivation, 
empfinden ihr Tun mehr als Berufung denn als Beruf. Dafür neh-
men sie trotz hoher Qualifikation häufig Bedingungen in Kauf, die 
Beschäftigte in vielen anderen Branchen nicht akzeptieren würden. 
BildungsarbeiterInnen geben Seminare für 80 Euro «Aufwandsent-
schädigung» – pro Tag, ohne Honorierung von Anreise sowie Vor- 
und Nachbereitung. Lehrbeauftragte unterrichten für 30 Euro pro 
Seminarsitzung – wenn sie überhaupt Geld bekommen. Denn mit 
dem Lehrauftrag, der nach einem Gerichtsurteil vergütet werden 
muss, wird heute regulär auch das Formular vorgelegt, mit dem der 
oder die Lehrbeauftragte freiwillig auf Vergütung verzichtet.
Die Konfliktfähigkeit der Betroffenen in Arbeitskämpfen ist aller-
dings gering. Solo-Selbständigkeit ist ein immenses Streikhemmnis. 
Nur in seltenen Ausnahmefällen gelingt es ansatzweise, kollektiv 
handlungsfähig zu werden. So wie aktuell bei den Auseinanderset-
zungen um die Bildungsstätte Konradshöhe in Berlin, wo sich «feste 
Freie» eine Vertretung ähnlich einem Betriebsrat schaffen wollten.
Interessanterweise ähnelt die Situation vieler wissenschaftlicher 
MitarbeiterInnen an Hochschulen und anderen Forschungsein-

Aus der Bildserie «Mingong – die Suche nach dem Glück». Foto: Wolfgang Müller

richtungen sehr stark der der freien BildungsarbeiterInnen. Diese 
Forschenden und Lehrenden, bis zum Erreichen der Professur als 
«Nachwuchs» infantilisiert, agieren de facto wie Selbständige be-
ziehungsweise angesichts neofeudaler persönlicher Abhängigkei-
ten wie Scheinselbständige: Aufträge (sprich «Projekte») müssen 
eingeworben werden; das eigene Image (sprich «Renommee») 
muss mit kontinuierlichen Marketinganstrengungen gepflegt wer-
den. Die Arbeit ist tendenziell entgrenzt. Die Mobilitätserwartungen 
sind immens; Planbarkeit von Karriere und Leben sind nicht gege-
ben. Das Hauptproblem dahinter: Während die Studierendenzahlen 
steigen, sind die Universitäten unterfinanziert. Immer mehr Leis-
tungenwerden über befristete Drittmittelprojekte mehr schlecht als 
recht abgesichert, wie Beschäftigtenstatistiken verdeutlichen. In 
den vergangenen zehn Jahren stieg die Anzahl der wissenschaft-
lichen und künstlerischen MitarbeiterInnen an Hochschulen um 
fast 50.000. Es handelt sich dabei fast ausschließlich um befris-
tete Projektstellen. Die Anzahl der Professuren, weiterhin fast die 
einzige unbefristete Beschäftigungsform für WissenschaftlerIn-
nen an deutschen Hochschulen, wuchs im gleichen Zeitraum um 
lediglich etwa 600. Die Ursachen der Misere liegen in politischen 
Rahmenbedingungen: Unterfinanzierung, Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz, allgemeiner Wettbewerbsfetisch. Doch Spielräume 
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Sarah Bormann

Gute pflege braucht zeit
Bei der Betreuung von SeniorInnen fehlen 140.000 Arbeitsplätze

Alicia. Diese Erfahrung hat sie vor allem in der Arbeit mit altersver-
wirrten Menschen gemacht: «Die machen nicht so wie ich will. Die 
haben ihren eigenen Rhythmus, ihre eigene Welt. Wenn ich mich 
nicht an ihre Vorstellung von Zeit anpasse, sondern sie am Morgen 
mit Kraft aus dem Bett hebe, dann fangen sie vielleicht an, um sich 
zu schlagen. Es braucht Zeit und eine große Herzlichkeit, damit sie 
überhaupt verstehen können, was ich von ihnen will. Sie sind dann 
sehr viel ruhiger und gelassener, und ich muss ihnen viel weniger 
Psychopharmaka geben.»
Die Gewerkschaft Verdi schätzt, dass in der Altenpflege auf mittlere 
Sicht etwa 140.000 Stellen für Fachkräfte fehlen, wobei die häus-
liche Pflege noch nicht mit eingerechnet ist. Schon heute pflegt 
jede fünfte Person in Deutschland einen hilfsbedürftigen Angehö-
rigen. Zeitnot und Versorgungslücken gleichen sie mitunter durch 
die informelle Beschäftigung von PflegerInnen aus. Dies sind meist 
Frauen mit Migrationshintergrund, teilweise Pendelmigrantinnen, 
welche die Scherben der Reproduktionskrise aufkehren. So ent-
steht eine neue alte geschlechtliche Arbeitsteilung. Während alte 
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern zementiert werden, 
entstehen zugleich neue Hierarchien zwischen Frauen entlang 
ethnischer und klassenspezifischer Trennungslinien. Auch in der 
formellen Pflege sind über 80 Prozent der Beschäftigten Frauen. 
Sie leisten die pflegerische Sorgearbeit. Die Ökonomisierung der 
Pflegebranche seit den 1990er Jahren hat dazu geführt, dass statt 

Zu wenig Personal, Zeitnot, schlechte Entlohnung – unter den 
aktuellen prekären Arbeitsbedingungen ist eine menschen-
würdige Pflege kaum möglich. Aber es geht auch anders, wie 
das Beispiel eines Kollektivbetriebs zeigt.
Im «Haus der Geborgenheit» im Kreis Recklinghausen fühlten sich 
weder die Beschäftigten noch die meist dementen PatientInnen ge-
borgen. Die organisatorischen Mängel sowie die chronische Über-
belastung wollten elf Altenpflegerinnen nicht weiter hinnehmen. 
Sie stellten eine sogenannte Überlastungsanzeige. Doch nicht die 
benannten Mängel wurden beseitigt, sondern die Beschäftigten 
erhielten eine fristlose Kündigung. In der Altenpflege fehlt es an 
Personal und folglich an Zeit. Nicht der Mensch steht im Vorder-
grund, sondern die geringen Leistungssätze der Pflegeversicherung 
bestimmen den Takt. Die Altenpflegerin Alicia betrachtet den Zeit-
mangel und die Minutenpflege – neben der geringen Entlohnung – 
als die gravierendsten Probleme in ihrem Beruf: «Schon während 
meiner Ausbildung vor zehn Jahren war klar, dass wir in der statio-
nären und ambulanten Pflege gar nicht anwenden können, was wir 
lernen», sagt sie. Kulturelle Lebensformen, das soziale Gestalten im 
Alter, dafür bleibe keine Zeit. «Staatlich anerkannte Arschabwische-
rin», so nennt sie markig ihren Job.
Der Zeitdruck hat in den letzten Jahren noch zugenommen. Die 
Beschäftigten können kaum noch wirklich in Kontakt mit den al-
ten Menschen treten. Das erzeugt Frust auf beiden Seiten, erzählt 

bestehen auch im System. Universitäten haben durchaus die Wahl, 
beispielsweise Projekte unterhalb einer bestimmten Laufzeit und 
Ausstattung nicht anzunehmen. Einige Hochschulen tun dies auch. 
Vorgesetzte wie ProjektleiterInnen haben die Wahl, ob sie Stellen 
halbieren und dritteln. Sie entscheiden, ob sie Verträge an die Pro-
jektlaufzeit binden oder doch MitarbeiterInnen lieber «häppchen-
weise» anstellen, ob sie Zeit für Qualifikation lassen oder lieber die 
Arbeitskraft möglichst extensiv ausbeuten. Mittlerweile gibt es auf-
grund gewerkschaftlichen und politischen Drucks an einigen Uni-
versitäten Selbstverpflichtungen, die Minimalstandards hinsichtlich 
Stellenumfang, Vertragslaufzeiten und Qualifikationsbetreuung 
quasi «von unten» absichern. Diese Initiativen, durchgesetzt von 
gewerkschaftlich Organisierten und Mittelbauinitiativen sind si-
cher nicht der Heilsbringer, um die Bildungsmisere zu überwinden. 
Aber sie leisten Wichtiges: Sie erhöhen das Anspruchsniveau der 
Beschäftigten, für die derzeit jedes kleine Stipendium, jeder Monat 
Vertragsverlängerung als extrem anstrebenswert erscheinen – im-
mer in der vagen Hoffnung auf einen der raren Dauerplätze in der 
Wissenschaft. Und sie machen es schwerer, Standards guter Arbeit 
aus individuellem Kalkül zu unterlaufen.
Das Setzen von Mindeststandards hat sich aktuell auch eine Initi-
ative von SoziologInnen zur Aufgabe gemacht. Sie fand mit einem 
offenen Brief an die Deutsche Gesellschaft für Soziologie weit über 
2.500 UnterstützerInnen. Die Fachgesellschaft soll Standards guter 
Arbeit in ihren Ethikkodex aufnehmen. Denn dort sind die Forschen-
den bisher ein ethischer blinder Fleck. Zudem soll sich die Fachge-

sellschaft in Projekten, an Instituten, Hochschulen und Forschungs-
gremien für einen grundlegenden Wandel der Arbeitsverhältnisse 
stark machen. Ein Erfolg böte Betroffenen die Möglichkeit, sich auf 
Regelungen zu berufen und unschöne Praktiken zu skandalisieren. 
Dass die Gesellschaft politisch agieren kann, hat sie schon beim 
öffentlichkeitswirksamen Ausstieg aus dem Bertelsmann-CHE-
Hochschulranking bewiesen. 
Die aktuelle Diskussion in der Soziologie hat Signalwirkung. Mitglie-
der anderer Fachgesellschaften wie in Politikwissenschaft und Pu-
blizistik beginnen, sich mit einem ähnlichen Grundtenor zu organi-
sieren. Die Organisierung ist in diesem Bereich nicht zuletzt deshalb 
problematisch, weil die «Verweildauer» der Beschäftigten oft sehr ge-
ring ist – zu kurz, um für Ämter zu kandidieren oder stabile Netzwerke 
zu knüpfen. Hier setzt eine andere Initiative an, die sich im Berliner 
Raum gegründet hat. Das Netzwerk «Prekäres Wissen», das auch 
durch den Ehemaligenverein ROSAlumni der Stiftung mitbegründet 
wurde, vernetzt Menschen und Kämpfe im Bildungs- und Wissens-
betrieb auf lokaler Ebene. «Über Honorare spricht man nicht? Wir 
schon!», lautet der Slogan. Weitere Beispiele lassen sich aufzählen, 
darunter der Aktionstag der Lehrbeauftragten und die Kampagnen 
der Gewerkschaften Verdi, GEW und FAU. Fest steht: Bei den preka-
risierten WissenschaftlerInnen hat das Stillhalten ein Ende. 

http://bit.do/gaidw 
http://prekaereswissen.wordpress.com

Peter Ullrich ist Soziologe an der Technischen Universität Berlin 
und Vertrauensdozent der Rosa-Luxemburg-Stiftung

http://bit.do/gaidw
http://prekaereswissen.wordpress.com
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guter Arbeit und guter Pflege die Arbeitsverhältnisse zunehmend 
prekär sind. Es mangelt nicht nur an gesellschaftlicher Wertschät-
zung. Durch den Aufstieg privater Träger und Tarifflucht in der Bran-
che hat sich auch der Druck auf die ohnehin schon niedrigen Löhne 
weiter verschärft. So liegt heute der durchschnittliche Nettover-
dienst einer Altenpflegerin in Teilzeit bei etwa 1.150 Euro. Weitere 
versicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse sind auf dem Rückzug, 
die Branche ist weitgehend mitbestimmungsfrei, und trotz großer 
Nachfrage nach Fachkräften erhält ein Viertel der Beschäftigten nur 
befristete Arbeitsverträge.
Alicia hat nach drei Jahren Ausbildung und Arbeit in der stationä-
ren Altenpflege entschieden, dass es so nicht weitergehen könne. 
Sie ist in die Kommune Niederkaufungen bei Kassel gezogen und 
arbeitet heute in der Tagespflege Lossetal für altersverwirrte Men-
schen. Neun AltenpflegerInnen führen gemeinsam die Tagespflege 
als Kollektivbetrieb der Niederkaufunger Kommune. Es ist ihr Ziel, 
dass Menschen in ihrer häuslichen Umgebung alt werden können 
und eine gute Pflege erfahren. Dazu gehört auch, dass sie am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben. Für pflegende Angehörige ist das 
ohne Unterstützung über einen längeren Zeitraum kaum leistbar. 
In der Tagespflege Lossetal gibt es eine enge Betreuung und einen 
im Vergleich sehr hohen Personalschlüssel für die circa 15 Gäste. 
«Wir schieben unseren Gästen nicht im Vorbeilaufen das Essen rein. 
Wenn wir frühstücken, dann sitzen wir an einem Tisch zusammen, 
das bringt ganz viel Ruhe rein», berichtet Alicia. In der Tagespflege 
nehmen sie sich auch Zeit für ein Gespräch oder einen Spaziergang, 
wenn für einzelne Gäste das Gruppenangebot nicht mehr geeignet 
ist. Der intensive Austausch untereinander, eine gute Ausbildung 
sowie ein starker Personalschlüssel sind nach Meinung der Alten-
pflegerin Voraussetzungen für eine gute Pflege und gute Arbeit. 
Bislang ist der Kollektivbetrieb Lossetal in Deutschland einmalig. 
Die AltenpflegerInnen verfügen über mehr Personal und Zeit nur 
deshalb, weil sie in einer gemeinsamen Ökonomie leben. Auch sie 
sind schon mal gezwungen, ihre Ansprüche an die Pflegequalität zu 
reduzieren, wenn ein Kollektivmitglied längere Zeit krank wird. Dann 
stellt sich auch die Frage, wie selbstbestimmt das Arbeiten noch ist. 
Schließlich muss der Betrieb weiter aufrechterhalten werden.
Die Tagespflege Lossetal ist aber auch ein Beispiel dafür, wie Pflege 
im Alter mit mehr Personal und mehr Zeit an den menschlichen Be-
dürfnissen orientiert gestaltet werden könnte. Gute Pflege ist aller-
dings teuer. Bislang wird die soziale und psychische Dimension in 
der Sorgearbeit kaum wertgeschätzt und viel zu niedrig entlohnt. 
«Ich behaupte ja, das Geld ist da, es hat nur jemand anderes», so die 
Altenpflegerin. «Wenn wir jetzt nicht den solidarischen Protest von 
Angehörigen und Beschäftigten in der Pflege gemeinsam organi-
sieren, dann rasen wir auf einen Abgrund zu.»

www.zeitschrift-luxemburg.de/reproduktion-in-der-krise/ 
http://care-revolution.site36.net

Sarah Bormann ist Referentin für Arbeit, Produktion und  
Gewerkschaften in der Rosa-Luxemburg-Stiftung

Mehr Geld Auch SozialarbeiterInnen, ErzieherInnen, Kinderpfle-
gerInnen sind unterbezahlt. Verdi will daher die Tarifverträge für So-
zial- und Erziehungsberufe neu verhandeln. Das Ziel: die Beschäf-
tigten in höhere Tarifgruppen hieven, so dass sie im Schnitt zehn 
Prozent mehr verdienen. www.soziale-berufe-aufwerten.de.

In der chinesischen Stadt Guangzhou.  
Foto: Micho Merten
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Florian Höllen

klassentreffen in Indien
Deutsche und indische TextilarbeiterInnen entdecken gemeinsamkeiten

schiede in Kultur, Sprache und Lebenswelt für die gleichen sozialen 
Interessen und gegen den gleichen Gegner kämpfen und damit – 
ohne auf den Begriff angewiesen zu sein – zur gleichen sozialen 
Klasse gehören. Insofern war der Austausch ein «Klassentreffen» 
im wahrsten Sinne des Wortes. Und die GesprächspartnerInnen 
von beiden Enden der Produktionskette sahen auch: Die Ursache 
für die zahlreichen Missstände ist ebenfalls die gleiche: «Ziel eines 
Unternehmens ist Profitmaximierung. Alles andere, zum Beispiel 
Arbeitsbedingungen, muss dem untergeordnet werden» – so for-
mulierte es Marco G., ein Betriebsrat des Modeunternehmens Zara.
Welche Mittel zur Profitmaximierung eingesetzt werden, hat Eliza
beth R., damals Büglerin in einer Textilfabrik in Chennai im indi-
schen Bundesstaat Tamil Nadu, am eigenen Leib erfahren: Als ihr 
das Management den Urlaub verweigerte, beschloss sie, das nicht 
zu akzeptieren. Das Management reagierte mit körperlicher und 
verbaler Gewalt, etwa mit sexuell diskriminierenden Äußerungen. 
Trotz ihrer Angst, Gewerkschaftsmitglied zu werden, fasste sie Mut 
und trat bei. Gemeinsam mit anderen GewerkschafterInnen übte sie 
Druck auf verschiedenen Ebenen aus und zeigte das Management 
auch bei der in solchen Dingen sehr nachlässigen Polizei an. Das 
Management musste sich entschuldigen und eine Entschädigung 
zahlen. Diese Erfahrung hat Elizabeth R. ermutigt, weiter zu kämp-

Die Arbeit mag an den unterschiedlichen Enden der Produk
tionskette unterschiedlich aussehen – der Gegner ist derselbe. 
In Bangalore diskutierten deutsche und indische ArbeiterInnen 
über globale gewerkschaftliche Strategien.
Am Arbeitsplatz ist es laut, das künstliche Licht belastet die Au-
gen, die heißen oder zu kalten Temperaturen den ganzen Körper, 
die schlechte Luft macht der Lunge zu schaffen, monotone Fin-
gerbewegungen führen zu Verkrampfungen, die unerreichbaren 
Zielvorgaben verursachen auch nach der Arbeit noch Stress, und 
die Löhne reichen nicht zum Leben. Wer sich dagegen wehrt, den 
versucht das Management mit Mobbing und vorgeschobenen ar-
beitsrechtlichen Vorwürfen kleinzuhalten oder loszuwerden. 
All dies passiert tagtäglich in der Bekleidungsindustrie in Indien. 
Und es passiert tagtäglich im Einzelhandel in Deutschland. Dies 
stellten acht deutsche und 30 indische GewerkschafterInnen aus 
der Branche Ende Oktober bei einem Workshop in Bangalore fest. 
Ausgerichtet wurde der Workshop von der indischen gewerk-
schaftlichen Bildungseinrichtung Center for Workers Management 
(CWM) und dem globalen Netzwerk gewerkschaftlicher Basisakti-
vistInnen Transnationals Information Exchange (TIE) – mit Unter-
stützung des Südasienbüros der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Die 
Teilnehmenden des Workshops erlebten, dass sie trotz aller Unter-

Aus der Bildserie «Mingong – die Suche nach dem Glück». Foto: Wolfgang Müller



fen. Heute ist sie Schatzmeisterin ihrer Gewerkschaft. Doch trotz 
dieser persönlichen Erfolgsgeschichte sind verbale und körperliche 
Übergriffe weiterhin gängige Mittel, um ArbeiterInnen möglichst 
intensiv auszubeuten. Jeder Tag Urlaub und jede Pause sind für die 
Unternehmen Zeiten, in denen die ArbeiterInnen den Reichtum der 
Besitzenden nicht vergrößern. Mit Diskriminierungen, körperlichen 
und verbalen Angriffen werden ArbeiterInnen diszipliniert, um Pro-
fite zu maximieren.
Wie Elizabeth R.s Fall zeigt, ist Gewerkschaftsarbeit auch in Indien 
zu einem großen Teil der Kampf gegen Rechtsverstöße der Kapital-
seite. Entsprechend vereinbarten deutsche und indische Gewerk-
schafterInnen, Informationen über Rechtsverstöße auszutauschen. 
Mit Fallbeispielen aus Zulieferfirmen von H&M und Zara verfügen 
die Betriebsräte nun über gute Argumente gegen die beschöni-
genden Darstellungen des deutschen Managements. Während die 
Aktivitäten europäischer Firmen in Indien vom deutschen Manage-
ment geradezu als Wohltätigkeitsprojekte verkauft werden, sprach 
ein deutscher Betriebsrat von einem «Aufmarsch». Teil dieses Auf-
marschs sind von den indischen Zulieferern beauftragte Schläger-
trupps, die gegen GewerkschafterInnen eingesetzt werden.
Neben öffentlicher Unterstützung gegen die Repressionen des 
Managements ging es den indischen KollegInnen vor allem um 
die Frage, was die deutschen und indischen Gewerkschaften für 
höhere Löhne tun können. Hier entspann sich auch die zentrale 
strategische Diskussion des Workshops: Ist ein höherer Einkaufs-
preis, den H&M und Zara an die Produktionsfirmen zahlen, Vor-
aussetzung, um in Indien höhere Löhne zu erreichen? Angesichts 
der sehr niedrigen Einkaufspreise im Verhältnis zum Verkaufspreis 
im deutschen Einzelhandelsgeschäft lag diese Annahme nahe. Es 
habe sich deutlich gezeigt, dass nicht die Arbeiter oder Kundin-
nen Schuld an den schlechten Bedingungen sind, sondern aus-
schließlich die Abnehmer H&M und Zara, «die mit ihrer Preispolitik 
keinen Raum bieten für gute Arbeitsbedingungen» – so fasste es 
Festim L., Betriebsrat bei Zara in München, für sich zusammen. 
Entsprechend wurde auch der Vorschlag eingebracht, dass die in-
dischen Gewerkschaften an den Preisverhandlungen teilnehmen 
sollten. Dafür sollten sich auch die deutschen Gewerkschaften ein-
setzen. In einer solchen Konstellation würden die Gewerkschaften 
und die indischen Unternehmen gegen die europäischen Konzerne 
an einem Strang ziehen. Doch eine Garantie, dass höhere Einkaufs-
preise in die Taschen der ArbeiterInnen fließen, gebe es nicht, so 
die TeilnehmerInnen. Die aktuellen Einkaufspreise und Gewinne 
der indischen Unternehmen böten durchaus Spielräume für deut-
liche höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen, wie Mohan 
Mani, ein indischer Gewerkschafter, anmerkte. Insofern wären 
nicht Preiserhöhungen die Voraussetzung für Lohnerhöhungen. 
Vielmehr würden umgekehrt Lohnerhöhungen zu höheren Ein-
kaufspreisen führen, da auch die indischen Unternehmen nicht auf 
Gewinne verzichten können.
Nach zwei intensiven Tagen gemeinsamer Diskussion wurde deut-
lich, dass es zu wichtigen Fragen noch Klärungsbedarf gibt. Die 
indischen und deutschen KollegInnen werden die offene und kon
troverse Debatte um die richtige Strategie für das gemeinsame Ziel 
besserer Arbeits- und Lebensbedingungen fortführen – in ihren je-
weiligen Organisationen sowie im internationalen Austausch.

www.rosalux.de/publication/40931

Florian Höllen ist Trainee der Rosa-Luxemburg-Stiftung und  
derzeit tätig im Auslandsbüro Südasien in Neu Delhi

«Hunderttausende  
Tagelöhner»
Gewerkschafter Muneku über  
die situation im südlichen afrika

Austin Muneku ist Geschäftsführer des Gewerkschafts-
dachverbands SATUCC. Der Verband war mit Unterstüt-
zung der Stiftung an der Entwicklung einer Vereinbarung 
zu Arbeit und Beschäftigung beteiligt, die im August von 
15 Staatschefs unter anderem aus Südafrika, Angola und 
Tansania unterzeichnet wurde. 

Ist ein Konzept wie «Gute Arbeit» im südlichen Afrika ange-
sichts der Arbeitslosigkeit von über 50 Prozent in einigen Län-
dern nur Zukunftsvision?
Muneku: Die kürzlich verabschiedete Vereinbarung der Ent-
wicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika zu Arbeit und 
Beschäftigung schließt an deren Programm zu «Decent Work» 
(Gute Arbeit) an. Das Konzept der «Guten Arbeit» ist ein An-
spruch an uns hier und jetzt und eine Vision. Viele Menschen 
arbeiten prekär oder sind im großen informellen Sektor tätig, 
etwa als Straßenhändler oder Haushaltsarbeiterin. Diese Men-
schen und ihre Familien brauchen schnell Verbesserungen ihrer 
Arbeits- und Lebensbedingungen. Die große Zahl der Arbeits-
losen, die um die wenigen Jobs kämpfen, ist in der Tat eine He-
rausforderung für uns Gewerkschaften. Deshalb ist die Schaf-
fung von neuen Arbeitsplätzen so wichtig. 
Was konkret bedeutet «Gute Arbeit»?
Muneku: Wir folgen der Definition der International Labour Or-
ganization (ILO) mit ihren vier Säulen: Arbeitsplatzschaffung, 
Rechte der ArbeitnehmerInnen, soziale Absicherung und so-
zialer Dialog. Für das südliche Afrika bedeutet dies vor allem, 
dass wir auf eine faire Entlohnung und die Rechte der Arbeit-
nehmerInnen Acht geben und auch die Rechte der MigrantIn-
nen und der Menschen im informellen Bereich zu sichern ver-
suchen. «Gute Arbeit» ist angesichts des großen informellen 
Sektors in der Region, wo sich Hunderttausende Menschen als 
TagelöhnerInnen durchschlagen müssen, eine noch größere 
Herausforderung als in Europa oder Nordamerika.
Wie sieht der Gewerkschaftsverband seine Rolle für mehr 
und bessere Arbeit in der Zukunft?
Muneku: Wir setzen uns ein für starke, einige Gewerkschaf-
ten in der Region. Als regionaler Dachverband wollen wir eine 
Plattform sein, damit die Mitgliedsgewerkschaften ihre Arbeit 
besser koordinieren können. Die Region zählt zu den stabilsten 
und friedlichsten in Afrika. Doch obwohl sie reich an Rohstof-
fen ist, sind viele Menschen arm. 
Mit der richtigen Politik, guten In-
stitutionen und guter politischer 
Führung können wir die Lage der 
Menschen verbessern.

www.rosalux.co.za 
www.satucc.org/?p=315

Fragen: Armin Osmanovic 

Austin Muneku
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Katja Kipping

Mit Sicherheit solidarisch
Gute Arbeit muss sozialen Schutz bieten und freie Entscheidungen ermöglichen

karität und Ausbeutung – ungewollte Befristungen oder Leiharbeit 
sind also auszuschließen, ordentliche Tarifbedingungen und Min-
destlöhne zu sichern. Ohne die (Mit-)Bestimmung über Ziel und Or-
ganisation der Erwerbsarbeit ist die Arbeit fremdbestimmt. Arbeit, 
die hauptsächlich geleistet wird, um Geld zum Leben zu verdienen, 
ist nicht menschengemäß, ist entfremdete Arbeit. Das wusste 
schon Karl Marx. 
Das Ganze der guten Arbeit bedeutet aber viel mehr als gute Er-
werbsarbeit: Arbeit an sich selbst wie etwa Bildung und Muße muss 
ausreichend Platz im Leben haben, die Sorge- und Hausarbeit mit 
der Partnerin oder dem Partner gerecht geteilt werden. Nicht zu-
letzt: Das politische Engagement, das Hinaustreten in die Welt der 
öffentlichen Angelegenheiten (Hannah Arendt hat es die «zweite 
Geburt» genannt), muss materiell und zeitlich möglich sein. Das 
setzt auch eine unangefochtene materielle Sicherheit voraus. Diese 
Sicherheit ermöglicht nicht nur den aufrechten Gang in der öffentli-
chen Welt und in der privaten Sphäre. Sie macht nicht nur materiell 
unerpressbar – auch gegenüber unverantwortbaren Jobs, Zumu-
tungen in der Erwerbswelt. Sie befördert auch bereitwilliges Teilen 
mit anderen, im Kleinen wie im Großen, in der Familie wie mit an-

«Luxus ist es, am Morgen mit einem Kaffee barfuß auf den re-
genwarmen Rasen zu laufen.» Das sagte mir eine Freundin, als 
ich fragte, was für sie Luxus sei.
Sicher gibt es viele Ansichten zu diesem Thema, so viele, wie es 
Antworten auf die Frage nach der guten Arbeit und dem guten Le-
ben gibt. Aber etwas ist bemerkenswert: Immer wenn man andere 
fragt, was beides für sie bedeutet, wird die ganze Fülle von Leben, 
von Bedürfnissen aufgeblättert. Wenn diese ausgesprochen wer-
den, spürt man förmlich ein befreiendes Aufatmen. Endlich mal 
meinen Wünschen und Gelüsten eine Stimme geben. Sachzwänge, 
vermeintliche und unvermeidliche, auf den Boden legen, darüber 
hinweg schreiten, federleicht. Ein Luxus, der dem eigenen Leben 
erst Sinn und Bewandtnis gibt. Und immer wieder blitzt dabei ein 
Gedanke auf: Gute Arbeit ist doch nur diese Arbeit, bei der ich mich 
wohlfühle, deren Notwendigkeit und Sinn ich einsehe, die meinen 
Fähigkeiten entspricht, diese fordert und fördert, die Anerkennung 
bringt und die ich mit meinem Gewissen vereinbaren kann. Die Pro-
duktion von gesundheitsschädigenden, Gemeinwohl gefährdenden 
und Natur zerstörenden Produkten gehört sicher nicht dazu. Gute 
Arbeit beinhaltet auch eine ordentliche Bezahlung, Schutz vor Pre-

In der chinesischen Stadt Guangzhou. Foto: Micho Merten
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deren auf der Welt. Angst, die aus der materiellen Unsicherheit her-
rührt, schneidet die Solidarität weg. Diese bleibt beim Kampf ums 
Existenzielle, um das Stück Freiheit, das man behalten will, schnell 
auf der Strecke. Ein gutes Leben ist ein sicheres Leben, materiell, 
in Freundschaft und Partnerschaft, um die eigene Fülle und die der 
anderen gedeihen zu lassen. Diese Sicherheit gibt Mut, Kraft und 
ermöglicht das Wagnis, Neues zu entdecken, statt ängstlich auf 
das nächste Fährnis zu starren. Wenn Frauen über ihr gutes Leben 
sprechen, wird meist ganz schnell deutlich, dass wir in einer Gesell-
schaft leben, die den Menschen die unangefochtene soziale Sicher-
heit verwehrt, von der Unsicherheit des Übermorgens und unserer 
Enkelkinder angesichts rasender Ressourcenvernichtung und öko-
logischer Folgen der kapitalgetriebenen Arbeit ganz zu schweigen.
Unangefochtene soziale Sicherheit hieße nämlich, gemeinsam mit 
Partnerinnen, Partnern und Kindern zu entscheiden, was wir Neues 
anpacken, wie wir unsere Zeit einteilen. Wie viel Erwerbsarbeit sein 
muss, wie viel Muße, wie viel politisches Engagement – wie viel 
Zeit wir uns nehmen für das Notwendige der Sorge füreinander und 
das Spielerische miteinander. Was ist aber heute: Eingequetscht 
zwischen Beruf, Familie und Kindertagesstätte, zwischen (Sozial-)
Behörden und dem Notwendigsten zum Leben bleibt das gute Le-
ben irgendwie auf der Strecke – selbst der frei gewählte Töpferkurs 
und die Wellness-Oase scheint eingezwängt in diesen Alltag, um 
mal kurz und tief und ruhig zu durchzuatmen. 
Wir leben in einer individualisierten Gesellschaft. Das klingt wie 
Freiheit. Aber: Eine individualisierte Gesellschaft, so hat es sinnge-

mäß Ulrich Beck formuliert, ist riskant, und bedeutet, das eigene 
Leben ständig neu zu verhandeln – weil gesellschaftliche Normie-
rungen zwar weiterhin wirken, aber bröseln. Was bin eigentlich ich 
angesichts tradierter Rollenmuster, gesellschaftlicher Zuweisun-
gen? Wie viele «Beziehungen» darf ich haben und kombinieren? Ist 
der Job «meine» Arbeit, die mich fordert, weiter befähigt? Wie viel 
Herzblut spende ich für welche politische Angelegenheit, im Be-
trieb, in der BürgerInneninitiative, im Land? Auch diese Verhandlun-
gen gehören zum guten Leben. Sie machen selbstverantwortlich. 
Um dieser Selbstverantwortung gerecht zu werden und den Risiken 
gegenüber gewappnet zu sein, braucht es auch Freundinnen und 
Freunde, Partnerinnen und Partner. Diese zu haben, braucht wiede-
rum Zeit. Zeit müsste so kostbar sein, dass sie verschenkt werden 
könnte. Paradox? Nein. Weil verschenkte Zeit, mir und anderen Frei-
raum gibt, das gute Leben zu leben, zu entdecken. 
Ulrich Beck meinte aber auch, dass eine neue Standardisierungen 
die Individualisierung begleitet: Verrechtlichung aller Lebensbe-
züge, Vermarktung der Räume und der Zeiten von Menschen. Da-
mit die individuelle Freiheit und das gute Leben damit nicht erstickt 
werden, brauchen wir grundlegende Rechte. Dies ist nur scheinbar 
paradox, wenn man es gegen die rechtliche Institutionalisierung 
jeglicher menschlicher Verhältnisse wendet: Denn das grundle-
gende Recht, Rechte zu haben, meint Grundrechte zu erstreiten, 
die unverfügbar sind: Dies meint eben nicht die Verrechtlichung 
aller Lebensbezüge, das institutionalisierte Misstrauen also, son-
dern Grund-Rechte, auf denen jeder Mensch gut stehen und be-
stehen kann: Niemand kann den Menschen grundlegende Rechte 
auf soziale Sicherheit, Gesundheit und intakte Natur, auf Teilhabe 
an Kultur, Bildung und Politik, auf freie Meinungsäußerung, freie 
Kooperation und frei gewählte Arbeit, freie Lebens(zeit)gestaltung, 
selbstbestimmte Sexualität nehmen. Daraus ergibt sich, dass vom 
Markt und Staat besetzte und normierte Räume zurückzuerobern 
sind, um sie auf demokratischer und partizipativer Grundlage neu 
zu gestalten. Was Not tut ist nicht mehr Markt, sondern mehr Frei-
raum für solidarisches, kooperatives Handeln von Menschen auf der 
Grundlage unangefochtener sozialer Sicherheit aller. Was Not tut 
ist ein starker Staat, der statt Herrschaft von Menschen über Men-
schen und normierende Institutionen wie heute, Freiräume für alle 
Menschen für morgen, im Übermorgen und in Zukunft sichert. Der 
genauso die Gemeingüter («Commons») und öffentliche Infrastruk-
turen vor deren Privatisierung, also vor der Beraubung ihres Charak-
ters als öffentlich-politische Angelegenheit schützt.
Damit jeder Mensch, der will, den Luxus des regenwarmen Rasens 
am Morgen mit der Tasse Kaffee in der Hand genießen oder sich 
einen ihm genehmen Luxus leisten kann, bedarf es einer Menge 
gesellschaftlicher Veränderungen. Sie zu benennen, gemeinsam 
mit anderen zu diskutieren und zu erstreiten, ist immanent kultur- 
und kapitalismuskritisch und eine gehörige Portion politische Sor-
gearbeit. Die Partei DIE LINKE wird mit einem Zukunftskongress 
im nächsten Jahr und einer Kampagne diese Arbeit leisten, andere 
dazu einladen. Denn eines ist jetzt schon sicher: Der Prekarität, der 
Unsicherheit des heutigen Lebens müssen wir gesellschaftliche 
Bedingungen entgegensetzen, die allen Menschen ermöglicht, das 
ganze Leben gut leben zu können.

www.die-linke.de/politik/aktionen/zukunftskongress-2015 
www.katja-kipping.de

Katja Kipping ist sozialpolitische Sprecherin der Linksfraktion  
im Deutschen Bundestag und Vorsitzende der Partei DIE LINKE

Arbeitszeit Wer über gute Arbeit und gutes Leben spricht, 
muss über Zeit sprechen, über Verdichtung und Entgrenzung 
der Arbeit und das Verhältnis von Arbeits- und Lebenszeit. Das 
taten Ende November die TeilnehmerInnen der Tagung «Zeit zu 
arbeiten, Zeit zu leben» in Düsseldorf. Veranstalter waren die 
Landesstiftung und der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
Nordrhein-Westfalen. Der Band «Kämpfe um Zeit» aus der Reihe 
Manuskripte Neue Folge versammelt Beiträge und Dokumente 
zur Arbeitszeitdebatte unter anderem von Richard Detje, Chris-
tina Klenner, Jutta Krellmann, Stephan Krull, Steffen Lehndorff 
und Sybille Stamm.

www.rosalux.de/event/51373 
www.rosalux.de/publication/40807

Gegen die Tarifeinheit

Streiks Die Tagung «Erneuerung durch Streik» lockte An-
fang Oktober rund 700 GewerkschafterInnen und Wissen-
schaftlerInnen nach Hannover. Sie diskutierten unter ande-
rem über beteiligungsorientierte Arbeitskampfstrategien und 
betriebliche Konflikte. Verabschiedet wurde zudem eine Reso-
lution gegen die geplante Tarifeinheit. Zum Thema sind auch 
das Materialien-Heft »Erneuerung durch Streik – die eigene 
Stärke nutzen« sowie die Broschüre «Demokratisierung durch 
Streiks» von LINKEN-Vorsitzendem Bernd Riexinger erschie-
nen. Demnächst kommt zudem eine Analyse des früheren IG-
Medien-Chefs Detlef Hensche zum Ausstand der Lokführer 
und dem von Schwarz-Rot für Dezember angekündigten Ge-
setz zur Tarifeinheit heraus.

www.rosalux.de/documentation/50464 
www.rosalux.de/publication/39422

http://www.rosalux.de/event/51373
http://www.rosalux.de/publication/40807
http://www.rosalux.de/documentation/50464
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Analyse

Stefan Thimmel

zeit für einen neustart
In Lateinamerika wenden sich WählerInnen von linken Regierungen ab

Sozialpolitik hat das einen Schub verpasst. Die soziale Ungleichheit 
wurde bekämpft, mehr Wohlstand für mehr Menschen geschaffen.
Uruguay ist ein gutes Beispiel dafür, dass die Programme zur Ar-
mutsbekämpfung wirken. Im Jahr 2006 lebten 34 Prozent der 3,5 
Millionen UruguayerInnen unterhalb der Armutsgrenze. 2013 wa-
ren es nur noch elf Prozent. Auch die Maßnahmen gegen die Ar-
beitslosigkeit greifen, aktuell liegt die Rate bei sechs Prozent. Die 
Einkommen der «Orientales», wie die EinwohnerInnen in Anspie-
lung auf den offiziellen Titel des Landes («República Oriental del 
Uruguay» – Republik östlich des Flusses Uruguay) genannt wer-
den, haben sich in den letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt. 
Der Mindestlohn liegt bei 500 US-Dollar, das Pro-Kopf-Einkommen 
war 2013 laut Weltbank mit über 16.000 US-Dollar das höchste La-
teinamerikas, und die Wirtschaft wuchs zwischen 2005 und 2013 
durchschnittlich um 5,8 Prozent.
Das in Lateinamerika vorherrschende Entwicklungsmodell, das als 
Neo-Exktraktivismus bezeichnet wird, hat aber auch zu einer größe-
ren Abhängigkeit von Rohstoffen und Agrargütern und deren Welt-
marktpreisen geführt. Zudem hat es neue ökologische und soziale 
Konflikte geschaffen und die politischen Spannungen verschärft. 
Besonders deutlich wird das in Brasilien. Hier steht der Ende Okto-

Die Zeiten für die Linken werden härter: Präsidentin Rousseff 
rettete sich in Brasilien gerade noch ins Ziel, in Uruguay musste 
Mitte-Links-Kandidat Vázquez ebenfalls in die Stichwahl. Allein 
Evo Morales in Bolivien triumphierte unangefochten.
Der lateinamerikanische Sozialismus des 21. Jahrhunderts wurde im 
Jahr 2014 nicht abgewählt. So weit, so gut. Doch abseits der Rheto-
rik steht in allen drei Staaten nicht die Abkehr vom kapitalistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell auf die Tagesordnung. Viel-
mehr geht es um Wirtschaftswachstum, ausländische Direktinves-
titionen und Einkommenszuwächse für alle Gesellschaftsschichten. 
Das ist nicht wenig, aber auch kein sozialistisches Projekt. Für Bra-
silien und Uruguay sind die Auswirkungen der Globalisierung und 
die gestiegene Kaufkraft der unteren und mittleren Bevölkerungs-
schichten die entscheidenden Triebfedern der gesellschaftlichen Ent-
wicklung; die Lebensbedingungen haben sich spürbar verbessert. 
In abgeschwächter Form gilt das auch für Bolivien, wo die Konflikte 
zwischen der indigenen Bevölkerungsmehrheit und den postkoloni-
alen Machtstrukturen aber viel schärfer zu Tage treten. Der Einfluss 
des Staates ist in allen drei Ländern gewachsen. Zum Teil weitge-
hende Regelungen wie in Bolivien haben den Staaten deutlich hö-
here Einnahmen aus dem Abbau von Bodenschätzen beschert. Der 

Rio de Janeiro, Ende Oktober: Ein Straßenreinigerin kehrt Wahlwerbezettel für die Stichwahl um die brasilianische Präsidentschaft zusammen. Foto: dpa
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Carola Diallo/Janine Küchhold

aufklärung per sms
senegal und Nigeria sind führend im kampf gegen Ebola in westafrika

schäftsleute, HändlerInnen und InvestorInnen die betroffenen Re-
gionen, was den Handel von Gütern und Dienstleistungen und die 
Umsetzung wirtschaftspolitischer Projekte erschwert. Wie konnte 
sich die Krankheit so schnell verbreiten? Guinea, Liberia und Sierra 
Leone hatten bereits zuvor unzureichende Gesundheitssysteme und 
durch Bürgerkriege geschwächte politische Systeme. In der Bevöl-
kerung dieser Länder herrscht ein tiefes Misstrauen gegenüber den 
eigenen Regierungen. Erfahrungen mit Diktatoren, Bürgerkriegen, 
Lebensmittelnotständen und Korruption veranlassen viele zu der 
Annahme, dass die Regierungen nicht in der Lage sind, angemes-
sen zu reagieren. Vielerorts fehlt es an Handschuhen, Schutzklei-
dung, Mitteln zur Desinfektion und Medikamenten. Viele lokale und 
internationale HelferInnen haben sich deshalb bereits infiziert. Die 
Skepsis gegenüber «westlicher» Medizin, die kulturelle Aspekte 
und traditionelle Werte allzu oft ignoriert, ist groß. Insbesondere in 
ländlichen Regionen werden vorwiegend traditionelle Heilverfahren 
angewandt, auch weil sich viele die Medikamente der Industrielän-
der nicht leisten können. Fluchtversuche aus Quarantänestationen 
sind alltäglich. Da die Kranken in den Krankenhäusern oft keine 
Nahrung erhalten, werden sie von Angehörigen versorgt, was eine 

Die Ebola-Epidemie hat bislang in Westafrika etwa 5.000 To-
desopfer gefordert hat. Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) befürchtet, dass sich noch Zehntausende infizieren.
Während Guinea, Liberia und Sierra Leone von großflächiger und 
intensiver Übertragung betroffen sind, gab es in anderen Ländern – 
darunter Nigeria, Senegal und Mali – nur Primärfälle oder eine lokal 
begrenzte Übertragung. In den stark betroffenen Ländern wurden 
Grenzen geschlossen und der nationale Notstand ausgerufen. 
Flüge wurden gestrichen, öffentliche Einrichtungen dicht ge-
macht. Teilweise wurden ganze Städte unter Quarantäne gestellt, 
einzelne Regionen sogar militärisch abgeriegelt. Zur raschen Ver-
breitung und zu Versorgungsengpässen infizierter Personen kom-
men Unruhen in der Bevölkerung und Lebensmittelknappheit. Aus 
der Gesundheitskrise droht eine Nahrungsmittel- und Wirtschafts-
krise zu werden. 
Die Afrikanische Entwicklungsbank prognostiziert ein Sinken der 
Wirtschaftsleistung in Sierra Leone um vier Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr. Für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes, das 
ohnehin zu den ärmsten der Welt gehört, ist dies ein herber Rück-
schlag. Aus Angst vor einer möglichen Infektion verlassen Ge-

ber mit knapp 52 Prozent der Stimmen wiedergewählten Präsidentin 
Dilma Roussef eine gestärkte Opposition gegenüber. Der Kongress 
gilt als der konservativste seit 1964. Religiöse FundamentalistInnen, 
GroßgrundbesitzerInnen und VertreterInnen konservativer und bür-
gerlich-liberaler Parteien werden der Arbeiterpartei PT das Regieren 
noch schwerer als bisher machen. Auch Teile der Mittelklasse, die ih-
ren Aufstieg nicht zuletzt den sozialpolitischen Maßnahmen der PT-
Regierungen seit dem Wahlsieg Lula da Silvas 2003 verdankt, sind 
von der linken Regierung enttäuscht. Diese hat ihre Versprechen von 
mehr Demokratie und Teilhabe nicht erfüllt, sich in Korruptionsfällen 
verstrickt und ganze Politikbereiche wie den Bildungssektor sträflich 
vernachlässigt. Nach über einem Jahrzehnt linker Regierungen sind 
die Ansprüche in der Bevölkerung gestiegen. Dafür sind nicht zuletzt 
die massiven Proteste in Brasilien 2013, ein Jahr vor der Fußball-
weltmeisterschaft, ein Beleg. Sie machten deutlich, dass eine pro-
gressive Regierung liefern muss – und sich nicht mit dem Verweis 
auf die geerbten sozialen und politischen Missstände der neolibera-
len Jahre Ende der 1980er bis 2003 herausreden kann.
Das gilt auch für Uruguay. Nach der existenziellen Wirtschaftskrise 
Anfang des Jahrtausends lag die Mittelklasse des Landes am Bo-
den, durch die erfolgreiche Wirtschafts- und Sozialpolitik der ver-
gangenen Jahre ist sie wieder stark gewachsen. Doch nun wendet 
sie sich in Teilen vom Mitte-Links-Bündnis Frente Amplio ab. Nicht 
wenigen WählerInnen kommt die «Breite Front» nach zehn Jahren 
an der Macht verbraucht vor. Diese Stimmung wussten die konser-
vativen Traditionsparteien Blancos und Colorados bei der Wahl am 
26. Oktober für sich zu nutzen. Seit der Unabhängigkeit im Jahre 
1828 stellten diese Parteien fast permanent die Regierung und den 
Präsidenten. Ausnahmen waren die Militärdiktaturen in den 1930er 
Jahren und von 1973 bis 1985. Dem 41-jährigen Oppositionskan-

didaten Luis Alberto Lacalle Pou (Partido Blanco) gelang es im Ge-
gensatz zum 74-jährigen ehemaligen Präsidenten Tabaré Vázquez, 
der zwischen 2005 und 2010 die erste Regierung des Mitte-Links-
Bündnisses anführte, ein junges, frisches, dynamisches Image zu 
vermitteln. Im ersten Wahlgang erreichte Vázquez eine knappe 
Mehrheit von 48 Prozent der Stimmen, die vereinte Opposition kam 
auf 44 Prozent. Bei der nötigen Stichwahl am 30. November setzte 
sich Vázquez dann allerdings mit 53 Prozent gegenüber seinem 
konservativen Herausforderer Lacalle Pou durch, der 41 Prozent 
erreichte. 
Demgegenüber kann sich der im Andenland Bolivien seit 2006 mit 
der MAS (Bewegung zum Sozialismus) regierende Evo Morales bei 
seiner dritten Amtszeit auf über 61 Prozent Zustimmung stützen. 
Sein Regierungsprojekt basiert auf einer gemischten Wirtschaft 
mit staatlicher Führung vor allem durch Re-Nationalisierungen von 
Schlüsselsektoren, einer indigen dominierten Regierung, umfang-
reichen Sozialprogrammen und einer Umverteilung der Reichtü-
mer des Landes. Das ist zwar ebenfalls nicht unumstritten, die im 
neoliberalen Gedankengut verhaftete Opposition ist hier aber ein 
Auslaufmodell. Dennoch gilt für Bolivien ebenso wie für Brasilien 
und Uruguay: Der gesellschaftliche Wandel muss dauerhaft veran-
kert werden. Das Entwicklungsmodell der Mitte-Links-Regierungen 
muss einerseits den gestiegenen Ansprüchen in der Gesellschaft 
gerecht werden, andererseits den Ressourcenabbau zukunftsfähig 
gestalten. «Vivir Bien» und die Wachstumslogik des Kapitalismus 
vertragen sich auf Dauer schlecht.
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Quarantäne zusätzlich erschwert. Die Ursachen für die Epidemie al-
lein in den betroffenen Ländern zu suchen, greift aber zu kurz. Die 
WHO hat erst im August die «Internationale Notlage des Gesund-
heitswesens» ausgerufen. Ende Oktober wurde sie zum dritten Mal 
verlängert. Lange hat es zudem die Pharmaindustrie versäumt, in 
die Ebola-Forschung zu investieren, da keine großen Profite winken. 
MedizinerInnen berichten, dass viele Infizierte bereits armutsbe-
dingte Vorerkrankungen wie Malaria oder Tuberkulose hatten. Ihre 
Überlebenschancen gehen gegen Null. Nicht hilfreich ist die Bericht-
erstattung in den hiesigen Medien. Sie zeichnen den afrikanischen 
Kontinent einmal mehr als einen Ort, in dem Krankheiten, Krisen, 
Kriege und Korruption vorherrschen. Es wird wenig differenziert 
beim Blick auf diesen großen Kontinent mit 54 Ländern. Selten sind 
Bilder mit afrikanischem Fachpersonal zu sehen. Stattdessen seht 
man weiße HelferInnen, die kranke AfrikanerInnen versorgen.
Dabei lohnt ein Blick auf die Maßnahmen, mit denen es Senegal 
und Nigeria geschafft haben, seit Mitte Oktober als Ebola-frei de-
klariert zu werden. Beide Länder haben schnell reagiert und verfü-
gen über ein relativ stabiles Gesundheitssystem. In Nigeria wurde 
innerhalb einer Woche ein Notfall-Einsatzzentrum eingerichtet. Es 
wurden alle Kontaktpersonen von Ebola-Infizierten ausfindig ge-
macht. Erkrankte wurden unter Quarantäne gestellt. Ein bereits 
bestehendes Infektionskrankenhaus wurde als Isolierstation aus-
gebaut, Schulen wurden geschlossen. Es gab strenge Kontrollen an 
den Flughäfen und massive Aufklärungskampagnen durch Zeitun-
gen, Radios und Plakate sowie eine kostenfreie telefonische Ebola-
Hotline und Maßnahmen wie das Fiebermessen vor Geschäftsbe-
suchen und Desinfektionsflüssigkeiten vor Diskotheken. Senegal, 

dessen Gesundheitsministerium für eine Aufklärungskampagne 
unter anderem vier Millionen SMS verschickte, hat angeboten, eine 
Luftbrücke für die Lieferung von Hilfsgütern in andere Ebola-Länder 
einzurichten. Andere Länder wie Uganda und die Demokratische 
Republik Kongo haben jahrzehntelange Erfahrungen mit Ebola, die 
in Westafrika noch besser genutzt werden könnten. Ebola ist ein hä-
morrhagisches Fieber. Andere solcher infektiösen Fiebererkrankun-
gen, die ebenfalls mit Blutungen einhergehen, etwa Gelbfieber oder 
Lassafieber, sind in Westafrika lange bekannt. Nicht zuletzt deshalb 
ist es wichtig, mit traditionellen HeilerInnen zusammenzuarbeiten. 
So können Verhaltensweisen, die sich im Umgang mit hämorrha-
gischen Fiebererkrankungen bewährt haben, wie die Isolation der 
Erkrankten außerhalb des Dorfes und die Pflege nur durch geheilte 
und dadurch immunisierte Personen, einbezogen werden.
Die Ebola-Krise zeigt, dass Ursache und Wirkung stets in wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Zusammenhängen zu sehen 
sind. Neben akuten Hilfsmaßnahmen gehört die Beseitigung struk-
tureller Missstände auf die Agenda. Die Länder benötigen einen 
stabilen Staat, der das Vertrauen der Bevölkerung genießt, mit einer 
Demokratie von unten, die mehr beinhaltet als nur faire Wahlen. 
Es braucht eine ausreichende Versorgung mit öffentlichen Gütern, 
eine bezahlbare Gesundheitsversorgung, sauberes Wasser, Strom, 
Bildung. Die Region benötigt ein Wirtschaftswachstum, das bei der 
Bevölkerung ankommt und nicht nur bei einer kleinen Elite.
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Markus Euskirchen

Währung ohne Zentralbank
Das Onlinegeld Bitcoin untergräbt die Vorherrschaft des US-Dollar

Schnell, sicher anonym – der Bitcoin ist die derzeit populärste 
Kryptowährung. Sein Siegeszug untergräbt die Autorität gro-
ßer Notenbanken und rüttelt am Dollar als Weltleitwährung.
Eine Kryptowährung ist eine digitale Währung, die auf Verschlüs-
selungstechnik basiert. Den Anstoß zu ihrer Entwicklung gab das 
Unbehagen gegenüber herkömmlichen Geldtypen. Bei Kryptowäh-
rungen garantiert nicht ein Staat und in letzter Instanz dessen Ge-
waltapparat das Vertrauen in die Stabilität des Geldes, sondern 
mathematische Gesetze, die in der Kryptographie zum Einsatz 
kommen. Der Bitcoin-Algorithmus wurde im Jahr 2009 in einer 
wissenschaftlichen Publikation veröffentlicht, seine Architektur 
und die Quellcodes der wichtigsten Clients (Wallets: Geldbeutel-
Programme) sind Open Source. Der Bitcoin verbindet minimale 
Transaktionskosten, die bei jeder Transaktion, also jedem Kauf oder 
Verkauf entstehen, mit maximaler Sicherheit und Geschwindigkeit. 
Transaktionen sind pseudonym, mit technischem Aufwand lassen 
sie sich anonymisieren. Damit erweisen sich Bitcoin-Transaktionen 
und -vermögen als schwer bis gar nicht besteuerbar und als neuer 
«Goldstandard» auf diversen grauen und schwarzen Märkten im so-
genannten Darknet, den anonymisierten, «versteckten» Seiten des 
Internet. Es gibt Online-Börsen, in denen Kryptowährungen und 
«richtige» Währungen getauscht werden können. Mehr und mehr 

meist kleinere DienstleisterInnen, HändlerInnen und ProduzentIn-
nen bieten ihre Waren gegen Bitcoin an.
Für Bitcoin gilt eine begrenzte Geldmenge, jeder einzelne Bitcoin 
ist beliebig oft teilbar. Bis zum Erreichen der Gesamtgeldmenge 
werden frisch «geschürfte» Bitcoins nach dem Zufallsprinzip aus-
geschüttet an die Betreiber der Rechner («Miner»), die Bitcoin-
transaktionen zu Prüfungszwecken gegenrechnen und damit deren 
Korrektheit absichern. So kommt das Bitcoinsystem ohne eine Zen-
tralbank aus und unterscheidet sich damit grundsätzlich von den 
klassischen Währungen. Ein praktisches Problem besteht derzeit 
in der hohen Volatilität des Bitcoinkurses, das heißt in seinem stark 
schwankenden Preis in den gängigen Währungen. Die Spekulati-
onsrate (das Verhältnis zwischen dem Gesamtumfang von Bitcoin-
transaktionen und dem Gesamtumfang von Spekulationsgeschäf-
ten zwischen Bitcoin und US-Dollar) ist über die Jahre trotzdem 
stabil geblieben. Derzeit liegt der Kurs bei 350 US-Dollar pro Bitcoin. 
Konservative Berechnungen gehen von einem fünfstelligen Bitcoin-
kurs (in US-Dollar) in einigen Jahren aus, wenn ca. 40 Prozent des 
Welthandels in Bitcoin abgewickelt werden würden. Die Voraus-
setzungen für eine weitere Verbreitung oder gar die Durchsetzung 
des Bitcoin sind bei Finanztransaktionen gegeben, die über das In-
ternet abgewickelt werden. Er ist die angemessene Geldform der 
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fortschreitenden digitalen Durchdringung aller Lebensbereiche, bil-
liger als alle bisherigen Bezahlformen, fast anonym und schnell. Das 
Kapital ist gespalten, bestimmten Fraktionen verschafft Kryptogeld 
Vorteile, andere werden überflüssig. Einzelkapitale verschaffen sich 
derzeit Extraprofite, indem sie Bitcoin unterstützen, etwa die Fidor-
Bank. Auch die Staaten verhalten sich uneinheitlich: In Deutschland 
ist der Bitcoin über das Steuerrecht anerkannt und wird wie Gold 
behandelt. In China wird er nach anfänglichen Liberalisierungs-
tendenzen jetzt wieder eher wegreguliert, wahrscheinlich weil der 
Bitcoin für staatsinterventionistische bzw. regulatorisch orientierte 
Politikansätze eine Provokation, wenn nicht eine Gefahr darstellt.
Derzeit kontrollieren Staaten oder Staatenbündnisse mit starker 
Währung (Euro) oder mit einer Währung, die de facto Weltleitwäh-
rungscharakter (US-Dollar) hat, die globalen Ressourcenflüsse. Die 
wechselnden Führungen der USA können Leistungsbilanz- und 
Haushaltsdefizite bewältigen, indem sie Staatsanleihen verausga-
ben und neues Geld schöpfen. Das Ganze funktioniert, weil ihre 
nationale Währung gleichzeitig Weltleitwährung ist, weil diese 
Weltleitwährungsrolle durch die erdrückende US-Militärübermacht 
abgesichert ist und weil die Nachfrage nach US-Dollars auch bei 
wachsender Geldmenge gesichert ist, solange die Weltwirtschaft 
entsprechend wächst. In dieser Situation bietet sich der Bitcoin für 
imperialismuskritische Ansätze als Instrument an, das nicht darauf 
setzt, die «eigene» Währung gegen den Dollar durchzusetzen oder 
auch nur daneben «konkurrenzfähig» zu machen: Aufgrund seiner 
Zentralbanklosigkeit würde eine zunehmende Verbreitung des Bit-
coins klassische Geld- bzw. Inflationspolitik als Grundlage von geld-
politischem Imperialismus zerrütten oder sogar verunmöglichen. 
So wie das Tauschprotokoll Torrent die Ära der Kontrolle der Mu-
sik- und Filmindustrie über die Distribution der Produkte von Kultur-
schaffenden beendet hat, könnte das dezentrale Bitcoinprotokoll 
die Vorherrschaft der mächtigen Zentralbanken auflösen.
Akteure der Verbreitung zentralbankfreier Kryptowährungen wie 
des Bitcoins sind zunächst die online konsumierenden Subjekte, 
die kommerziellen Bitcoindienstleister und jene Internetkonzerne 
der zweiten Reihe, die das Potenzial erkannt haben und sich die 
zu erwartenden Extraprofite der Übergangszeit sichern wollen. 
Die großen Internetkonzerne (wie Ebay, Amazon) diskutieren die 
Einführung noch. Staaten ohne machtverheißende eigene Zentral-
bankwährung, denen die US-Regierung über ihre Geldpolitik die 
Bedingungen des Handels diktieren kann (etwa Venezuela), bietet 
der Bitcoin eine Perspektive, sich der Umklammerung durch die 
Geldpolitik der US-Regierung zu entziehen. Sollte das Handeln die-
ser Akteure zusammenwirken und ein nennenswerter Anteil des 
Welthandels in Bitcoin abgewickelt werden, wäre der globalen US-
Hegemonie ihre finanzielle (Dollarpolitik) und materielle (Militär-
dominanz) Basis genommen. Der Bitcoin kann einen Beitrag dazu 
leisten, die Weltfinanzen demokratisch zu transformieren und die 
ungerechte Verteilung des Reichtums zu beenden. Er bildet aber 
keine anti- oder transkapitalistische Keimform, ist und bleibt ein 
Moment kapitalistischen Wirtschaftens. Die utopische Fragestel-
lung lautet: Wie lässt sich eine Evolution von Kryptowährungen in 
Gang setzen, in der sie ihre Geldform ablegen und zum rationalen 
Planungsinstrument für den Abgleich von Bedürfnissen mit Res-
sourcen, Produktions- und Verteilungsmöglichkeiten werden?
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den an Staatsanleihen in Schieflage, frisches Geld wäre nur noch 
gegen exorbitant hohe Zinsen zu bekommen. Allerdings würde in 
diesem Falle die japanische Zentralbank Staatsanleihen weiter und 
vermehrt aufkaufen, damit deren Kurssturz und die Zahlungsunfä-
higkeit von Banken und Staat verhindern. Gleichwohl muss Japan 
bei demografisch bedingt wachsenden Ausgaben für Renten und 
Gesundheit das Steueraufkommen steigern, also Steuern erhö-
hen. Damit es für private Unternehmen attraktiv wird, in Japan zu 
investieren, sollen medizinische Versorgung, Arbeitsrecht, Land-
wirtschaft und Rüstung dereguliert werden. Bei sinkenden Unter-
nehmenssteuern bleibt kein anderer Weg, als die Konsum- und Ein-
kommensteuern zu erhöhen. Das eigentliche Problem besteht aber 
in der Frage, worin der Staat investiert, wer davon profitiert und wer 
die Kosten trägt. Im Jahr 2009 war die Demokratische Partei Japans 
mit dem Motto «Weg vom Beton, hin zu den Menschen» im Wahl-
kampf gegen die konservativen Liberaldemokraten angetreten. Die 
amtierende Regierung nimmt diesen Paradigmenwechsel wieder 
zurück: Ob es die Ausrichtung der Olympischen Sommerspiele in 
Tokio 2020, die Errichtung einer Magnet-Hochgeschwindigkeits-
zugstrecke von Tokio nach Nagoya oder das Wiederanfahren, der 
Neubau und Export von Kernkraftwerken sind – allen ist gemein-
sam, dass es sich um zentralistische und teure Megaprojekte 
handelt. Davon profitieren vor allem die Großunternehmen in der 
Schwer-, Bau- und Finanzindustrie. Japan wird wieder zubetoniert – 
anstatt öffentliche Infrastrukturen behutsam umzubauen, das Ver-
kehrs- und Energiesystem zu dezentralisieren, lokal-regionale Initia
tiven zu fördern und in Bildung für eine nachhaltige Lebensweise 
zu investieren. Überraschend ist, dass der Widerstand dagegen in 
Japan zersplittert, unstetig und schwach bleibt.
Welche Alternativen gibt es? Der Ökonom Kazuo Mizuno sieht 
einen ersten Schritt in der Hinwendung zu einer Wirtschaft, die 
primär den nachhaltigen Ersatz der tatsächlich nachgefragten 
Produktionskapazitäten zum Ziel hat. Mit einer schrumpfenden Be-
völkerung, an Null grenzenden Zinsen, stabilen Preisen und kaum 
wachsender Wirtschaft hätte Japan sogar einen strategischen Vor-
teil beim Übergang zu solch einer Wirtschaft. Allerdings seien dafür 
mindestens drei zentrale politische Korrekturen notwendig: Erstens 
dürfen die Staatsausgaben nicht mehr höher ausfallen als die Steu-
ereinnahmen. Sie müssen zudem durch eine stärkere Belastung der 
Unternehmensgewinne und Kapitaleinkommen gesteigert werden.  
Zweitens müssen der Ausweitung niedrig bezahlter, unregelmäßi-
ger Beschäftigung ein Riegel vorgeschoben und die Arbeitszeiten 
allgemein verkürzt werden. Und drittens sind Verbrauch und Pro-
duktion von Energie und Rohstoffen so umzugestalten, dass die 
regenerative Nutzung einheimischer Ressourcen teure Importe er-
setzt. Andernfalls ist es nur eine Frage der Zeit, bis der nächste Zy-
klus von Aufblähung und Implosion der Kapitalmärkte, staatlicher 
Überschuldung und Verschärfung sozialer Unterschiede seinen de-
struktiven Lauf nimmt.
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Seit gut zwei Jahren regieren die konservativen Liberaldemo-
kraten in Japan mit absoluter Mehrheit. Sind sie im Kampf ge-
gen die Krise besser als die Regierungen Europas?
Ökonomen wie Nobelpreisträger Paul Krugman, die nicht dem 
angebotsorientierten Mainstream anhängen, bewerten die Wirt-
schaftspolitik der japanischen Regierung als positiven Gegenent-
wurf zu Westeuropa. Dort werde fälschlicherweise davon ausge-
gangen, dass allein expansive Geldpolitik und die Kürzung von 
Staatsausgaben eine Wirtschaft vor Deflation bewahren oder sie 
aus einer deflationären Krise herausführen könne. Einzig zentral-
staatlichem Handeln sei zu verdanken, dass Japan – im Unterschied 
zum heutigen Griechenland oder den USA zum Beginn der 1930er 

Jahre – nicht in eine tiefe Rezession geraten und sein Bruttosozial-
produkt (BSP) bis heute nicht unter das Niveau von 1989/90 gefal-
len ist, so etwa der Ökonom Richard Koo.
Tatsächlich ist der Staat anstelle des privaten Unternehmenssektors 
als Kreditnehmer und Investor eingesprungen: Er hat sich von 1990 
bis heute mit etwa 900 Billionen Yen (rund sieben Billionen Euro) 
neu verschuldet. Das entspricht einer jährlichen Neuverschuldung 
über die Steuereinnahmen hinaus von fast 300 Milliarden Euro 
oder etwa acht Prozent des BSP. Mit dem Verkauf von Staatsan-
leihen an die Finanzindustrie wurden die Ersparnisse der privaten 
Haushalte und Unternehmen dem Wirtschaftskreislauf zugeführt. 
Die Regierung verbindet expansive Geldpolitik, staatliche Investi-
tionsprogramme und Deregulierung, um das entscheidende Pro-
blem fehlender Kreditnachfrage und Investitionsbereitschaft bei 
den privaten Unternehmen anzugehen. Indem Japans Zentralbank 
ankündigte, die Geldmenge noch weiter auszuweiten, sollten zu-
nächst Inflationserwartungen geweckt, Konsum und Investitionen 
angeregt werden. Damit wurde der Yen abgewertet und Japans Ak-
tienmarkt für ausländische Investoren attraktiv gemacht. Trotz der 
Abwertung kann Japans Wirtschaft sich aber nicht – wie Deutsch-
land – «aus der Krise heraus» exportieren. Viele Exportunterneh-
men haben an Konkurrenzkraft eingebüßt und ihre Produktion in 
die ausländischen Wachstumsmärkte verlegt. Produzierten Japans 
Automobilhersteller im Jahr 1990 vier Fünftel ihres gesamten Volu-
mens im Inland, so waren es 20 Jahre später nur noch 40 Prozent. 
Deshalb muss der Zentralstaat nach wie vor als Kreditnehmer und 
Investor auftreten.
Bei einer akkumulierten Brutto-Staatsschuld von inzwischen 250 
Prozent des Bruttosozialproduktes könnte das Vertrauen in die Re-
finanzierungskraft des japanischen Staates aber jederzeit schwin-
den. Der Preis japanischer Staatsanleihen könnte implodieren. Die 
Finanzinstitute des Landes gerieten dann mit ihren riesigen Bestän-
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Mehr Geld, weniger Regeln: NiPPons Krisenpolitik gilt als Modell – zu Unrecht

«Viele Exportfirmen haben an 

Konkurrenzkraft eingebüßt und 

produzieren längst im Ausland.»

http://www.rosalux.de/event/49012


29

Thomas Klein

Sozialismus mal anders
Vor 25 Jahren: Die Vereinigte Linke will Freiheit und Demokratie in der DDR

tie erreicht werden, nicht durch einen von «SED-ReformerInnen» 
initiierten Modernisierungsprozess «von oben».
Als der Aufruf im September 1989 entworfen wurde, galt es, ins-
besondere die an ihm beteiligten SED-Mitglieder vor Verfolgung zu 
schützen. Deshalb wurde der Ort des konspirativen Treffens fälsch-
lich als «Böhlen» legendiert. Verbreitung fand der Aufruf im Oktober 
über die Infrastruktur der politisch-alternativen Gruppierungen der 
Opposition. Der «Böhlener Appell» selbst benannte das Ausmaß 
der von der SED zu verantwortenden nachhaltigen Diskreditierung 
der sozialistischen Idee in der Bevölkerung als Resultat jahrzehnte-
langer Herrschaftserfahrung durchaus realistisch. Insofern nährte 
er trotz seiner entschiedenen Parteinahme für eine sozialistische 
Alternative für die DDR keinen wirklichkeitsfernen Optimismus hin-
sichtlich des Erfolgs der Plattform. Trotz der zunächst erheblichen 
Resonanz des Appells sah sich die Initiative für eine Vereinigte Linke 
im Spektrum der neuen politischen Vereinigungen des Herbstes 
und der demokratischen Herbstrevolution in der DDR rasch isoliert. 
Ihre Ablehnung des neuen Modrowschen Mottos «Deutschland ei-
nig Vaterland» und ihre Weigerung, sich in diesem Kontext mit den 
anderen Bürgerbewegungen in seine «Regierung der nationalen 
Verantwortung» einwickeln zu lassen, verstärkten diese Isolation.
Rückblickend kann man festhalten, dass die Charakterisierung der 
SED-Herrschaftsverhältnisse in der DDR im «Böhlener Appell» auch 
heute noch gültig ist, und auch die Warnungen der Initiative für eine 
Vereinigte Linke vor den Folgen eines Anschlusses der DDR an den 

Die Initiative für eine Vereinigte Linke (VL) strebte im Herbst 
1989 eine revolutionierte eigenständige DDR an. Sie wollte ei-
nen «Sozialismus der Freiheit und Demokratie» gegen den von 
der SED zu verantwortenden Scheinsozialismus erkämpfen.
Die InitiatorInnen traten als Programmgruppe auf, die explizit auf den 
demokratischen Sozialismus orientierte. Mit dem als «Böhlener Platt-
form» bekannt gewordenen Aufruf formulierten sie eine Kampfan-
sage an den in der DDR herrschenden Politbürokratismus. Ihre Pro-
tagonistInnen kamen aus der zweiten und dritten Generation linker 
antistalinistischer Opposition in der DDR. Sie waren vor allem von 
den Erfahrungen des Prager Frühlings 1968 sowie den Verhältnis-
sen parteidiktatorischer Herrschaft unter Erich Honecker geprägt. In 
dieser nominalsozialistischen Despotie wurden die VerfechterInnen 
der politischen Alternative eines Sozialismus der Freiheit und Demo-
kratie folgerichtig als Staatsfeinde betrachtet und auch so behandelt.
Die VerfasserInnen des «Böhlener Appells für einen demokrati-
schen Sozialismus» waren Akteure der linken Strömung innerhalb 
der unabhängigen blockübergreifenden Friedens- und Menschen-
rechtsbewegung während der 1980er Jahre in der DDR sowie der 
linken Opposition innerhalb und außerhalb der SED. Aus ihrer Sicht 
war das in der DDR installierte politische und ökonomische System 
antiemanzipatorisch, dirigistisch, antilibertär und repressiv – also 
letztlich antikommunistisch. Die Überwindung solcher Verhältnisse 
stalinistischer und poststalinistischer Diktatur konnte – so die Über-
zeugung der VerfasserInnen – nur durch den Sturz der Politbürokra-

Berliner Kurfürstendamm, 9. Dezember 1989: DemonstrantInnen wenden sich gegen die Einverleibung der DDR durch die BRD. Foto: ND-Archiv/Fieguth



Westen haben sich bewahrheitet. Trotzdem war diese linke Bürgerbe-
wegung nicht imstande, eine überzeugende Alternative gegenüber 
den «Wendehälsen» in der SED/PDS und den neuen politischen Ver-
einigungen zu formulieren. Recht zu haben oder zu behalten, ist noch 
kein Verdienst. Es birgt sogar die Gefahr, das eigene Versagen zu rela-
tivieren. Dabei war die VL ein äußerst heterogener Zusammenschluss 
linkslibertärer, marxistischer, anarchistischer, trotzkistischer und ju-
gendautonomer Akteure, die sich vorwiegend auf der Basis ihrer anti-
stalinistischen und basisdemokratischen Grundübereinstimmungen 
verständigten. Sie sah sich keineswegs selbst schon als «Vereinigte 
Linke», sondern (wie der Name schon sagt) als Initiative für deren 
Bildung. Mit diesem Versuch ist sie gescheitert – insbesondere in ih-
ren Anstrengungen, die linke Minderheit in der SED/PDS jenseits des 
reformierten alten Parteizusammenhangs zu emanzipieren.
Eine organisierte Linke in der DDR stand 1989 erst am Anfang und 
war durch jahrzehntelange Verfolgung durch die SED gezeichnet. 
Ihre logistisch-organisatorische und materielle Schwäche, ihre Un-
erfahrenheit und das Tempo der politischen Entwicklungen 1989/90 
ließen ihr kaum eine Chance. Dies darf aber nicht über ihr eigenes 
Versagen hinwegtäuschen: Für das politische Agieren der VL war 
sie vor allem selbst verantwortlich. Dieses Scheitern kann sie nicht 
ihren Gegnern anlasten.
1989/90 war die Westlinke am Ende, und die Ostlinke stand an ih-
rem Neubeginn. Dieser Beginn ist ebenso gescheitert wie das Pro-
jekt einer vereinigten gesamtdeutschen Linken – auch wenn heute 
diese Einheit in Gestalt der Partei DIE LINKE für viele als solche gelten 
mag. Und die «radikale Linke» hat sich nach 1990 vorwiegend bla-
miert. Ich beschränke mich hier auf den Hinweis, dass im Gefolge des 
nachvollziehbaren Ekels gerade junger Linksradikaler angesichts der 
demagogischen Mainstream-Feierrituale von Mauerfall und Wieder-
vereinigung die DDR als Identifikationsfläche erneut an Attraktivität 
gewinnt. Weil die Abrechnung mit der DDR im bürgerlichen Feuil-
leton so offensichtlich für die Legitimation heute herrschender Ver-
hältnisse herhält, tappen viele «Linksradikale» in die Falle des «Der 
Feind meines Feindes muss mein Freund gewesen sein». Doch eine 
solche Linke ist nicht radikal, weil sie nicht mehr nach den Wurzeln 
und der Natur des politbürokratischen Systems der DDR fragt. Wer 
so handelt, geht fragwürdige Allianzen mit philostalinistischen Ver-
teidigerInnen des DDR-Systems ein, zu denen auch VertreterInnen 
ihrer alten Nomenklatura gehören. Diese obskure philostalinistische 
Allianz hat der bürgerlichen Ideologieproduktion und dem zeitge-
nössischen Antikommunismus so gut wie nichts entgegenzusetzen. 
Und dies in Zeiten, wo die Primitivität des staatlich verordneten pro-
pagandistischen Antikommunismus zuweilen die des «klassischen 
Antikommunismus» der 1950er Jahre übertrifft.

Thomas Klein war Gründungsmitglied der Vereinigten Linken und 
gehört der Historischen Kommission der Partei DIE LINKE an. Der Bei-
trag erschien zuerst im «Neuen Deutschland» vom 4. November 2014

Mehr zum Themawww.rosalux.de/ documentation/ 52012
«unruhige  
Seele»
Künstlerin Palmstierna-Weiss  
über Schriftsteller Peter Weiss

Gunilla Palmstierna-Weiss ist freie Szenografin in Stock-
holm. Bis 1982 war sie mit dem Dramatiker Peter Weiss ver-
heiratet. Anfang November besuchte sie Deutschland.

Wie wehren Sie sich als Frau und Künstlerin dagegen, in den 
Schatten Ihres Ehemanns Peter Weiss gestellt zu werden?
Palmstierna-Weiss: Im Schatten von Peter habe ich mich nie ge-
fühlt. Heute werde ich häufig als seine Witwe vorgestellt, aber 
das passiert mir nur in Deutschland. Ich sage dann immer, ich 
bin keine Berufswitwe, ich bin berufstätig, und Witwe ist kein 
Beruf. In Schweden würde so etwas nicht vorkommen. Eine 
Frau neben einem Mann wird in Schweden anders wahrgenom-
men. Das Land ist demokratisch, und die Emanzipation spielt 
viel länger eine Rolle als in Deutschland.
Was hat Sie an Peter Weiss fasziniert?
Palmstierna-Weiss: Ich bin nicht die Einzige, die von Peter sehr 
fasziniert war. Ich kenne auch seine erste und zweite Frau, wir 
sind alle befreundet. Er war ein sehr schöner Mann, mit Aus-
strahlung. Das war aber nicht das Wichtigste. Als ich ihn damals 
in Schweden traf, war Schweden nationalistisch-eng. Ich hatte 
jedoch einen völlig anderen Hintergrund. Wir konnten über Sa-
chen reden, die zu dieser Zeit in Schweden keine Themen wa-
ren, zum Beispiel über Surrealismus und Psychoanalyse. Wir 
haben von Anfang an eine intellektuelle Diskussion gehabt, und 
wir lebten in einem hervorragenden, konstruktiven, intellektuel-
len Kreis. Ich schreibe über diesen Kreis, der für Peter eine sehr 
große Bedeutung hatte.
Wie haben Sie Ihren Besuch jüngst in Rostock empfunden?
Palmstierna-Weiss: Die Stadt Rostock und das Volkstheater Ros-
tock haben für Peter eine wichtige Rolle gespielt. Aber es exis-
tierte nicht nur Rostock, es existierten auch Berlin, Stockholm 
und andere Städte. Er hatte viele Träume. Aber er hat sie auch 
immer wieder aufgegeben. Die Menschen in Rostock haben viel-
leicht manchmal geglaubt, ihre Stadt sei die einzige, die Peter in-
teressiert. Aber nein, Peter war eine unruhige Seele. Und letztlich 
ist Peter immer wieder nach Schweden zurückgegangen.
Wurde Peter Weiss zu einseitig interpretiert – nur als politisch 
engagierter Schriftsteller?
Palmstierna-Weiss: Ja, und ich finde das völlig unsinnig. Die 
ersten Bücher von Peter sind sehr poetisch. Wenn man die «Äs-
thetik des Widerstands» laut liest, hört man, dass die Sätze wie 

musikalische Kompositionen sind. 
Viele Sachen sind surrealistisch. Er 
war nicht nur politisch. Peter war 
als Künstler, Filmemacher und Au-
tor, ein Poet im besten Sinne. Das 
macht seine sämtlichen Werke so 
spannend.

Fragen: Ulrike Hempel

Gunilla Palmstierna-Weiss

Stürmischer Herbst Schlaglichter auf den politischen Um-
bruch in der DDR warf eine Veranstaltungsreihe in Berlin. Neben Vor-
trägen und Gesprächsrundenen unter anderem mit dem Schriftsteller 
Christoph Hein gab es Film- und Theateraufführungen sowie eine Aus-
stellung mit Bild- und Tondokumenten der Wendezeit. Den Abschluss 
bildete die Konferenz «Wir brechen unwiderruflich mit dem Stalinis-
mus als System». Mehr unter www.rosalux.de/index.php?id=24265.
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Steffen Kühne

Nachhaltige Eindrücke
degrowth-kongress in leipzig sucht Auswege aus dem wachstumsdilemma 

zu diskutieren. Die Stiftung war Partnerin dieses Experiments und 
beteiligt an rund 20 Veranstaltungen. Sie bemühte sich, unterstützt 
durch Gäste aus Lateinamerika und Vietnam, insbesondere um femi-
nistische und Nord-Süd-Perspektiven auf das Thema sowie darum, 
Zusammenhänge zwischen zerstörerischem Wachstumszwang und 
Kapitalismus herauszuarbeiten.
Die erstaunliche Resonanz auf die Konferenz, die solidarische At-
mosphäre und die vielfältigen inhaltlichen Eindrücke der Tage hin-
terließen bei den meisten Beteiligten nachhaltigen Eindruck. Für 
Linke gibt es einfachere Themen, denn bezogen auf Wachstum be-
steht Einigkeit eigentlich nur darin, dass die derzeitige Art des Wirt-
schaftens dringender Veränderungen bedarf, sollen Mensch und 
Umwelt nicht früher oder später unter die Räder geraten. Egal, wie 
groß die Skepsis bei manchen sein mag, die Wachstumskritik wird 
der politischen Diskussion noch einige Zeit erhalten bleiben – und 
das ist gut so. Durch ihre Präsenz in der öffentlichen Debatte sind 
neue Möglichkeiten für grundsätzliche Gesellschaftskritik und die 
Suche nach Alternativen entstanden. Für manche, die sonst kaum 
Berührungspunkte mit Diskussionen über sozial-ökologische Trans-
formationen und ein «gutes Leben für alle» haben, ist das womög-
lich der Beginn einer großen Liebe.

www.rosalux.de/documentation/51180 
www.rosalux.de/publication/40728

Steffen Kühne ist Referent für Nachhaltigkeit und  
sozial-ökologischen umbau in der Rosa-Luxemburg-Stiftung

Wachstum bewegt: Schlüssel für Wohlstand und «Entwick-
lung» für die einen, Ursache für die verschiedenen Krisen unse-
rer Zeit für die anderen.
Für die Befürworter wird die fortwährende Steigerung des Brut-
toinlandsprodukts zur Grundlage aller Politik – auch in der Linken. 
Die Gegner sehen in dieser Jagd nach dem ständigen Mehr einen 
maßgeblichen Grund für fortwährende Umweltzerstörung und so-
ziale Ungleichheit. Unter denen, die unendliches Wachstum in einer 
endlichen Welt als überaus bedrohlich empfinden, gibt es manche, 
die nicht nur andere Wachstumspfade oder gebremstes Wachstum 
fordern, sondern bewusst Perspektiven eines gemeinsam gestalte-
ten Rückgangs («Degrowth») diskutieren.
Die internationale Degrowth-Konferenz für ökologische Nachhaltig-
keit und soziale Gerechtigkeit brachte Anfang September in Leipzig 
vor allem jene zusammen, die derzeit als «unpolitische Generation» 
durch das Feuilleton gezerrt werden. Unter den etwa 3.000 Teilneh-
menden der 500 Veranstaltungen waren überwiegend junge Men-
schen. «Degrowth», eine Wortschöpfung, die am ehesten mit «dem 
Wachstum entwachsen» übersetzt werden kann, ist derzeit für viele 
von ihnen ein Bezugspunkt. Er verbindet ihre eigene Praxis vor Ort 
mit einer darüber hinausreichenden Kritik und dem Anspruch auf ge-
sellschaftliche Veränderung (siehe RosaLux 2-2014). Der Kongress 
hatte nicht versprochen, alle im Raum stehenden Fragen zu beant-
worten. Doch er brachte verschiedenste theoretische und praktische 
Stränge in Wissenschaft, Bewegung und Kunst zusammen, um sie 

Eine Demonstration zieht zum Abschluss des Degrowth-Kongresses durch die Leipziger Innenstadt. Foto: Wikimedia Commons/danyonited (CC BY-SA 3.0)

Bundesweit

http://www.rosalux.de/documentation/51180
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Fluchtursachen, Antragszahlen, Gesetzeslagen und Zuständigkeiten. 
Es ist zudem ein Forum, um gemeinsam lokal wirksame Argumenta-
tionsstrategien zu erarbeiten und lokalpolitische Akteure mit Selbst-
organisationen von Asylsuchenden und antirassistischen Initiativen 
zu vernetzen. An den Tagesworkshops nahmen neben Mandatsträ-
gerInnen von Linkspartei, SPD, Grünen und Freien Wählern auch Ver-
waltungsmitarbeiterInnen, (ehemalige) Asylsuchende und verschie-
dene Unterstützungsspektren teil. Das Buch Crashkurs Kommune 9 
«Realität Einwanderung» sowie eine Broschüre «Refugees welcome» 

In weit mehr als 100 Orten in der Bundesrepublik gibt es Aus-
einandersetzungen um die Unterbringung von Asylsuchenden. 
Wie kann eine kommunale Willkommenskultur aussehen?
Durch die wieder steigenden Zahlen von Flüchtlingen sind die Un-
terbringungsfrage wie auch andere Alltagsprobleme wie Verpfle-
gung, medizinische und psychosoziale Versorgung wieder in den 
Fokus der Öffentlichkeit gerückt. Nicht zuletzt die erstarkende 
Selbstorganisation von Asylsuchenden in vielen Teilen des Landes 
wie «Lampedusa in Hamburg» hat dazu beigetragen, dass asylpoli-
tische Fragen unter humanitären wie politischen Vorzeichen disku-
tiert werden. Ausgehend von den Debatten des Gesprächskreises 
Migration der Stiftung und angesichts der elf Kommunalwahlen im 
Jahr 2014 entstand die Idee, linke MandatsträgerInnen und andere 
lokalpolitisch Engagierte zu den Themen Flucht und Asyl sowie zur 
Willkommenskultur weiterzubilden und sie effektiver als bisher mit 
Selbstorganisationen von Asylsuchenden und Geduldeten sowie 
lokalen antirassistischen Initiativen zu vernetzen. Allzu oft werden 
auch gesellschaftliche und Partei-Linke von den Zuweisungen von 
Asylsuchenden überrascht, weil Politik und Bevölkerung durch die 
Verwaltungen oft sehr spät informiert werden. Die Kommunikation 
wird vor allem dort zum Problem, wo Vorbehalte der Bevölkerung 
durch populistische und neonazistische Akteure kanalisiert und zu-
gespitzt werden. Linke politische Akteure müssen sich Kenntnisse 
und Argumentationsstrategien oft erst aneignen.
Vor diesem Hintergrund haben Stiftung und Landesstiftungen ge-
meinsam mit den linken kommunalpolitischen Foren und anderen 
PartnerInnen bisher elf Tagesworkshops unter dem Titel «Refugees 
Welcome» angeboten. Das Bildungsangebot vermittelt Inhalte zu 

Katharina Weise/Koray Yılmaz-Günay

Argumente pro Asyl
Workshops vermitteln Willkommenskultur für Flüchtlinge in Kommunen

Ein Interview mit der Teamerin der Reihe, Inva Kuhn, findet sich 
im antifaschistisch-antirassistischen Stiftungs-Weblog «Antifra». 
Mehr unter http://gleft.de/Lf.

Flüchtlinge und UnterstützerInnen am 1. Mai im «Refugee Welcome Center» in Hamburg. Tags darauf räumt die Polizei den Ort. Foto: Rasande Tyskar/Flickr (CC BY-NC 2.0)

aus der Reihe Luxemburg Argumente (siehe Linkhinweise) waren be-
reits in der Erstellung so konzipiert worden, dass sie als Bildungsma-
terial in den Workshops einsetzbar waren. Die gelungene Verbindung 
unterschiedlicher Formate sowie die inhaltlichen und methodischen 
Erfahrungen finden Eingang in neues Weiterbildungsmaterial für In-
teressierte am Themenfeld. Sie können auf dieser Basis nach dem 
Ende der Veranstaltungsreihe im Frühjahr eigene Angebote machen.

www.rosalux.de/publication/40847 
www.rosalux.de/publication/40329

Katharina Weise ist Referentin für kommunalpolitische Bildung  
in der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Koray Yılmaz-Günay ist Referent 
für Migration in der Rosa-Luxemburg-Stiftung

http://antifra.blog.rosalux.de/refugees-welcome-asyl-flucht-und-willkommenskultur-in-der-kommune/
http://www.rosalux.de/publication/40847
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Andreas Merkens

Hoffnung auf Veränderung
Mit Hamburger Landesstiftung auf Bildungsreisen nach Istanbul und Athen

Verteilung und gesellschaftlichen Teilhabe praktiziert werden. Da-
bei geht es sowohl um die Verteidigung elementarer gesellschaft-
licher Reproduktionsmöglichkeiten (Ernährung, Wohnraum, me-
dizinische Versorgung) als auch um die Suche nach Alternativen 
zu einer auf Konkurrenz, Gewinn und Ausgrenzung orientierten 
Wirtschaftsweise. So konnten wir in einem selbstorganisierten Ge-
sundheitszentrum die beeindruckende Professionalität erleben, mit 
der die medizinische Grundversorgung für die vielen BürgerInnen 
gesichert wird, die im Zuge der Sparprogramme ohne Krankenversi-
cherung ihr Überleben realisieren müssen. Gleichzeitig lernten wir, 
dass neue Formen der Mitsprache und Beteiligung das klassische, 
auf Entmündigung basierende «Arzt-Patient-Verhältnis» in Frage 
stellen. Aus der Krise heraus solidarisch und gemeinsam etwas 
grundlegend Neues zu versuchen, war auch der Anstoß für weitere 
Projekte die wir kennengelernt haben: ein genossenschaftliches 

Zeitungsprojekt, eine Nachbarschaftinitia-
tive, ein selbstorganisiertes Theater und ein 
alternatives Marktprojekt, das es den Bäu-
erinnen und Bauern ermöglicht, ihre Ware 
ohne ZwischenhändlerInnen zu verkaufen. 
Beim Besuch im griechischen Parlament und 
im Gespräch mit einer Gruppe von Syriza-Par-
lamentarierInnen wurde deutlich, dass auch 
die in den Umfragen mittlerweile stärkste Par-
tei Griechenlands auf das Netzwerk der Initi-
ativen setzt. Die bei Neuwahlen im Frühjahr 
2015 angestrebte Regierungsübernahme, 
das betonten unsere GesprächspartnerInnen 
mit Nachdruck, müsse in einen politischen 
und ökonomischen Transformationsprozess 
überführt werden, der nur in Kooperation mit 

den diversen Initiativen zu realisieren ist.
Anders die Stimmung bei vielen AktivistInnen, die wir im Laufe der 
Woche trafen. Bei ihnen waren eher Zweifel zu hören, ob ein von Sy-
riza geführtes Regierungsbündnis eine grundlegende Kehrtwende 
bewirken könne. In den Gesprächen war die Skepsis gegenüber 
traditionellen Organisationsformen und Institutionen zu erkennen. 
Denn anders als in der Wahrnehmung der deutschen Linken wird 
Syriza von den Bewegungen in Griechenland bereits als etablierte 
Kraft angesehen. Ungebrochen war jedoch die Hoffnung, aber auch 
der Wille, tatsächliche Veränderungen zu erringen und erreichtes 
auszubauen – mit Syriza, zur Not aber auch gegen Syriza.

Andreas Merkens ist Vorsitzender der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
Hamburg – Forum für Analyse, Kritik und Utopie

In Istanbul herrscht ein Jahr nach den Gezi-Protesten eine Mi-
schung aus Ernüchterung und Entschlossenheit, in Athen suchen 
selbstorganisierte Projekte einen Ausweg aus der Krise. Eindrü-
cke von Bildungsreisen in die Türkei und nach Griechenland.
Erschöpfung und wohl auch Resignation, berichtet uns Begüm, 
das sei ihre Stimmung knapp ein Jahr nach den Istanbuler Gezi-
park-Protesten. Die Euphorie aus dem Juni 2013, als die Parkbeset-
zung zum Ausgangspunkt einer demokratischen, antiautoritären 
und für viele AktivistInnen ungeahnt breiten Bewegung wurde, ist 
der Ernüchterung gewichen. Das verwundert nicht. Die AKP von 
Recep Tayyip Erdoğan, damals Ministerpräsident, heute Präsident 
der Türkei, hat die Istanbuler Kommunalwahlen im März 2014 
deutlich gewonnen, viele Gezi-AktivistInnen der ersten Stunde ha-
ben heute mit Gerichtsverfahren und polizeilicher Repression zu 
kämpfen. Dennoch, die Erfahrung, dass «große» Politik nicht nur 
von «oben» durchgesetzt wird, dass gesell-
schaftlicher Widerstand seinen Ausgangs-
punkt in den lokalen Konflikten zum Beispiel 
im Stadtteil nimmt, dass neue Formen der 
demokratischen Partizipation, der politischen 
und kulturellen Intervention, experimentell 
erprobt und massenhaft angeeignet wer-
den – diese Erfahrungen sind dem kollektiven 
Gedächtnis der Stadt nicht mehr zu nehmen. 
Die Vorträge, Berichte und Rundfahrten, aber 
auch die Gespräche, die im Rahmen unserer 
einwöchigen Istanbul-Bildungsreise zum 
Thema «Stadtentwicklung, Gentrifizierung 
und demokratische Teilhabe in Istanbul» 
stattfanden, bestätigten den Eindruck einer 
Vielzahl neu entstandener Bewegungen. Sei 
es als Stadtteilversammlung, politische Plattform, Solidaritäts-
haus oder -küche, Netzwerk von Initiativen, Parteienbündnis oder 
Hochschulversammlung – sie alle haben ihr Selbstbewusstsein 
aus den Gezi-Protesten gewonnen. Die Art der Organisationsfor-
men ist ebenso vielfältig wie die Themen, die den «Geist von Gezi» 
wie ein Versprechen auf die Zukunft in sich tragen: Ökologische 
und soziale Stadtentwicklung, Recht auf Migration, grundlegende 
demokratische Teilhabe, kulturelle und künstlerische Vielfalt oder 
freie sexuelle Orientierung sind nur einige der Themen. Die Gezi-
Bewegung, so der ermutigende Eindruck unserer Reise, hat trotz 
staatlicher Repression und anhaltender Dominanz der AKP viele 
kleine Ableger gefunden. Sie werden in absehbarer Zeit entlang 
neuer Themen und Anlässe wieder zu einem lautstarken «Protest-
Ereignis» zusammenwachsen.
Die zweite Bildungsreise «Solidarische Ökonomie und politische 
Selbstorganisierung in Zeiten der Krise» führte im September nach 
Athen. Bei Vorträgen, Besichtigungen, Rundfahrten, Stadtteilspa-
ziergängen, Gesprächen und Diskussionen ging es auch hier um 
den unmittelbaren Eindruck vor Ort. Im Schatten der Krise sind 
in Griechenland in den letzten Jahren neue Selbsthilfenetzwerke 
entstanden, in denen solidarische Alternativen der ökonomischen 

Bereits seit 2011 veranstaltet die Hamburger Landesstiftung 
gesetzlich anerkannte Bildungsurlaubsreisen ins europäische Aus-
land. Nächstes Jahr soll es im Mai nach Marseille und Ende Sep-
tember wieder nach Athen gehen. Mehr Informationen gibt es im 
Internet unter www.hamburg.rosalux.de/bildungsreisen.
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ganisationen und Politiken in den Blick und widmete sich derem 
Internationalismus und der Novemberrevolution. Malte Meyer re-
ferierte zum Verhältnis von Militarismus und Gewerkschaften und 
kritisierte die «Verpreußung» der Arbeiterbewegung. Dieter Nelles 
fragte danach, wie eine Geschichte der VerliererInnen zu schrei-
ben sei. Marcel Bois untersuchte den Widerstand gegen den Krieg 
und die internationalen Effekte der deutschen Novemberrevolution. 
Weitere Referate befassten sich mit der Kommunistischen Inter-
nationale sowie historischen und gegenwärtigen Erinnerungspo-
litiken. Inwiefern Fronterfahrung und Kriegserlebnisse eine direkte 
Voraussetzung für den Aufstieg von Faschismus und Nationalsozi-
alismus bildeten, beleuchteten Anke Hoffstadt und Àngel Alcalde. 
Die Tagung war auch ein Zeichen gegen die bisweilen problemati-
sche Erinnerungskultur an den Ersten Weltkrieg, mit der sich Pieter 
Trogh vom «In Flandern Fields Museum» in Ypern (Belgien) kritisch 
auseinandersetze. Den Konferenzabschluss bildete der Besuch der 
Ausstellung zur «Konsumgenossenschaft Vorwärts 1900–1918» in 
der Wuppertaler Münzstraße.

www.rosalux.de/nc/event/50792 
www.rosalux.de/index.php?id=24171

Bernd Hüttner ist Referent für Zeitgeschichte und Geschichts
politik in der Rosa-Luxemburg-Stiftung

heitsversorgung, da die Pauschalen nicht die tatsächlichen Kosten 
berücksichtigten. Vor allem Krankenhäuser der Vollversorgung, die 
sich in öffentlicher Hand befinden, würden dadurch benachteiligt. 
Der Bundestagsabgeordnete Harald Weinberg stellte die Alternati-
ven der Linkspartei zur Gesundheitspolitik von Schwarz-Rot vor. Er 
forderte vor allem eine solidarische Gesundheitsversorgung, die bei 
den Leistungen nicht zwischen «Kasse» und «Privat» unterscheide.
Die Gewerkschaftssekretärin des Frankfurter Verdi-Fachbereichs 3, 
Hilke Sauthof-Schäfer, sprach sich dafür aus, Gesundheitspolitik 
von der Kommunalpolitik her zu betrachten. «Von den Menschen 
her, die hier leben» müsse gedacht werden, sagte sie.
In mehreren Arbeitsgruppen diskutierten die ReferentInnen mit in-
teressierten BürgerInnen sowie Beschäftigten und Arbeitnehmer-
vertreterInnen aus Krankenhäusern und Gesundheitseinrichtungen 
Frankfurts und der Region. Zugleich wurden Vereinbarungen für die 
weitere Vernetzung der im Gesundheitsbereich Engagierten getrof-
fen. Neben linken Abgeordneten des hessischen Landtags waren 
auch kommunale ParlamentarierInnen aus Frankfurt am Main und 
dem benachbarten Main-Taunus-Kreis gekommen. Für die Stiftung 
bewährte sich die Fortsetzung des bildungspolitischen Angebots 
mit kommunalem Bezug.
Dieter Storck ist Vorsitzender Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen

Rosa Luxemburg irrte sich. Sie ging davon aus, dass die Solda-
ten des Ersten Weltkrieges nach Kriegsende wieder ihren Platz 
im Klassenkampf einnehmen würden. Doch falsch.
Die Überlebenden waren verändert oder gar traumatisiert. Die Ge-
sellschaft veränderte sich ebenso, der Krieg hatte jeden Winkel der 
Heimatfront erfasst. Diesem Thema näherte sich Mitte September 
die Tagung «Geschichte wiederholt sich nicht, aber…» mit rund 
100 TeilnehmerInnen in Wuppertal. Der erste Teil widmete sich 
der psychischen und ideologischen Verarbeitung der Kriegserfah-
rung während des Krieges und danach. Welche Folgen hatte er für 
Männlichkeitvorstellungen und soldatisches Handeln, wie füllten 
politische Strömungen den Wahnwitz des Krieges mit Sinn auf? 
Klaus Theweleit definierte den Ersten Weltkrieg nicht als «Kultur-
bruch», sondern als Zuspitzung und Beschleunigung bereits vorher 
angelegter Entwicklungen. Er verwies auf Gewalt als Kern der zeit-
genössischen Kultur und ihre Folgen für die Körper. Die Psychoana-
lytikerin Gudrun Brockhaus wies darauf hin, dass ein reaktionärer 
Heldenmythos ganz neu aufgeladen werden musste, weil das Über-
leben im technisierten Krieg in hohem Maß vom Zufall abhing. Die 
rechten Verbände, aus denen sich auch die Nazis speisten, hätten 
das Bedürfnis nach Sinnstiftung und Harmonie besser befriedigt 
als die Arbeiterbewegung. Der zweite Strang nahm dann deren Or-

Gewerkschaftliche und politische Strategien gegen den Pflege-
notstand in Krankenhäusern thematisierte im September eine 
Fachtagung in Frankfurt am Main.
Der «Gesundheitspolitische Ratschlag» im Gewerkschaftshaus 
wurde veranstaltet von Verdi, der Linksfraktion im Römer und der 
hessischen Landesstiftung. Unterstützerin war die Arbeitsgemein-
schaft Betrieb und Gewerkschaft der LINKEN in Hessen. Die Be-
triebsratsvorsitzende des kommunalen Klinikums Frankfurt-Höchst, 
Margarete Wiemer, wies auf die Gefahren hin, die PatientInnen und 
Beschäftigten bei einer Zusammenlegung ihrer Einrichtung mit den 
Kliniken des Main-Taunus-Kreises drohten –  zumal eine Privatisie-
rung nicht ausgeschlossen sei. Wiemer bezog sich auf die Studie 
einer Unternehmensberatung, in der eine höhere Arbeitsproduktivi-
tät und die Ausgründung von Servicegesellschaften vorgeschlagen 
werden. Über die negativen Folgen eines Verkaufs an Investoren 
berichtete Beate Paschen vom Bündnis «Gemeingut in Bürger-
hand – für eine kommunale Horst-Schmidt-Klinik» in Wiesbaden. 
Schon kurz nach dem Eigentümerwechsel wolle der neue Besitzer 
etwa 300 Arbeitsplätze abbauen, sagte sie.
Nadja Rakowitz vom Verein Demokratische Ärztinnen und Ärzte kri-
tisierte die gegenwärtige Finanzierung der Krankenhäuser über Fall-
pauschalen. Sie sei völlig inakzeptabel für eine qualifizierte Gesund-

Bernd Hüttner

Reaktionäre Mythen
konferenz untersuchte gesellschaftliche Veränderungen nach 1918

Dieter Storck

Pauschal inakzeptabel
Finanzierung des Gesundheitswesens im Fokus einer Tagung in Hessen

http://www.rosalux.de/nc/event/50792
http://www.rosalux.de/index.php?id=24171


35

Demonstrantinnen fordern vor dem Sitz des Journalistensyndikats in Kairo die Freilassung von Gefangenen. Foto: Reuters/Asmaa Waguih

Internationales

Doch es gelang ihr nicht, die staatliche Politik zu beeinflussen. Die 
Repression gegen die Zivilgesellschaft drängte die ägyptische Linke 
in eine auf Proteste beschränkte Rolle. Aufgrund der gravierenden 
Einschränkung des Demonstrations- und Versammlungsrechts so-
wie des Fehlens rechtsstaatlicher Garantien laufen kritische Stim-
men Gefahr, willkürlich und ohne Beweise zu mehreren Jahren 
Gefängnis verurteilt zu werden. Ende Oktober waren in politischen 
Schauprozessen eine Reihe linker AktivistInnen für die Teilnahme 
an Protesten gegen das repressive Demonstrationsgesetz zu drei 
Jahren Haft verurteilt worden, ohne dass ihre Teilnahme an den Pro-
testen nachgewiesen werden konnte.
Ali kritisiert die Unterstützung auch linker Akteure und Bewegun-
gen für die Machtübernahme des Militärs im Sommer 2013. Habiba 
Mohsen und Ahmed Abdel Hamid Hussein beschreiben in ihrer 
Studie, dass nicht zuletzt dieser Konflikt im November 2013 einen 
Großteil der jüngeren Mitglieder der linken Partei Tahalouf («Koali-
tion») dazu bewog, die Organisation zu verlassen und die Partei Brot 
und Freiheit zu gründen. Neben der Kritik an der Unterstützung des 
Militärs und der mangelnden Kritik an der gewaltsamen Zerschla-
gung der Proteste der Muslimbrüder beförderten auch die starre 
Parteihierarchie und der damit verbundene Ausschluss der jünge-
ren Generation von politischen Entscheidungen und interner Stra-
tegieentwicklung die Abkehr von Tahalouf. Hussein und Ali sehen 
in dem Generationenkonflikt in der Linken eine weitere Ursache für 
die mangelnde politische Stoßkraft. Die klassischen linken Parteien 

Die ägyptische Linke ist zersplittert und kaum in der Lage, auf 
das politische Geschehen einzuwirken – diese ernüchternde 
Erkenntnis brachte eine Tagung in Tunis zu den progressiven 
Kräften in der arabischen Welt.
ReferentInnen und AktivistInnen aus Ägypten, Marokko, Palästina, 
Libanon und Tunesien kamen Anfang Oktober im Majestic Hotel zu-
sammen, um über die Herausforderungen für die arabischen Linken 
zu sprechen. Die Konferenz war ein Programmpunkt zur Eröffnung 
des Auslandsbüros Nordafrika der Stiftung in der tunesischen Haupt-
stadt. Grundlage für die Diskussionen bildeten die Studien «Mapping 
der arabischen Linken», die von den Büros in Ramallah und Tunis in 
Auftrag gegeben worden waren. Sie umfassen den arabischen Osten 
mit Irak, Jordanien, Libanon, Palästina und Syrien sowie Nordafrika 
mit Ägypten, Algerien, Marokko, Sudan und Jemen.
Khaled Ali – als Menschenrechtsaktivist, Anwalt der Streikbewegung 
und Mitbegründer der Partei Brot und Freiheit ein prominenter Ver-
treter der ägyptischen Linken – brachte selbstkritisch die mangelnde 
organisatorische Stärke der fragmentierten Linken in Ägypten zur 
Sprache. Zwischen religiösem Staat und Militärstaat – die beide die 
Forderungen der Bevölkerung nach Brot, Freiheit und Würde begra-
ben – stehe eine fragmentierte Linke, die auf der Straße protestiere, 
statt sich an formalen politischen Prozessen zu beteiligen. Laut Mo-
hammad Agati vom Arab Forum for Alternatives, einem ägypti-
schen Think Tank und Partner der Stiftung, hat die Linke in Ägypten 
nach der Revolution sehr wohl politische Alternativen entwickelt. 

Tanja Tabbara

Zersplitterte Linke
Progressive haben geringen Einfluss in Nordafrika und Palästina



seien für die Jüngeren unattraktiv. Schwierig sei außerdem die Mo-
bilisierung der Bevölkerung außerhalb der großen Städte, für die 
der Linken die Ressourcen fehlten.
«Wie umgehen mit der Vielfalt und Unterschiedlichkeit in der Lin-
ken», fragt daher Ilham Aidarous, Generalsekretärin von Brot und 
Freiheit. Mit der Revolution sind in Ägypten viele neue linke Bewe-
gungen und Parteien entstanden, die sich für soziale Gerechtigkeit 
einsetzen, aber nicht unbedingt der ideologischen Linken zuzu-
rechnen sind. Sie sind eher undogmatisch und revolutionär, haben 
weniger zentralistische Strukturen und halten mehr Kontakt «zur 
Straße». In Reaktion auf die Repression der Militärregierung gegen 
die Zivilgesellschaft gründete sich im September 2013 die «Revolu-
tionäre Front», ein Aktionsbündnis, dem sich ein breites Spektrum 
linker, unabhängiger und auch anderer Bewegungen und Parteien 
angeschlossen hat, etwa die Partei Starkes Ägypten des ehemali-
gen Muslimbruders und Präsidentschaftskandidaten Abdel Mon-
eim Abul Futuh. Das Bündnis beteiligte sich an den Kampagnen für 
die Freilassung der politischen Gefangenen und gegen die Anwen-
dung und Ausweitung der Militärgerichtsbarkeit bei ZivilistInnen. 
Nach einem Ende Oktober verabschiedeten neuen «Anti-Terror-
Gesetz» sollen auch «wesentliche staatliche Einrichtungen» wie 
Straßen, Brücken und Elektrizitätswerke wie Militäreinrichtungen 
behandelt und der Gerichtsbarkeit des Militärs unterstellt werden. 
Dies richtet sich nicht zuletzt gegen Straßenblockaden, zu denen 
die Bevölkerung marginalisierter Viertel bisweilen greift, um gegen 
mangelnden Zugang zu Dienstleistungen wie Wasser und Strom zu 
protestieren. Auch Universitäten können als «wesentliche staatli-
che Einrichtungen» qualifiziert werden. 
Khaled Ali forderte die Linke auf, Differenzen zu überwinden und 
Koalitionen zu bilden, um mehr Einfluss zu gewinnen. In Tunesien 
ist die Linke laut Mouldi Gassoumi, Autor der tunesischen Studie, 
zwar in einem Zusammenschluss linker Parteien (Popular Front) ver-
eint und tritt bei den Parlamentswahlen an. Dennoch gibt es viele 
linke Parteien und Bewegungen, die dort nicht repräsentiert sind. 
Es sei an der Zeit, dass die tunesische Linke über politische Slogans 
hinausgehe und ein Programm für die Umsetzung der revolutionä-
ren Forderungen der Bevölkerung entwerfe. Dazu brauche es eine 
stärkere vereinte Linke auch in Tunesien. Bassem al-Salhi von der 
Palestine People’s Party (PPP) beschrieb die Fragmentierung der 
palästinensischen Linken und deren mangelnde Attraktivität für die 
jüngere Generation. Seiner Meinung nach müssten die überholten 
linken Strukturen überwunden und neue Wege in Richtung sozia-
listischer Erneuerung beschritten werden. Sarra Bousta Soujar von 
der «Bewegung 20. Februar» in Marokko führte Möglichkeiten für 
eine stärkere Aktionsorientierung der Linken im Gegensatz zum blo-
ßen «Reagieren» auf politische Ereignisse aus. Konkrete Strategien 
konnten noch nicht entwickelt werden. Aber der Grundstein für 
weitere Kooperationen im arabischen Raum ist gelegt.

https://www.facebook.com/RosaLux.NorthAfrica

Tanja Tabbara ist Leiterin des Referates Nordafrika  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung

Kämpfe von MigrantInnen sowie die Mobilisierungen ge-
gen Krieg und Ressourcenraub sind die geplanten thematischen 
Schwerpunkte des nächsten Weltsozialforums. Es findet vom 24. 
bis 28. März 2015 in Tunis statt: http://registration.fsm2015.org.

Mehr zum Thema www.rosalux.de/ publication/ 40763«Spannende  
Körperarbeit»
Büroleiterin Hermann über unge-
wöhnlichen Workshop in Palästina

Katja Hermann leitet das Auslandsbüro Ramallah der Stif-
tung. Der Workshop «Emancipatory Education» (Emanzipa-
torische Bildung) fand Ende August in Beit Jala bei Bethle-
hem statt.

Warum dieser Workshop?
Hermann: Im Jahr 2015 startet die Schwerpunktlinie «Emanzi-
patorische Bildung» des Büros Ramallah. Unsere Idee war, zur 
Vorbereitung mehrere Aktive der Bildungsarbeit aus verschie-
denen Ländern zu einem Brainstorming einzuladen. Wir woll-
ten zusammen Methoden erlernen, anwenden und reflektieren, 
kollektiv und interkulturell Lernsituationen erproben. Das war 
experimentell, sowas haben wir noch nicht gemacht – eine sehr 
spannende Erfahrung. Leider haben wir in viele Methoden, 
die von den Teilnehmenden vorgestellt wurden, nur kurz rein-
schauen können. Dennoch hat diese Woche unsere Arbeit sehr 
bereichert. Für das Team steht nun die Diskussion an, wie die 
Erfahrungen in die Arbeit mit den ProjektpartnerInnen integriert 
werden kann.
Welche Überraschungen gab es?
Hermann: Besonders spannend für mich war die Theater- und 
Körperarbeit. Diese Ansätze gehören – mit Ausnahme des Fo-
rum-Theaters, mit dem wir zusammenarbeiten – nicht zu unse-
rem Repertoire. Die Körperarbeit, die vor allem Edward Muallem 
aus Palästina und Mouhamadou Diol aus dem Senegal einge-
bracht haben, waren gerade in unserem interkulturellen Kontext 
besonders interessant. Bewegend war auch, die Methode des 
kreativen Schreibens und Lesens vorgestellt zu bekommen und 
diese selbst anhand von Bildern über den zerstörten Gazastrei-
fen zu praktizieren. Das entsprach der Idee des Seminars: Wir 
reden, wie eine Teilnehmerin sagte, über emanzipatorische Bil-
dung, die auch heilen kann.
Ihr habt trotz Gazakrieg zum Workshop eingeladen – warum?
Hermann: Wir haben uns natürlich Gedanken darüber gemacht, 
ob es möglich und inhaltlich opportun ist, über Bildung zu spre-
chen, während gleichzeitig der Gazastreifen bombardiert wird. 
Und auch darüber, ob die Teilnehmenden sicher sind. Ich bin 
froh, dass wir uns für die Durchführung entschieden haben. 
Über Emanzipation und Alternativen sowie über Palästina und 
über Gaza mit PalästinenserInnen zu reden, war für mich in die-
ser Situation sehr wertvoll. Gerade weil die Bilder über Palästina 
durch die Medien anders weitergetragen werden, als es hier vor 

Ort ist, war ein Reality-Check gut. 
Für mich war auch das politische 
Statement wichtig: Ja, wir kom-
men hierher und betten die paläs-
tinensische Erfahrung in einen in-
ternationalen und interkulturellen 
Kontext ein. 

Fragen: Silke Veth

Katja Hermann
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Folgen für die Rahmenbedingungen emanzipatorischer Politik sind 
noch kaum verstanden. Die ressourcenextraktivistischen Modelle 
treffen in Lateinamerika auf große Zustimmung. Die Konsummög-
lichkeiten und die Lebensverhältnisse breiter Bevölkerungsschich-
ten haben sich in vielerlei Hinsicht verbessert. Daher sind die Alter-
nativen, die durchaus existieren und diskutiert werden, nicht leicht 
wahrnehmbar. Die Ansatzpunkte für Alternativen zur Ressourcen-
abhängigkeit liegen in den Verfassungen von Bolivien, Ecuador und 
Venezuela sowie in den jüngeren Kämpfen sozialer Bewegungen. 
Wenn die festgeschriebene Abkehr von der Ressourcenabhängig-
keit nicht erreicht wird, wären die Errungenschaften in diesen Län-
dern allzu leicht rückgängig zu machen, etwa bei einem Verfall der 

Weltmarktpreise. Vor einigen Jahren ging es noch vor allem darum, 
wie insbesondere die progressiven Regierungen in Bolivien, Ecu-
ador und Venezuela kritisch-solidarisch begleitet werden können. 
Inzwischen hat sich der Fokus verschoben. In allen drei Ländern 
gibt es wichtige Erfolge in der Verteilungs-, Bildungs- und Gesund-
heitspolitik. Doch auch autoritäre Tendenzen sind zu verzeichnen. 
Soziale Organisationen und Mobilisierungen werden mitunter aktiv 
geschwächt, öffentliche Debatten geschlossen. Und das neo-ex-
traktivistische Wirtschaftsmodell hat sich verfestigt. Die Vertiefung 
progressiver Politik im Sinne struktureller Veränderungen scheint 
für die Regierenden derzeit keine Priorität zu sein. In den meisten 
lateinamerikanischen Ländern herrscht heute ein post-neoliberaler 
und ambivalenter Staatskapitalismus.
Internationalistische Perspektiven für den Globalen Norden erge-
ben sich aus der kritisch-solidarischen Bezugnahme auf emanzi-
patorischen Entwicklungen in Lateinamerika und aus der Suche 
nach politischen Ansatzpunkten, um Spielräume «dort» zu öffnen. 
Beides macht eine solidarische Bezugnahme auf die sozialen Be-
wegungen, die den historischen Hegemoniewechsel herbeigeführt 
haben, und nicht nur auf die progressiven Regierungen notwendig. 
Angesichts der Bedeutung der mineralischen, fossilen und land-
wirtschaftlichen Ressourcen für Lateinamerika folgt daraus auch, 
dass die Produktions- und Lebensweise «hier» umgebaut werden 
und eine Regulierung des Weltmarktes erreicht werden muss. Dann 
könnten auch deutlich weniger und unter sozial-ökologisch akzep-
tablen Bedingungen gewonnene Ressourcen für ausreichende Ein-
kommen «dort» sorgen.

www.rosalux.de/news/40663 
www.rosalux-europa.info/events_de/la_eu_seminar_2012

Ulrich Brand ist Professor für internationale Politik  
an der Universität Wien. evelyn linde studiert an der fu berlin  
und ist redakteurin der lateinamerika nachrichten

Anfang Oktober trafen sich ExpertInnen aus Lateinamerika und 
Europa in Ecuadors Hauptstadt Quito. Sie führten die Diskus-
sionen der «Permanenten Arbeitsgruppe Alternativen zu Ent-
wicklung» (Grupo Permanente) weiter.
Eingeladen vom Auslandsbüro Andenregion der Stiftung kamen 
mehr als 40 TeilnehmerInnen aus Mexiko, Kolumbien, Venezuela, 
Bolivien, Ecuador, Peru, Argentinien, Brasilien, Österreich und 
Deutschland zusammen. Sie analysierten die revolutionären, mitun-
ter widersprüchlichen Veränderungen in mehreren lateinamerikani-
schen Ländern seit der Jahrtausendwende. Diese Veränderungen 
gehen auf intensive anti-neoliberale Kämpfe zurück – und sie stüt-
zen sich auf tendenziell hohe Weltmarktpreise für Primärgüter, die 
den genannten Ländern recht hohe Exporteinnahmen verschaffen. 
Bei der eineinhalbtägigen Konferenz in der Lateinamerikanischen 
Fakultät für Sozialwissenschaften (Flacso) analysierte die Leiterin 
des Stiftungsbüros Andenregion, Miriam Lang, vier Konfliktachsen 
in sozialen Auseinandersetzungen: antikapitalistische, antipatriar-
chale und antirassistische Kämpfe und Kämpfe gegen zerstöreri-
sche Naturverhältnisse. Zudem müssten, wie die Entwicklungen 
der letzten Jahre zeigten, die politischen Handlungsebenen über 
die lokale und nationalstaatliche Ebene hinausgehen.
Auch die drängenden Fragen, wie und in welchem Maße staatliche 
Politik in die ökonomischen Prozesse und Strukturen eingreifen und 
diese umgestalten kann und wie Institutionen – und damit Staat 
und öffentliche Politik – anders gedacht und gestaltet werden könn-
ten, wurde diskutiert. Die gefährlichen Dichotomien «Staat-Markt» 
oder «Staat-Bewegungen» verstellen hierbei oft den Blick. Die Be-
griffe der Institutionen und Institutionalisierung könnten neue Per-
spektiven eröffnen. Das mag zunächst erstaunen, stehen Institutio-
nen doch eher für Beharrung und Ordnung, nicht für Neues. Zudem 
war die Linke lange – und ist bis heute – an einer privilegierten po-
litischen Institution orientiert, nämlich dem Staat. Politisch vielver-
sprechend ist es jedoch, die Fragestellung zu verschieben: Wie kön-
nen emanzipatorische Errungenschaften Kontinuität erreichen, so 
dass nicht jeder erkämpfte Fortschritt wieder rückgängig gemacht 
werden kann? Wie eine Institutionalisierung der emanzipatorischen 
Errungenschaften aussehen könnte und welche Anforderungen an 
die Institutionen sich daraus ergeben, ist offen, wenn dafür nicht 
per se der Staat zuständig erklärt wird. Diese Offenheit birgt die 
Chance, dass in der Diskussion um die konkrete Ausgestaltung viele 
andere Fragen in den Blick geraten: die Anforderungen alternativ-
ökonomischer Projekte, die Aufgabe, sexistische und alltagsrassis-
tische Verhältnisse zu bekämpfen oder Anforderungen, die sich aus 
sozial-ökologischen Zielsetzungen ergeben. Andere Beiträge der 
Konferenz formulierten konkrete Vorschläge eines Übergangs zu 
einer weniger auf Ressourcenausbeutung basierenden Ökonomie. 
Auch die sich atemraubend schnell verdichtenden wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen Lateinamerika und China waren ein Thema 
der Konferenz. Die lateinamerikanischen Länder sind in dieser Be-
ziehung vor allem Ressourcenlieferanten und Abnehmer von Indus-
trieprodukten. Nicht nur die globale Ordnung ändert sich, auch in 
Lateinamerika entstehen ganz neue Formen der Abhängigkeit. Die 

Ulrich Brand/Evelyn Linde

Permanent kritisch
Arbeitsgruppe lotet Chancen für alternativen in lateinamerika aus

«In Bolivien, Ecuador und Venezu­

ela gibt es wichtige Erfolge – aber 

auch autoritäre Tendenzen.»

http://www.rosalux.de/news/40663
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Angelika Timm
Was war dein wichtigstes Projekt?
Timm: Große Resonanz fanden zum Bei-
spiel die Konferenz «Aufbruchsstimmung 
1989: Zeitzeugen berichten von der politi-
schen Wende in der DDR» an der Univer-
sität Tel Aviv 2009 mit Friedrich Schorle-
mmer und Daniela Dahn, die einwöchige 
Veranstaltungsserie «Activists of the World 
unite!» mit jungen Sozialprotestlern aus Is-
rael, Spanien, Griechenland, Russland und 
den USA und bewegenden Grußworten von  
Stéphane Hessel im Juni 2012 sowie ganz 
aktuell die mit einem Symposium verbun-
dene Ausstellung «Von Dresden nach Tel 
Aviv, Lea Grundig in Palästina 1933–1948».
Der bewegendste Moment?
Timm: Eindeutig die sozialen Proteste im 
Sommer 2011 auf dem Rothschild Boule-
vard, als Hunderttausende junge Israelis 
auf die Straße gingen und «Das Volk fordert 
soziale Gerechtigkeit!» skandierten. Der 
Wunsch nach gesellschaftlichem Wandel 
und politischer Veränderung war plötzlich 
so spürbar.
Was wirst du am meisten vermissen?
Timm: Ich werde viele und vieles vermis-
sen – ganz sicher den blauen Himmel, die 
Sonne und die Wärme, vor allem jedoch die 
vielen Freundinnen und Freunde, die die 
anstrengende Stiftungsarbeit unterstützten 
und deren Ergebnisse häufig zum Erlebnis 
werden ließen.
Dein Lieblingsplatz in Israel?
Timm: Gordon Beach in Tel Aviv – um sie-
ben Uhr morgens bei einem Bad im Mittel-
meer oder am späten Nachmittag, wenn 
über dem Meer die Sonne untergeht und 
der Himmel sich für wenige Minuten in ein 
Flammenmeer verwandelt.

SÜDASIEN 
Neu Delhi/Indien

Carsten Krinn
Was war dein wichtigstes Projekt?
Krinn: Der Austausch von deutschen und 
indischen Automobilarbeitern 2012! Es 
war ganz erstaunlich, wie schnell und gut 
die beiden Gruppen miteinander kommuni-
zierten, wie viele Gemeinsamkeiten sie ent-
deckten und wie sie voneinander lernten.
Der bewegendste Moment?
Krinn: Als Genossen kritisch-selbstkritisch 
Position bezogen zu Zusammenstößen mit 
Paramilitärs vor vielen Jahren, bei denen sie 
gute Freunde verloren. Das war leise, ehr-
lich, bescheiden und emotional.
Was wirst du am meisten vermissen?
Krinn: Die Menschen, die Gerüche, die Tee-
küchen und überhaupt das ganze Chaos, 
das einem manchmal den allerletzten Nerv 
raubt. Aber das ist eben auch das Leben, 
das hier so eine Anziehungskraft entfaltet.
Dein Lieblingsplatz in Indien?
Krinn: Mein urbaner Favorit ist die große 
Begumpur (4-Iwan-)Moschee aus dem 14. 
Jahrhundert in Süd-Delhi, die nur wenige 
kennen. Ein Kleinod inmitten eines wuse-
ligen Stadtviertels und doch monumental 
mit einem Innenhof von 75 x 80 Metern. Be-
tritt man das Bauwerk, ist es plötzlich ganz 
still um einen.

ISRAEL 
Tel Aviv

Tsafrir Cohen
Welches wird dein wichtigstes Projekt?
Cohen: Die in der Aufgabe als Büroleiter 
angelegten Scharnierfunktionen gut auszu-
tarieren. Also einerseits mit progressiven, 
linken israelischen Kräften zusammenzuar-
beiten und solche Positionen nach Israel zu 
vermitteln, etwa zu den virulenten Kämpfen 
um soziale Gerechtigkeit und gerechte öko-
nomische Strukturen, Geschlechter- und 
Migrationspolitik. Andrerseits – ohne die 
Empathie für Israel aus den Augen zu ver-
lieren – dem kritischen links-emanzipatori-
schen israelischen Diskurs mehr Gehör in 
Deutschland/Europa zu verschaffen.
Was ist deine drängendste Frage an deine 
Vorgängerin?
Cohen: Da sie sehr erfolgreich zu histori-
schen Themen gearbeitet hat, interessiere 
ich mich dafür, wie wir linke Geschichte so 
aufdecken können, dass diese möglichst 
vielen Menschen relevant erscheint und ih-
nen eine neue Perspektive auf ihre Gegen-
wart und unser aller Zukunft ermöglicht.
Was an Deutschland wirst du auf keinen 
Fall vermissen?
Cohen: Die mangelnde Lebensfreude.
Auf welchen Ort in Israel freust du dich?
Cohen: Die unerwarteten Orte. Die Anna 
Lulu Bar in Jaffa zum Beispiel, in der orien-
talische Hochzeitsmusik auf Disko trifft und 
wo sich bei einem Gin & Tonic alle mögli-
chen Leute begegnen – die Transsexuelle 
polnischer Abstammung, der linksradikale 
arabisch-palästinensische Aktivist und die 
junge Filmwissenschaftlerin aus Nord-Tel 
Aviv. Im gegenwärtigen israelischen Kon-
text kann Toleranz recht radikal sein. Spaß 
macht sie auf jeden Fall.

Auf gepackten Koffern
In drei Auslandsbüros der Stiftung wechselt die Spitze.  
Die alten und neuen LeiterInnen blicken zurück und in die Zukunft
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SÜDOSTASIEN 
Hanoi/Vietnam

Nadja Charaby
Was war dein wichtigstes Projekt?
Charaby: Die Vernetzung der Partnerorgani-
sationen, von der Basis bis zur Nationalver-
sammlung. Probleme in den Dörfern etwa 
gelangen nun direkter zu den politischen 
EntscheidungsträgerInnen. Die PartnerIn-
nen arbeiten über Grenzen hinweg und dis-
kutieren gemeinsam über Alternativen.
Was war der bewegendste Moment?
Charaby: Als mich Madame Nguyen Thi 
Binh jüngst in den Arm nahm und sich für 
die gute Arbeit der Stiftung bedankte. Sie 
war seit 1969 Außenministerin der Proviso-
rischen Untergrundregierung für Südviet-
nam und führte die Friedensverhandlungen 
mit den USA.
Was wirst du am meisten vermissen? 
Charaby: Die Menschen. Es ist so einfach, 
ins Gespräch zu kommen und gemeinsam 
viel zu lachen. Auch das gute Essen, das 
warme Wetter und mein Moped werde ich 
vermissen, mit dem ich in Hanoi viel unter-
wegs war.
Dein Lieblingsplatz in Vietnam?
Charaby: Richtig gute Livemusik gibt es in 
der Bar «+84». Der Name steht für die Tele-
fonvorwahl von Vietnam. Einen leckeren Ca 
phe Sua da – Eiskaffee mit süßer Kondens-
milch – oder Sinh to Xoai (Mango Shake) 
trinke ich am liebsten im «Hello Café», wo 
man am Ufer des großen Hanoier Westsees 
den Sonnenuntergang betrachten kann.

Liliane Danso-Dahmen
Welches wird dein wichtigstes Projekt?
Danso-Dahmen: Als «neue» Büroleiterin 
habe ich erst einmal einige große Fragen: 
Was ist «links», und was zeichnet «linke Ak-
teurInnen» in dem besonderen politischen, 
historischen, sozio-ökonomischen und kul-
turellen Kontext aus? Was sind für die Men-
schen vor Ort «linke Projekte» oder könnten 
welche sein?
Was ist deine drängendste Frage an deine 
Vorgängerin?
Danso-Dahmen: Es gibt einige Fragen, die 
mir im Kopf herumschwirren: von «Wann 
schläfst du mal aus?» über «Wo bekomme 
ich Öko-Babywindeln in Hanoi?» zu «Was 
machst du, wenn du mal nicht weiter-
weißt?»
Was an Deutschland wirst du auf keinen 
Fall vermissen?
Danso-Dahmen: Morgens zur Arbeit mit 
der U-Bahn fahren.
Auf welchen Ort in Vietnam freust du dich?
Danso-Dahmen: Nachts mit dem Roller um 
den Ba-Dinh-Platz fahren, wenn sich die 
endlosen Warteschlangen vor dem H  Chí 
Minh Mausoleum verflüchtigt haben.

Stefan Mentschel
Welches wird dein wichtigstes Projekt?
Mentschel: Ich möchte die Kontakte des 
Büros zu zivilgesellschaftlichen Akteuren in 
Südasien ausbauen. Vor allem in Indien gibt 
es spannende Entwicklungen jenseits der 
parteipolitischen Linken. In den letzten Jah-
ren sind zahlreiche Bewegungen entstan-
den, die sich etwa für Grundrechte engagie-
ren, gegen die Unterdrückung von Frauen 
oder den alltäglichen Rassismus kämpfen. 
Von ihnen können wir lernen, einige könn-
ten auch zu Partnern werden. Durch die 
inhaltliche Öffnung hoffe ich zudem, die 
Bekanntheit der Stiftung auf dem riesigen 
Subkontinent zu erhöhen.
Was ist deine drängendste Frage an dei-
nen Vorgänger?
Mentschel: Einer seiner Schwerpunkte lag 
in der theoretischen Auseinandersetzung mit 
Karl Marx und anderen linken Denkern. Wie 
hat er es geschafft, diese Themen für ein Pu-
blikum in Südasien zugänglich zu machen?
Was an Deutschland wirst du auf keinen 
Fall vermissen?
Mentschel: Knurrige Landsleute, für die das 
Glas grundsätzlich halb leer und nie halb 
voll ist.
Auf welchen Ort in Südasien freust du dich?
Mentschel: Da ich in der Region schon 
viel gesehen habe, freue ich mich darauf, 
all die Orte nun aus neuer Perspektive ken-
nenzulernen. Eine wichtige Oase in meiner 
Wahlheimat Delhi ist für mich der riesige 
Hauz-Khas-Park. Dort kann ich bei langen 
Spaziergängen gut abschalten.
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junge Einwanderergeneration anzunehmen – allerdings unter dem 
Diktat der knappen Kassen. Im Jahr 2013 stellte der Senat die finan-
zielle Förderung des Kulturzentrums ein. Jetzt fließen zwar wieder 
Mittel, aber unter veränderten Bedingungen. Die ist, zusammenge-
fasst, die Problemlage, mit der sich das Griechische Kulturzentrum 
auseinandersetzen muss. Einen Eindruck hiervon verschafften sich 
im Oktober StipendiatInnen der Stiftung vor Ort bei ihrem monatli-
chen «Jour Fixe» Dort sprachen sie mit Koordinatorin Maria Oikono-
midou und weiteren VertreterInnen des Kulturzentrums.

Die Umwälzungen in Griechenland stellen auch die griechische 
Community in Berlin vor große Herausforderungen. Denn im-
mer mehr junge GriechInnen migrieren in die deutsche Haupt-
stadt.
Obwohl die Anzahl der Hilfesuchenden steigt, beklagt das Grie-
chische Kulturzentrum (GK) einen Mangel an aktiven Mitgliedern. 
Gleichzeitig bedeutet der Zuzug vieler, vor allem junger GriechInnen 
einen Generationenwechsel, der nach neuen Organisationsformen 
und -inhalten verlangt. Diese Herausforderungen versucht nun eine 

Aliki Gkerlioti/Dionysios Granas

Generation Krise
Stipendiatinnen informierten sich über griechische MigrantInnen

«Kriminelle Technokraten»
Stadtforscherin Gennburg über Bodenprivatisierung in Ostdeutschland

Katalin Gennburg hat Historische Urbanistik an der TU Berlin 
studiert und war Stipendiatin der Stiftung. Für die PDS war sie 
Stadtverordnete in Falkensee. Heute arbeitet sie für die Links-
fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus. 

Was hat dich bewogen, deine Masterarbeit über Bodenprivati-
sierung und speziell die Herlitz-Werke in Falkensee zu schreiben?
Gennburg: Mich interessiert die Geschichte der Wende. Das Un-
recht nach der Wende, das ich als Kind erlebt habe, wollte ich ver-
stehen und theoretisch fassbar machen. Das Thema Landgrabbing 
im globalen Süden brachte mich zu der Frage, ob es Landgrabbing 
auch in Brandenburg gibt. Inspiriert von der Landnahmetheorie 
Rosa Luxemburgs habe ich die polit-ökonomischen Zusammen-
hänge der Inwertsetzung und Kommerzialisierung von Boden un-
tersucht. Mich interessiert, wie sich diese Prozesse im bebauten 
Raum materialisieren. Wie wirkt sich der Flächenverkauf durch die 
Bodenverwertungs- und verwaltungsgesellschaft (BVVG), das bo-
denpolitische Pendant zur Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BIMA), auf den Marktwert des Bodens am Rand von Berlin aus? 
Welche Folgen hatten die Erwartungshaltungen auf Bodenrendite 
für die Entwicklung des Speckgürtels um Berlin? Was die Inwert-
setzung von «Raum» macht, sehen wir heute zum Beispiel bei stei-
genden Mieten. Im Kern geht es deshalb um die Frage, was eine 
demokratische Bodenreform heute für die Perspektive einer sozial-
ökologischen Transformation leisten könnte.
Was sind die Grundthesen deiner Arbeit?
Gennburg: Durch die Privatisierung kam es zu einem massiven Ei-
gentumtransfer. 55 Prozent der DDR standen laut der Politikwissen-
schaftlerin Karin Lenhart zur Disposition, darunter 500.000 Objekte 
und elf Millionen Flurstücke. 3,68 Millionen Hektar land- und forst-
wirtschaftlicher Flächen wurden seit 1990 privatisiert. Die verspro-
chenen «Blühenden Landschaften» sind dabei nicht entstanden. 
Neben dem Eigentumtransfer fand ein Elitentransfer aus der Bun-
desrepublik statt. Die Akteurskonstellationen und «institutionelle 
Arrangements» in der Wirtschaftsförderpolitik machten das Phäno-
men «Strukturschwäche» in Brandenburg zum Dauerzustand. Und 

schließlich: Der Wunsch nach prestigeträchtigen Ansiedlungen 
führt in der Logik der «Unternehmerischen Stadt» zur Standortkon-
kurrenz als Mittel der Stadtplanungspolitik. Er entspringt nicht den 
vor Ort vorhandenen Bedürfnissen und geht mit dem Ausverkauf 
öffentlicher Güter wie Grund und Boden einher.
Welche Spielräume hatte die Verwaltung bei Herlitz?
Gennburg: Keine. Im Jahr 1990 sollten Arbeitsplätze um jeden Preis 
geschaffen werden. Die städtische Verwaltung war mit den Investo-
rInnen überfordert und ließ sich von westdeutschen PlanerInnen 
beraten, die für die InvestorInnen argumentierten. Heute sind auf 
dem 40 Hektar großen Komplex von den versprochenen 1.500 Ar-
beitsplätzen noch 40 übrig. Mit dem Wegfall der Fronststadtförde-
rung wurde das Projekt Seegefeld-Herlitzwerke zum Milliardengrab, 
auf Kosten der künftigen Stadtplanungspolitik und der städtischen 
Infrastruktur des vormals größten Dorfes der DDR, der Gartenstadt 
Falkensee.
Wie sah es mit dem Prinzip «Rückgabe vor Entschädigung» aus?
Gennburg: Es muss als Prinzip zur Inwertsetzung verstanden wer-
den. Verbunden mit dem Investitionsvorranggesetz, einer laut Ka-
rin Lenhart «Super-Vorfahrtsklausel der Treuhand» zur schnellen 
Ansiedlung von Investitionen in Ostdeutschland, führte es quasi 
zu neuen Enteignungen. Das Gesetz besagte, dass Investitionen 
Vorrang haben sollten, auch wenn die Eigentumsfrage für den 
Ansiedlungsort noch ungeklärt war. Dieses Gesetz fand bei der 
Herlitz-Investition Anwendung. Insbesondere die Renditeerwar-
tungen Einzelner haben zu Größenwahn, Fehlplanungen und ei-
ner Wirtschaftsförderpolitik geführt, 
die den abgelatschten Maximen des 
bundesrepublikanischen Fordismus 
folgte. Ausgeführt wurde all das von 
teils kriminellen, in der BRD entsorg-
ten TechnokratInnen – verbrämt als 
«Elitentransfer».

Fragen: Hella Hertzfeldt

Katalin Gennburg

Studienwerk
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Das Griechische Kulturzentrum in Berlin beherbergt derzeit 14 grie-
chische Vereine – darunter die Hellenische Gemeinde – und dient als 
wichtige Plattform zur Selbstorganisation der griechischen Migran-
tInnen. Gerade hier ist der Umbruch deutlich zu spüren. Nachdem die 
Senatsgelder gekappt wurden, konnte sich bei den Neuwahlen des 
Vorstandes eine linke Liste durchsetzen. Drei der insgesamt neun Vor-
standsmitglieder gehören der neuen, jungen Einwanderergeneration 
an. Sie haben die Entwicklung des Vereins bereits nachhaltig geprägt. 
Oberstes Ziel war die Rettung des Kulturzentrums und die Sicherung 
der Förderung. Eine Mammutaufgabe, die aber durch den großen 
Einsatz der Mitglieder gestemmt wurde. Das neue Team intensivierte 
die Öffentlichkeitsarbeit und trieb die Vernetzung des Vereins voran. 
Auch die Beratung der neu eintreffenden MigrantInnen wurde den 
gewandelten Bedürfnissen angepasst. Zurzeit unterstützt die Helle-
nische Gemeinde ungefähr 50 Personen im Monat. Zu den weiteren 
Aufgaben des Vereins zählen die Förderung der griechischen Sprache 
in den Schulen, die Beschäftigung mit Themen wie Rechtsextremis-
mus in Deutschland und Griechenland, der Staats- und Finanzkrise 
in Griechenland oder der Berliner Integrationspolitik. Die Bemühun-
gen der letzten zwei Jahre beurteilten die GastgeberInnen als sehr er-
folgreich. Das Image des Zentrums habe sich extrem verbessert. Das 
Griechische Kulturzentrum hat sich als Ort etabliert, der bei der Inte-
gration der zugewanderten GriechInnen ins Berliner Leben wichtige 
Unterstützung leistet. Gleichzeitig haben die Angebote des Vereins 
zum Entstehen eines neuen solidarischen Netzwerks von Menschen 
beigetragen – und einer neuen kulturellen Szene in Berlin mit Kneipen, 
Konzerten, Partys und Kunstaustellungen.
Allerdings ist der Status Quo längst nicht gesichert. Die Wende in 
der deutschen Migrationspolitik zeigt sich im Partizipationspro-
gramm der Senatsverwaltung für Integration und Frauen. Kulturför-
derung ist darin nicht mehr vorgesehen, auch nicht die finanzielle 
Unterstützung für die Organisation des Kulturzentrums. Stattdes-
sen gibt das Programm Ziele wie Selbstvertretung, aktive gesell-
schaftliche Teilhabe und den sozialen Aufstieg der MigrantInnen 
vor. Wie aber diese Ziele erreichen, wenn es im Falle der Neuan-
kömmlinge oft um ganz konkrete Bedürfnisse wie ein Dach über 
dem Kopf geht? Das Kulturzentrum ist zu einer Anlaufstelle gewor-
den, die vergeblich versucht, den Mangel an staatlichen Angeboten 
für neu angekommene MigrantInnen auszugleichen. Hinzu kom-
men die ständig wachsenden Anforderungen des Berliner Senats, 
der dem Verein ein hohes Maß an Professionalisierung abverlangt. 
Ob dieser Professionalisierungsgrad für eine Organisation wie das 
Kulturzentrum finanziell möglich oder überhaupt wünschenswert 
ist, ist fraglich. Das Griechische Kulturzentrum hat keine Geschäfts-
führung, sondern arbeitet auf ehrenamtlicher Basis mit demokra-
tisch gewählten VertreterInnen. Aber die gewandelten äußeren An-
forderungen sind nur die eine Seite der Medaille. Die andere Frage, 
die sich die Aktiven stellen, ist die, ob das Zentrum als Institution der 
ersten Generation von hauptsächlich GastarbeiterInnen es schafft, 
die kulturellen und politischen Unterschiede der unterschiedlichen 
MigrantInnen-Generationen zu überwinden und als demokratische 
und effektive Vertretung der Interessen der Griechischen Commu-
nity in Berlin eine Rolle zu spielen.

http://gr-gemeinde.de/?lang=de 
www.rosalux.de/studienwerk/stipendienprogramm.html

Aliki Gkerlioti ist Rechtsanwältin und Vizepräsidentin der Helleni-
schen Gemeinde zu Berlin. Dionysios Granas ist deren Schatzmeis-
ter und Doktorand an der Freien Universität Berlin

«Kriminelle Technokraten»
Stadtforscherin Gennburg über Bodenprivatisierung in Ostdeutschland

September 2013 in Berlin: Protest gegen das  
Erstarken neofaschistischer Kräfte in Griechenland.  

Foto: Foteini Chora (http://fotinichora.com/)

http://gr-gemeinde.de/?lang=de
http://www.rosalux.de/studienwerk/stipendienprogramm.html
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Vorschläge für eine linke
Strategie der Transformation

Klaus Steinitz

Der Zukunft eine Zukunft
Ein Sammelband diskutiert 
Transformationsstrategie der Linken

Wie kann die Transformation des Kapita-
lismus gelingen? Diese Frage diskutiert 
ein lesenswerter Sammelband, heraus-
gegeben von Michael Brie.
Ein tiefer Widerspruch prägt die kapitalis-
tischen Länder. Einerseits wird es immer 
notwendiger, den gegenwärtig vorherr-
schenden Finanzmarktkapitalismus zu 
überwinden, andererseits führt die neoli-
berale Politik zu Rückschritten in fast allen 
Bereichen des menschlichen Zusammen-
lebens. Dieser Widerspruch trifft auch die 
Konzepte der Linken zur Transformation 
der Verhältnisse, die einem menschenwür-
digen Leben für alle und einer zukunftsfä-
higen Entwicklung entgegenstehen. Im 
linken Diskurs spiegelt er sich nicht zuletzt 
darin wider, dass die Zahl der Veröffentli-
chungen zur Transformationsproblematik in 
den letzten Jahren zwar stark zugenommen 
hat, Fortschritte in der Politik der Linken und 
in der Bereitschaft der Menschen, sich für 
Veränderungen zu engagieren, aber kaum 
feststellbar sind.
In dieser Situation kommt dem von Michael 
Brie herausgegebenen Buch «Futuring – 
Perspektiven der Transformation im Kapita-
lismus über ihn hinaus» eine wichtige Rolle 
zu. Es versammelt Beiträge von 14 AutorIn-
nen, die in der linken wissenschaftlichen 
Community für ihre Publikationen bekannt 
sind: Ulrich Brand, Lutz Brangsch, Michael 
Brie, Mario Candeias, Erhard Crome, Judith 
Dellheim, Alex Demirović, Frigga Haug, Bob 
Jessop, Dieter Klein, Horst Müller, Rolf Rei-
ßig, Rainer Rilling, Michael Thomas. Die Au-
torInnen legen dar, dass die Ausarbeitung 
einer modernen, realistischen Transforma-
tionsstrategie ein kreatives und innovatives 
Herangehen voraussetzt. Diesen Anspruch 
richten sie an linke Politik – und ein Großteil 
der Buchbeiträge löst ihn selbst ein. Die Zahl 
«4» spielt im Buch eine fast symbolische 
Rolle, so häufig taucht sie in den Beiträgen 
auf. Frigga Haug bezieht sich auf die von 
ihr schon vor mehreren Jahren entwickelte 
«Vier-in-einem-Perspektive» als eine «Utopie 
von Frauen, die eine Utopie für alle ist» und 
zu einem wichtigen Transformationsprojekt 
der Linken entwickelt werden könnte. Die 
vier Bereiche Erwerbsarbeit, Reprodukti-
onsarbeit, ehrenamtliche politische Arbeit 

und Tätigkeiten zur persönlichen Entwick-
lung gehören für Haug zusammen. In ihrem 
Beitrag zeigt sie, dass diese Utopie in einer 
nicht vom Kapital beherrschte Gesellschaft 
zur Realität werden kann. Dieter Klein weist 
auf vier Leitideen einer Transformation hin, 
die aus anderen Veröffentlichungen von ihm 
als die «vier U» bekannt sind: gerechte Um-
verteilung von Lebenschancen und Macht; 
sozialökologischer Umbau von Wirtschaft 
und Gesellschaft; demokratische Umgestal-
tung von Wirtschaft und Gesellschaft sowie 
umfassende Solidarität und Friedenssiche-
rung. Er hebt hervor, dass nur in Wechsel-
wirkung dieser «vier U» eine emanzipatori-
sche Transformation vorstellbar ist. Michael 
Brie greift für eine differenzierte Analyse 
des Reichtums die «Vier-in-einem-Perspek-
tive» auf. Er unterscheidet vier Sphären des 
Reichtums: natürlichen Reichtum, gesell-
schaftlichen Reichtum, sozialen Reichtum 
und kulturellen Reichtum. Aus dieser Be-
schreibung leitet er Schlussfolgerungen für 
einen neuen Kampf um den Reichtum, seine 
Produktion und Verteilung ab.
Die Beiträge im Sammelband «Futuring» 
stellen ein breites Spektrum von Prob-
lemen, Fragen, Widersprüchen und Lö-
sungsvorschlägen vor, deren Diskussion 
für eine Transformation des Kapitalismus 
unerlässlich ist. Ihre Stärke liegt darin, dass 
sie die veränderten Bedingungen und Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts und 
ihre Konsequenzen für Reformideen in den 
Mittelpunkt stellen. Allerdings halte ich es 
für notwendig, die veränderten globalen 
Verflechtungen und Abhängigkeitsverhält-
nisse und die Nord-Süd-Problematik stärker 
als bisher in den Transformationsdiskurs zu 
integrieren. Denn dies hat Folgen dafür, wie 
wir uns den Übergang zu einer emanzipa-
tiven, sozial gerechten und grünen Gesell-
schaft vorstellen und wie wir ihn angehen. 
Die Artikel in dem Sammelband sind eine 
Einladung zu einem konstruktiven Verstän-
digungsprozess über diese Fragen – und 
damit über die Problematik einer zukunfts-
orientierten Politik in der Mosaik-Linken.

Klaus Steinitz ist Ökonom und gehört der 
arbeitsgruppe alternative wirtschafts
politik an. eine Langfassung ist erschienen 
in der nummer 100 der zeitschrift «Z»

Lesenswert

Michael Brie (Hrsg.) 
Futuring

Perspektiven der Trans

formation im Kapitalismus 

über ihn hinaus 

437 Seiten, 39,90 Euro, September 2014 

ISBN 978-3-89691-969-4, Verlag West
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Thomas Fatheuer, Christian Russau
Abpfiff
Eine kritische Bilanz der  
Fußball-WM 2014 
Das größte Medienevent des Planeten  
ist so sehr wie noch nie in den Strudel 
unruhiger Zeiten geraten und selbst zum 
Gegenstand von Protesten geworden, 
dass das Modell Fifa-WM Brasilien wohl 
nicht unbeschadet überstanden hat. Aber 
hat die WM auch die Wahlen in Brasilien 
beeinflusst? Wer sind die Verlierer, wer 
sind die Gewinner dieser WM?
Reihe «Analysen», 24 Seiten 
ISSN 2194-2951, November 2014

Rosa-Luxemburg-Stiftung (Hrsg.)
Linke Kommunal­
politik in der Krise
Auswirkungen der EU-Politik auf 
Kommunen in Europa
Wie sich veränderte Finanzbedingun-
gen in der Krise auf die unterste Ebene 
der Gesellschaft, die Kommunen, aus-
wirken, stand bislang viel zu wenig im 
öffentlichen Interesse. Der Band  
versammelt Ergebnisse eines interna
tionalen Erfahrungsaustauschs.
Manuskripte Neue Folge, Bd. 11
98 Seiten, ISSN 2194-864X, Oktober 2014

Detlef Hensche
Tarifeinheit, Koalitionsfreiheit,  

Tarifautonomie und Streikrecht
Gesetzliche Tarifeinheit im Widerstreit mit der Koalitionsfreiheit
Das geplante schwarz-rote Gesetz zur Tarifeinheit soll unterschiedliche  

Tarifverträge in Betrieben mit ganz oder zum Teil gleichem Geltungsbereich 
verhindern. Die Analyse zeigt, warum das Gesetz abzulehnen ist:  

Es verletzt die Koalitionsfreiheit von Gewerkschaften.
Reihe «Analysen», ca. 30 Seiten, ISSN 2194-2951

Aktuelle Publikationen

Christian Jakob
FLÜCHTLINGE WILLKOMMEN  
REFUGEES WELCOME?
Mythen und Fakten zur  
Migrations- und Flüchtlingspolitik 
Diese Broschüre will auf den grundlegenden 
Widerspruch der europäischen Asylpolitik 
hinweisen: Die EU lässt sich als «Raum des 
Schutzes und der Solidarität» feiern, der den 
Opfern von Kriegen und Verfolgung Zuflucht 
bietet. Doch gleichzeitig tut sie alles, um 
zu verhindern, dass Menschen, die diesen 
Schutz nötig haben, ihr Recht auf Asyl in  
Anspruch nehmen können.
«luxemburg argumente» Nr. 8

Download unter  www.rosalux.de/publication/ 40329

Vorankündigung  Erscheint  im Dezember  2014
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«Das Ganze der guten Arbeit bedeutet 
viel mehr als gute Erwerbsarbeit:  
Arbeit an sich selbst wie etwa Bildung 
und Muße muss ausreichend Platz im 
Leben haben, die Sorge- und Hausarbeit 
mit der Partnerin oder dem Partner  
gerecht geteilt werden. Nicht zuletzt:  
Das politische Engagement, das Hinaus­
treten in die Welt der öffentlichen  
Angelegenheiten muss materiell und 
zeitlich möglich sein.»

Katja Kipping

http://www.rosalux.de

